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Sehr geehrte Damen und Herren,

auf Initiative des Freiburger Interventionsprojekts gegen häus-
liche Gewalt findet die Fachkonferenz zum Thema „Stalking“ 
in Freiburg  statt.

Stalking kommt aus dem Englischen und ist der Jägersprache 
entliehen, es bedeutet: auf die Pirsch gehen. Man bezeichnet 
damit ein Verhaltensmuster, bei dem ein Täter einem ande-
ren Menschen nachspioniert, ihn belästigt, bedroht und ein-
schüchtert, persönliches Eigentum beschädigt, ihn körperlich 
attackiert und in die Enge treibt. Es sind eine Vielzahl von 
Handlungen gemeint, die gegen den Willen einer Person be-
wusst  und wiederholt ausgeübt werden, um sie zu ängstigen 
und zu irritieren. Die meisten Opfer leben täglich, oft jahrelang in Angst um ihr Leben, oder 
um das Leben ihrer Kinder.

Mit dieser Tagung wird erstmalig in Baden-Württemberg ein fachlicher Austausch und eine 
Diskussion zwischen Experten verschiedener Institutionen und Ministerien organisiert und 
das Thema „Stalking“ in den Blickpunkt der Öffentlichkeit gestellt. Dabei wird die Öffent-
lichkeit sensibilisiert und das Fachpublikum umfassend informiert. In der Diskussion sollen 
bessere Interventionsmöglichkeiten zum Schutze der Opfer erarbeitet werden. 

Darüber hinaus wird angestrebt, mit den Entscheidungsträgern aus Justiz und Ministerien, 
die Rechtsmittel zu optimieren mit dem Ziel, das zivilrechtlich ausgelegte Gewaltschutz-
gesetz durch ein „Anti-Stalking-Gesetz“ zu ergänzen. Damit müsste nicht mehr das Opfer 
selbst dir Voraussetzungen für einen strafrechtlichen Schutz schaffen.

Im Folgenden finden Sie die Ergebnisse des Fachforums zusammengefasst.

Dr. Ellen Breckwoldt, 
Vorsitzende des Trägervereins des Freiburger Interventionsprojektes,
Vorsitzende des Frauen- und Kinderschutzhauses Freiburg e.V.

Eröffnung der Interdisziplinären FachtagungFrauen- & Kinderschutzhaus Freiburg e.V.

. . . Schutz und Hilfe für mißhandelte Frauen und ihre Kinder.
 
. . . Shelter and help for threatened and illtreated women and their children.
 
. . . Proteccion y ayuda para mujeres maltratadas y sus hijos.
 
. . . Tehdit altind bulunan siddet görmüs kadinlar ve onlarin cocuklari 
      icin korum ve jardim.
 
. . . Aide et protection aux femmes en détresse et leurs enfants.

Frauen-Beratungsstelle  Frauen- und Kinder-

bei häuslicher Gewalt schutzhaus Freiburg e.V.( 31072

Die Frauen-Beratungsstelle bei häuslicher Gewalt
informiert und berät 

* in allen Fällen von häuslicher Gewalt
* nach einem Platzverweis
* im Rahmen der Nachsorge nach einem Aufenthalt im Frauenhaus

Terminvereinbarung unter Telefon 3 10 72
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Sehr geehrte Damen und Herren,

ich begrüße Sie anlässlich der heutigen Fachtagung zum The-
ma „Stalking und häusliche Gewalt“.

Es ist erfreulich, dass es Frau Andrea Weiß als Leiterin der 
Koordinationsstelle des Freiburger Interventionsprojekts ge-
gen häusliche Gewalt gelungen ist, zu diesem Thema eine 
hochkarätig besetzte Gruppe von Fachleuten nach Freiburg 
zu bringen und dadurch den interdisziplinären Austausch vor 
hiesigem Fachpublikum zu ermöglichen.

Das Ziel dieser Tagung ist es, durch Information und Aus-
tausch eine verbesserte Interventionspraxis bei Stalking im 
Zusammenhang mit häuslicher Gewalt zu etablieren. Es ist die erste Veranstaltung zum 
Thema Stalking im Land Baden-Württemberg! Das Phänomen Stalking im Rahmen häusli-
cher Gewalt hat mehrere Fassetten: Der in den letzten Jahren verstärkt in der Öffentlichkeit 
verwendete Anglizismus „Stalking“, mit dem ursprünglich die obsessive Verfolgung und 
Belästigung von prominenten Zeitgenossen beschrieben wird, hat sich mittlerweile auch in 
Deutsch land etabliert.

Es ist wünschenswert, dass dieser Begriff inzwischen auch wissenschaftliche Bedeutung 
errungen hat. Das Phänomen der unerwünschten Annäherung und Verfolgung von Frauen 
und Männern durch in der Regel den verlassenen Ex-Partner ist nicht neu und stellt seit jeher 
eine Bedrohung und eine Form psychischer und oft auch physischer Gewalt dar.
Stalking bedeutet in der Mehrzahl der Fälle nicht weniger als eine Fortsetzung häuslicher 
Gewalt nach einer erfolgten Trennung.

Das Gewaltschutzgesetz – seit 01.01.2002 – sieht Stalking als Strafrechtstatbestand nicht 
explizit vor. Es erleichtert aber das Einleiten von polizeilichen und gerichtlichen Maßnah-
men zum besseren Schutz vor Stalkern. Wäre ein eigenes Stalking-Bekämpfungsgesetz 
nicht wünschenswert? Die Referate und die Diskussion im Laufe der heutigen Tagung wer-
den dazu sicherlich aufschlussreich sein.

Freiburg hat im Zusammenhang mit diesem Thema schon einiges vorzuweisen: Das Frei-
burger Interventionsprojekt gegen häusliche Gewalt wurde bereits 1997 initiiert von der 
Stelle zur Gleichberechtigung der Frau und fand in der Person von Frau Dr. Breckwoldt 
als Vorsitzende des Freiburger Frauen- und Kinderschutz hauses eine überaus engagierte 
Unterstützerin.

Der Verein Frauen- und Kinderschutzhaus e.V. übernahm die Trägerschaft für das Projekt. 
Die Stadt Freiburg unterstützt das Freiburger Interventionsprojekt gegen häusliche Gewalt 
seit der Eröffnung der Projektgeschäftsstelle im Jahr 2000. Im Jahr 2003 und 2004 betrug 
die städtische Förderung jeweils EUR 82.000. 
Mit dieser Förderung wird der Bedeutung des institutionell vielfach miteinander verbun-
denen Projekts zum Abbau und zur Verhinderung von Gewalt gegen Frauen und Kinder 
Rechnung getragen. Das Projekt ist eingebunden in die Kommunale Kriminalprävention 
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Sehr geehrter Herr Bürgermeister von Kirchbach,
sehr geehrte Damen und Herren

als Frauenbeauftragte der Stadt Freiburg freue ich mich, dass 
ich Sie heute am 25. November, dem Internationalen Tag 
„Nein zur Gewalt an Frauen und Mädchen“ begrüßen darf. 
Dass an diesem Tag hier in Freiburg eine so wichtige und in-
teressante Fachtagung stattfindet, ist mir eine ganz besondere 
Freude. Heute am 25. November, dem Internationalen Tag 
„Nein zur Gewalt an Frauen und Mädchen“ wird in der gan-
zen Welt die Bekämpfung der Gewalt an Frauen zum Thema 
gemacht und nach Lösungen gesucht. 

Wir in Freiburg wissen, wie wichtig es ist, sich mit dem Thema 
„Gewalt gegen Frauen“ auseinander zu setzen und nach neuen Wegen in der Bekämpfung 
der Gewalt zu suchen. Neue Wege in der Bekämpfung von Gewalt gehen, das heißt 
auch die unterschiedlichen Formen der Gewaltausübung zu benennen, um dann passge-
naue Lösungen zu entwickeln. Die heutige Fachtagung zum Thema Stalking und häusliche 
Gewalt ist ein solcher Schritt dahin. In jüngster Zeit gibt es auch in Deutschland repräsenta-
tive Studien zu diesem Thema, die belegen, wie verbreitet Stalking ist und wie gravierend 
es sich für die Betroffenen auswirkt. Und die Betroffenen, das sind in der überwiegenden 
Mehrzahl Frauen. 

Ich danke dem Freiburger Interventionsprojekt und vor allem seiner Leiterin Andrea Weiß, 
dass sie diese Tagung hier in Freiburg möglich gemacht und organisiert hat. Der Gedanke der 
interdisziplinären Zusammenarbeit, der dieser Tagung wie ja auch dem Interventionsprojekt 
zugrunde liegt, wird der effektiven Kooperation zu Gunsten der betroffenen Frauen und 
Kinder nutzen. Ich bin sicher, dass die Tagung – es ist übrigens die erste Veranstaltung 
zum Thema Stalking im Land Baden-Württemberg(!) – ein wichtiger Impuls für die weitere 
Gewaltschutzarbeit vor Ort sein wird. 

In der heutigen Tagung zeigt sich einmal wieder, wie wichtig die Koordinierungsstelle des 
Interventionsprojektes als Impulsgeberin für das Gelingen des Gesamtprojektes ist. Die kürz-
lich vom Bundesfrauenministerium veröffentlichten Forschungsergebnisse der Begleitstudie 
bestätigen wissenschaftlich, was alle am Interventionsprojekt Beteiligten längst wissen: Eine 
unabhängige Koordinierung ist für die erfolgreiche Arbeit von Interventionsprojekten auch 
über einen längeren Zeitpunkt unabdingbar. Dass wir in Freiburg eine Juristin als Koordinatorin 
haben und das Interventionsprojekt organisatorisch an das Frauen- und Kinderschutzhaus, 
dessen 25jähriges Bestehen wir morgen feiern, angeschlossen ist, zeigt die interdisziplinäre 
Herangehensweise und trägt sicherlich mit zum Erfolg des Projektes bei.

Das Freiburger Interventionsprojekt gegen häusliche Gewalt ist schon immer in beson-
derer Weise mit dem Internationalen Tag „Nein zur Gewalt an Frauen und Mädchen“ 
verbunden gewesen. So bereits 1997 als am 25.11. im Alten Ratssaal das Berliner 
Interventionsprojektes vorgestellt wurde, an dem sich dann das Freiburger Projekt orientier-
te und am 24. November 2000 als die Koordinierungsstelle eröffnet wurde. 

der Stadt Freiburg und kann auf eine engagierte Polizei und Staatsanwaltschaft zählen.
Ich darf auch sagen, dass wir trotz einer sehr schwierigen Haushaltssituation und Zusam-
menhängen an dieser städtischen Förderung festhalten wollen.
Die Stadtverwaltung ist mit der Stelle zur Gleichberechtigung der Frau und Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern des Sozial- und Jugendamtes zusammen mit weiteren sehr engagierten 
Vertreterinnen und Vertretern von ca. 20 örtlichen Einrichtungen mit am Runden Tisch und 
in drei Fachgruppen beteiligt.
Die Etablierung des Platzverweisverfahrens und der Täterzuweisung in ein soziales Trai-
ningsprogramm sind weitreichende Erfolge des Freiburger Projekts.

Die im Januar 2003 durchgeführte Fachtagung zum Thema „Frauen und Kinder als Opfer 
häuslicher Gewalt“ zählt ebenfalls als großer Erfolg und fand über die Grenzen Baden-
Württembergs hinaus großes Interesse und Anerkennung.

Für die heutige Tagung wünsche ich uns allen einen erfolgreichen Verlauf, eine fruchtbare 
Diskussion und dem Projekt weiterhin gute Fortschritte.

Ulrich von Kirchbach
Bürgermeister für Kultur, Jugend und Soziales
Sozialdezernent Stadt Freiburg

Grussworte zur Fachtagung Grussworte zur Fachtagung
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Aus der kürzlich vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend veröf-
fentlichten repräsentativen Untersuchung zu Gewalt gegen Frauen wissen wir, dass Gewalt 
gegen Frauen überwiegend häusliche Gewalt durch männliche Beziehungspartner ist und 
mindestens jede vierte Frau, die in einer Partnerschaft lebt oder gelebt hat, dort auch 
Gewalt erfahren hat. 
Häusliche Gewalt betrifft also weder Randgruppen, noch Minderheiten. Ich habe mal 
ein bisschen mit den Daten des Amtes für Statistik gerechnet, danach sind 54 400 
Freiburgerinnen entweder verheiratet, verwitwet oder geschieden. Sie alle haben jedenfalls 
in einer Paarbeziehung gelebt. Wenn jede vierte von ihnen häusliche Gewalt erlebt hat, 
so sind das 13 600 Frauen. Berechnet man die 34 000 ledigen Frauen zwischen 15 und 
69 mit ein (denn alle die in nichtehelichen Lebensgemeinschaften leben, sind ja bisher von 
meiner Rechnung nicht erfasst worden) und geht mit dem Bundesfamilienministerium davon 
aus, dass etwa 20% von ihnen in einer nichtehelichen Paarbeziehung leben (s. Frauen in 
Deutschland BMFSFJ 2003, S.114), so erhöht sich die Zahl derer, die häusliche Gewalt 
erlebt haben oder erleben, auf rund 15.300 Freiburgerinnen. Ich bin zuversichtlich, dass 
angesichts dessen auch bei einer im höchsten Maße angespannten Haushaltslage die Stadt 
Freiburg im nächsten Doppelhaushalt das Interventionsprojekt weiter fördern wird, mit – wie 
wir nach diesem Zahlenspiel wissen – etwa 5,40 € pro betroffener Frau.

Ich wünsche uns allen jetzt eine interessante und erfolgreiche Tagung und bin gespannt, 
welche neuen Projekte und Vernetzungen sich aus dem heutigen Tag ergeben werden.

Danke

Dr. Cornelia Hösl-Kulike
frauenbeauftragte, Stadt Freiburg

(Im Jahr 2003 und 2004 betrug die städtische Förderung an den Trägerverein vom Frauen- 
und Kinderschutzhaus jeweils EUR 82.000.
Für das Frauenhaus beträgt die städtische Förderung im derzeitigen DHH 224.750 €, d.h. 
pro betroffene Frau noch mal ca 15 € =14,70)

Grussworte zur Fachtagung

Stalking und Häusliche Gewalt – Eine allgemeine 
Einführung. Zum Management derartiger Fälle

Dipl. Psych. Jens Hoffmann, 
Dipl. Psych. Isabel Wondrak
Arbeitstelle für Forensische Psychologie, TU Darmstadt

Was verstehen wir unter Stalking? Der Begriff stammt aus dem 
englischen Sprachraum und bedeutet dort Pirschjagd, steht 
also für das Hinterherschleichen hinter einem Wild. Mit der 
Zeit fand der Ausdruck auch für Verhaltensweisen Verwen-
dung, die auf Menschen ausgerichtet sind. Dabei galt Stal-
king zunächst als eine eher harmlose Angelegenheit, die vor 
allem Prominente betrifft. Stalker waren in den 80er Jahren verrückte Fans, die ihrem Idol 
nachsteigen und dafür ein wenig belächelt wurden (Hoffmann, im Druck). Mehrere Aufse-
hen erregende, aber voneinander unabhängige Mordfälle in den USA, bei denen sowohl 
eine Schauspielerin als auch „normale“ Frauen zum Opfer wurden, führten zu einer völlig 
neuen Wahrnehmung des Phänomens. Stalking galt nun als ein Verhaltensmuster, welches 
potenziell in tödlicher Gewalt enden kann. In Folge wurde Stalking – zunächst in Nordame-
rika, später auch in Australien, Europa und einigen westlich orientierten Gegenden Asiens, 
wie Japan und Hongkong – zu einem öffentlichen Thema. Vor allem in den USA reagierte 
der Staat relativ schnell: Es entstanden spezielle Anti-Stalking-Gesetze, Sondereinheiten der 
Polizei wurden in einigen Metropolen eingerichtet und Mittel bereit gestellt, die seit Mitte 
der 90er Jahre zu einem regelrechten Boom bei der Erforschung von Stalking führten. 

In Deutschland kam der Begriff Stalking mit dem Beginn des neuen Jahrtausends an. 
Die Diskussion wurde vor allem durch eine einseitige und dramatisierende Mediendar-
stellung angefacht: „TV-Magazine, Illustrierten, sie alle begannen atemlos über die neue 
Bedrohung aufzuklären. So sehr dies zu einer längst überfälligen Sensibilisierung für die 
Problematik führte, so sehr wurde zugleich die Perspektive klischeehaft auf Amok laufen-
de Ex-Liebhaber und wahnhafte Charaktere verengt, die, angetrieben von Visionen einer 
gemeinsamen Bestimmung, ihnen völlig fremde Menschen verfolgen. Parallel begann sich 
in der Bundesrepublik auch der Staat des Stalking anzunehmen. Ein neues sogenanntes 
Gewaltschutzgesetz ermöglicht unter anderem eine juristische Handhabe gegen obsessive 
Kontaktversuche, zudem wurden bei der Polizei in einigen Bundesländern Ansprechpartner 
für Stalking-Opfer ernannt und geschult. Denn immer wieder mussten Betroffene die frustrie-
rende Erfahrung machen, dass zur Unterstützung herbeigerufene Polizeibeamte machtlos 
waren, da eine rechtlich notwendige explizite Drohung oder konkrete Gewalttätigkeiten 
nicht zu verzeichnen waren. So blieb der Kampf gegen Stalking – auch für Prominente 
– meist ein verzweifeltes Unterfangen, bei dem sich die Opfer oft zu Recht von der Gesell-
schaft im Stich gelassen fühlten.“ (Hoffmann, 2004, S. 103)  

Die wissenschaftliche Definition von Stalking
Aus wissenschaftlicher Sicht stellt Stalking zunächst ein Verhaltenskonstrukt dar, welches ein 
Muster wiederholter und belästigender Handlungen umschreibt. Dabei ist die Grenze nicht 
leicht zu ziehen, ab wann genau etwa sich fortsetzende Kontaktversuche nach der Tren-

Stalking & Häusliche Gewalt – Eine allgemeine Einführung
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nung von einem Partner ins „Pathologische“ kippen und als Stalking bezeichnet werden. 
In einer weitgehend akzeptierten Arbeitsdefinition wurde Stalking beschrieben „…als wie-
derholte (mindestens zehn Mal) und andauernde (mindestens vier Wochen), unerwünschte 
Versuche, sich dem Opfer anzunähern oder mit ihm zu kommunizieren. Das Verhalten 
wurde dabei auf der Basis des Empfindens des Opfers als unerwünscht angesehen und 
nicht aufgrund von Behauptungen der Täter.“ (Mullen, Pathé, Purcell und Stewart, 1999, S. 
1245). Hoffmann (im Druck) machte sechs Bestimmungsstücke aus, die das Vorhandensein 
von Stalking markieren. Es sind dies...

1. ...wiederholte Handlungen der Kontaktaufnahme, Annäherung oder Belästigung 
2. ...die sich über einen längeren Zeitpunkt erstrecken
3. ...und dabei die impliziten Regeln sozialer Interaktion überschreiten 
4. ...die sich auf eine spezifische Person richten
5. ...und die von dieser Zielperson zumindest teilweise wahrgenommen werden 
6. ...und von ihr nur eingeschränkt oder gar nicht beeinflussbar sind. 

Auftretensformen, Dauer und Häufigkeit von Stalking
An der Arbeitsstelle für Forensische Psychologie führten wir die bislang umfangreichste Un-
tersuchung zum Thema Stalking im deutschsprachigen Raum durch1. Dabei wurden sowohl 
Betroffene als auch Stalker selbst befragt. Im Rahmen der Studie füllten 551 deutschsprachi-
ge Stalking-Opfer einen Fragebogen aus, der folgende Ergebnisse zu Ausmaß und Art der 
Verhaltensweisen von Stalking erbrachte (Meinhardt & Wondrak, 2004; Voß, Hoffmann 
& Wondrak, im Druck). Demzufolge gaben nur drei Prozent der Betroffenen an, dass sie 
lediglich eine einzige Form von Stalking-Handlungen erlebt hatten. Mit der Zahl 7.5 erwies 
sich der Durchschnittswert unterschiedlicher Verhaltensweisen als deutlich darüber liegend. 
Dabei traten am häufigsten Telefonanrufe auf. Andere Kommunikationsversuche, wie das 
Schreiben von Briefen, SMS oder E-Mails, wurden zwar immer noch regelmäßig berichtet, 
waren aber seltener.   
Direkte physische Annäherung in Form von Herumtreiben erfolgten in zwei Dritteln aller Fäl-
le, Handlungen des Verfolgens oder Nachlaufens waren mit einer Auftretenshäufigkeit von 
gut vierzig Prozent weniger oft zu verzeichnen. Deutlich mehr als die Hälfte der Betroffenen 
waren zudem Ziel indirekter Stalking-Taktiken, wie die Kontaktaufnahme über Dritte oder 
Informationsrecherchen im Umfeld des Opfers. Mit 39 Prozent berichtete ein erschreckend 
hoher Anteil von aggressiven Handlungen des Stalkers. Dies umfasste ein breites Spektrum 
physischer Gewalthandlungen, angefangen von vergleichsweise leichten Formen, wie Fest-
halten und Stoßen, bis hin zu Schlägen, Würgen, dem Einsatz von Waffen, Folter und in 
einigen wenigen Fällen sogar Mordversuchen. Allerdings muss davon ausgegangen wer-
den, dass vor allem schwerere Fälle von Stalking in die Untersuchung eingeflossen waren, 
denn die Opfer hatten sich ja aktiv für eine Teilnahme gemeldet. Damit ist die Auftretens-
häufigkeit problematischer Verhaltensweisen nicht für alle Stalking-Fälle in der Bevölkerung 
repräsentativ, sondern wird tendenziell überschätzt. 

1 Das Projekt wurde maßgeblich durch die Opferhilfeorganisation „Weißer Ring“ unter-
stützt, der wir an dieser Stelle noch einmal danken möchten.

Tabelle 1: Arten der Kontaktaufnahmen bei Stalking 

Stalking-Verhaltensweisen – Vorgegebene Antwortmöglichkeiten Häufigkeit (n) Prozent (%)

Telefonanrufe 462 83.8

Herumtreiben in der Nähe 364 66.1

Kontaktaufnahme über Dritte 339 61.5

Im Umfeld nach der Betroffenen fragen 292 53.0

Vor der Haustüre stehen 287 52.1

SMS 271 49.2

Briefe 268 48.6

Nachlaufen 233 42.3

Körperliche Angriffe 214 38.9

E-Mails 206 37.4

Wortloses Dastehen/Dasitzen 200 36.3

Verfolgen mit dem Auto 195 35.4

Nachrichten am Auto/Haustür o. ä. 179 32.5

Beschädigung von Eigentum 133 24.1

Eindringen in die Wohnung 94 17.1

Zusenden von schockierenden/obszönen Gegenständen 70 12.7

Bestellungen bzw. Abbestellungen von Waren/Dienstleistungen im Namen der 

Betroffenen
60 10.9

Anmerkung. Mehrfachnennungen waren möglich; nach Meinhardt & Wondrak (2004), 
n = 551

Die Opfer wurden zudem nach der Dauer des Stalking befragt. Berücksichtigte man ledig-
lich die bereits abgeschlossenen Fälle, ergab sich hier ein durchschnittlicher Wert von 28 
Monaten. Die Spannbreite erwies sich als beträchtlich und variierte zwischen einem Monat 
und mehr als zwanzig Jahren.

Stalking ist ohne Zweifel ein Massenphänomen. Mehrere internationale, repräsentative 
Studien, zum Beispiel aus den USA (Tjaden & Thoennes, 1998), aus Großbritannien (Budd 
und Mattinson, 2000), aus Australien (Purcell, Pathé & Mullen, 2002) oder aus Deutschland 
(Dressing, Kuehner & Gass, im Druck) kamen nur auf den ersten Blick zu unterschiedlichen 
Ergebnissen hinsichtlich der Auftretenshäufigkeit obsessiver Verfolgung und Belästigung in 
der Bevölkerung. Dahinter steckten unterschiedliche Grade der Schwere und Intensität des 
Stalking, ausgedrückt etwa durch die Dauer der Belästigungshandlungen und dem Ausmaß 
der Furcht bei dem Opfer. Hoffmann (im Druck) verglich die verschiedenen Untersuchungen 
miteinander und kam zu den Schluss, dass die Zahlen, gleicht man die unterschiedlichen, 
zugrunde liegenden Arbeitsdefinitionen einander an, durchaus vergleichbar sind. Dem-
nach werden fünf bis sieben Prozent aller Menschen in ihrem Leben einmal Opfer von 
extremen Stalking, wobei sie Angst haben, dass sie oder ihnen nahestehende Personen 
Opfer einer Gewalttat des Verfolgers werden. Etwas mehr als jeder zehnte Bürger ist einer 
Form von Stalking ausgesetzt, die zwar auch Furcht auslöst, nicht aber unbedingt im Sinne 
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einer Angst um das eigene Leben. Zieht man noch sehr leichte Formen der Belästigung 
hinzu, die oftmals eher nervtötend denn wirklich belastend sind, kommt man auf Raten von 
bis zu 25 Prozent. Hier ist allerdings stark zu bezweifeln, ob man dabei noch von Stalking 
sprechen sollte und nicht einfach nur beispielsweise von Belästigungen oder Grenzüber-
schreitungen.  

Der verzerrte Blick des Stalkers
Was verbirgt sich auf Seite der „Täter“ hinter Stalking? Hier ist zunächst eine obsessive 
Fixierung auf das Opfer zu nennen, die sich sowohl in einer gedanklichen als auch in einer 
emotionalen Besessenheit manifestiert. Das zweite Kernmerkmal ist die massive Realitäts-
verzerrung, die in der Wahrnehmung des Opfers zu beobachten ist. Kaum ein Stalker sieht 
seine Verhaltensweisen und seine Sichtweise als Wurzel des Problems an, fast immer wird 
dem Opfer die alleinige Schuld zugeschrieben. Es hat ihn provoziert, es weiß einfach noch 
nicht, dass beide füreinander bestimmt sind oder es hat sich so schlecht ihm gegenüber 
verhalten, dass seine Rache in Form von Psychoterror mehr als berechtigt ist. 

Wie bereits berichtet erfassten wir im Rahmen unserer Stalking-Studie auch die Perspek-
tive der obsessiven Verfolger auf das Geschehen. Insgesamt 98 Stalker füllten unsere Fra-
gebögen aus und gaben uns eine Einsicht in ihre Innenwelt: „Interessanterweise räumten 
vier von fünf Stalkern ein, dass ihre Annäherungsversuche keinen Erfolg hatten. Die Hart-
näckigkeit ihrer Fixierung offenbarte sich jedoch darin, dass sie ungeachtet des Nichterrei-
chens ihres Ziels zu 95 Prozent das Stalking fortsetzten. Gefragt nach den Gründen ihrer 
Ausdauer (an diesem Punkt waren Mehrfachnennungen möglich), zeigte sich eine stark 
verzerrte Wahrnehmung des Geschehens, die es den Betroffenen kaum möglich macht, 
ihren Verfolger davon zu überzeugen, dass sie keine Beziehung wünschen. So wurden von 
den Stalkern als häufigste Motive für die Fortsetzung ihrer Bemühungen genannt, dass sie 
davon ausgingen, dass das Opfer schicksalhaft für sie bestimmt ist (42 %), dass sie seinen 
Widerstand brechen müssten, da sie überzeugt waren, dass das Opfer im Grunde doch 
Interesse an ihnen hat (34 %) und dass sie glauben, für diese Person sorgen zu müssen (33 
%). An dieser Stelle wird auf beeindruckende Weise deutlich, wie wenig Stalker in der Lage 
sind, eine Ablehnung ihres Begehrens nach Nähe zu akzeptieren. Zu 32 Prozent gaben 
die Verfolger zudem ein egozentrisches Motiv an, nämlich, dass sie an ihr eigenes Glück 
und ihre Bedürfnisse denken müssen. Die weit verbreitete Vermutung, dass es bei Stalking 
vor allem um Macht und Kontrolle geht, spiegelt sich zumindest in der Eigenwahrnehmung 
der Stalker nicht wider, denn dieser Punkt wurde lediglich von 14 Prozent angeführt. Auch 
fanden sich erstaunlich wenig explizit aggressive Bedürfnislagen: Zehn Prozent äußerten, 
Furcht und Schrecken verbreiten zu wollen, nur bei sechs Prozent war es der Wunsch, 
Rache zu üben.“ (Hoffmann, Voß & Wondrak, im Druck) Hier muss allerdings angemerkt 
werden, dass manche Antworten - obgleich in strenger Anonymität erfasst – im Sinne einer 
sozialen Erwünschtheit vielleicht etwas beschönigt wurden. Da die Teilnehmer selbstständig 
die Fragebögen im Internet ausfüllten und damit einräumten, Verhaltensweisen zu zeigen, 
die als Stalking bezeichnet werden können, gingen wir davon aus, dass es sich im Gegen-
satz zu der Opferstichprobe hier nicht um Sample handelte, dass sehr grenzverletzend und 
aggressiv auftrat.   

Zum Verhältnis zwischen Opfern und Stalkern 
Unsere Befragung von 551 Opfern resultierte in umfangreichen Daten zu den psychologi-
schen und soziodemografischen Rahmenbedingungen von Stalking. So wurde die bereits 
in internationalen Untersuchungen gewonnene Erkenntnis, dass vorwiegend Frauen zum 
Ziel von Stalking werden, bestätigt, denn knapp 85 % der Opfer waren weiblich. Der 
Altersschwerpunkt sowohl bei den Betroffenen als auch bei den Verfolgern lag im vierten 
Lebensjahrzehnt; die Stalkingopfer waren im Durchschnitt etwa 34 Jahre alt, wobei die 
Spannbreite zwischen 15 und 63 Jahren lag. 
Bei dieser Befragung wurden über die Aussagen der Opfer auch die demografischen Da-
ten der obsessiven Verfolger und Belästiger erfasst. Die Stalker waren mit durchschnittlich 
38 Jahren etwas älter als die von ihnen verfolgten Personen, der jüngste von ihnen war 15, 
der älteste 90 Jahre alt. Komplementär zu der Geschlechterverteilung auf Seiten der Opfer 
handelte es sich bei vier von fünf Stalkern um Männer.

Eine sowohl für die Grundlagenforschung als auch für die Entwicklung von Interventions-
maßnahmen wichtige Frage ist die nach der Vorbeziehung zwischen den Stalkern und den 
Betroffenen. Hierbei zeigte sich, dass in der absoluten Mehrzahl der Fälle irgendeine Art 
von sozialer Interaktion, oftmals sogar von enger Natur, dem Geschehen vorausging. 

Beziehung zwischen Stalkern und Betroffenen Häufigkeit (n) Prozent (%)

Insgesamt 551 100

Ex-Partner 267 48.5

Bekannter 68 12.3

Fremder 51 9.3

Sonstiges (z.B. Nachbar) 49 8.9

Arbeitskollege 35 6.4

Freund 28 5.1

Professionelle Beziehung (z.B. Klient, Kunde, Patient, Schüler) 25 4.5

Ex-Partner vom Partner 19 3.4

Familienmitglied 9 1.6

In unserer Studie legten wir ein besonderes Augenmerk auf das Stalking durch den Ex-Part-
ner, da Stalking am häufigsten nach dem Ende einer intimen Beziehung auftritt. Die Fragen 
bezogen sich u. a. auch auf die Qualität der ehemaligen Beziehung, wobei hier besonders 
die Aspekte von Gewalt, Eifersucht und Kontrolle im Vordergrund standen. In einigen Fäl-
len handelte es sich um eine homosexuelle Beziehung: 19 homosexuelle Männer wurden 
von ihrem Ex-Partner gestalkt und in zwei Fällen wurden Frauen von ihren Ex-Partnerinnen 
gestalkt. 
Die mit Abstand größte Gruppe von Stalking-Fällen stellte die Belästigung und Verfolgung 
durch frühere Partner und Lebensgefährten dar; dies war bei fast jedem zweiten Vorfall zu 
beobachten. Dabei traten gehäuft Eifersucht und Kontrolle noch während der Beziehung 
auf: Für 85 % der Stalker war es beispielsweise während der Partnerschaft immer wichtig 
zu wissen, was ihre damaligen Partnerinnen gerade tun, wo sie sich aufhalten, was sie 
vorhaben, etc. Zu drei Vierteln waren die Partnerschaften durch Eifersucht geprägt war und 
in 69 Prozent der Fälle hatte der spätere Stalker häufiger die Angst, dass die Beziehung 
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zerbricht. Auffallend war, dass mehr als jedes zweite Stalkingopfer alle drei Aspekte schon 
während der Beziehung durch ihren Ex-Partner erlebt hatte.

Stalking und häusliche Gewalt
Nicht selten wird Stalking zumindest implizit als eine Unterform häuslicher Gewalt verstan-
den, bei der sozusagen die physische Aggression in einer Form von Psychoterror fortge-
setzt wird. Diese Sichtweise muss eindeutig als zu verkürzt gelten. In unserer Befragung von 
Stalking-Opfern berichteten nur 19 Prozent, sowohl häuslicher Gewalt als auch Stalking 
ausgesetzt gewesen zu sein. Und auch bei der Gruppe der Betroffenen von Ex-Partner-
Stalking trat bei weitem nicht immer zuvor physische Beziehungsgewalt auf, der Anteil lag 
hier bei 40 Prozent. Allerdings erwies sich das Vorhandensein von häuslicher Gewalt in 
der Partnerschaft als statistisch signifikanter Vorhersagefaktor für spätere physische Gewalt 
beim Stalking. Etwa drei Viertel der Stalker waren sowohl während als auch nach der Be-
ziehung körperlich aggressiv gegenüber dem Opfer.  

Unterscheiden sich Ex-Partner-Stalker, die häusliche Gewalt angewendet hatten von sol-
chen, die zuvor in der Beziehung keine physischen Aggressionen gezeigt hatten? Küken, 
Hoffmann und Voß (im Druck) verglichen beide Gruppen miteinander, wobei sich eine inte-
ressante Differenz im Beziehungsverhalten offenbarte. Stalker, die auch häusliche Gewalt-
täter gewesen waren, zeigten in der Partnerschaft verstärkt dominante und kontrollierende 
Verhaltensweisen, indem sie beispielsweise das Opfer von seinem Umfeld zu isolieren 
versuchten oder es herabwürdigten. Vor einem solchen Hintergrund kann das spätere Stal-
king auch als ein fortgesetzter Versuch der Machtausübung verstanden werden. Stalker, 
die in der vorhergehenden Beziehung nicht physisch gewalttätig gewesen waren, hatten 
in der Partnerschaft eher Verhaltensweisen gezeigt, die durch eine ängstliche, emotionale 
Bindung und die Angst vorm Verlassenwerden charakterisiert waren.   

Dieses Ergebnis ist nicht nur psychologisch, sondern auch für die Beratungspraxis von 
Interesse. Opfer von Ex-Partner-Stalking sollten befragt werden, wie sich ihr Belästiger be-
reits in der Beziehung verhalten hatte. Dadurch lässt sich zum einen eine Prognose künftiger 
Gewalttätigkeiten sicherer erstellen. Des Weiteren kann man dadurch den Stalker besser 
in seiner Persönlichkeit einschätzen, was Relevanz besitzt sowohl für die Entwicklung von 
Management-Strategien als auch für individuelle Empfehlungen an das Opfer, wie es sich 
in bestimmten Situationen am Besten verhält (Hoffmann, im Druck). Falsch wäre es zu ver-
suchen, die Strategien für den Umgang mit häuslicher Gewalt eins zu eins auf Stalking zu 
übertragen (Sieverding, 2004). Hier sind differenzielle Konzepte vonnöten, auch um den 
Schutz der Opfer vor gewalttätigen Eskalationen durch kompetente Beratung zu erhöhen.    

Zum Umgang mit Stalking
Vorweg: es gibt nicht die Lösungsstrategie für alle Stalkingfälle. Selbst bei einem bestimm-
ten Stalking-Fall ist es notwendig, die Einschätzung ständig an aktuelle Geschehnisse zu ad-
aptieren. Dies begründet sich durch die Charakteristika von Stalking: es handelt sich um ein 
komplexes psychologisches und soziales Geschehen, hinter welchem sich eine Vielzahl von 
Motiven, Emotionen, Handlungen, Psychopathologien und Interaktionen verbergen kann 
(Hoffmann, 2002). Auch ist Stalking ja gerade durch seine andauernden und wiederholten 
Handlungen charakterisiert. Daher ist es sinnvoll, möglichst frühzeitig und konstruktiv zu in-
tervenieren, nicht selten bewirken falsche Empfehlungen das Gegenteil, so dass Stalkingo-

pfer einer höheren Gefahr ausgesetzt sind und sich die Obsession auf Seiten des Stalkers 
noch verfestigt (de Becker, 1994; Spitzberg, 2002). Im individuellen Stalkingverlauf sollten 
also Faktoren identifiziert werden, die das Stalking-Verhalten möglicherweise verstärken. 

Grundlegende Maßnahmen
Welche sind diese adäquaten Handlungsstrategien? Im Folgenden werden nun einige grund-
legende Strategien aufgeführt, die sich im Umgang mit Stalking als effektiv erweisen.

Konsequente Kontaktvermeidung des Opfers
Es ist von außerordentlicher Bedeutung, dass man als Betroffener dem Stalker eindeutig und 
nur einmal mitteilt, dass man zukünftig keinerlei Kontakt mehr wünscht. Diese letzte Wei-
sung muss unbedingt eindeutig und direkt formuliert sein, es dürfen also keine Begründun-
gen geliefert werden, die der Stalker zu seinen Gunsten uminterpretieren kann. Ab diesem 
Zeitpunkt müssen sämtliche Versuche seitens des Stalkers, mit dem Opfer Kontakt herzustel-
len, abgeblockt werden. In der Praxis bedeutet dies, dass auf SMS, Briefe, Ansprachen etc. 
nicht mehr reagiert werden darf. Auch wenn der Stalker fleht, droht, schimpft o.ä., es darf 
keine Reaktion von den Betroffenen erfolgen. Auch „letzte Aussprachen“ sind in jedem Fall 
abzuwehren, denn Ziel des Stalkers ist es, Kontakt mit dem Opfer wieder herzustellen, so 
dass selbst wütende Reaktionen in letzter Konsequenz bedeuten, dass er beachtet wird und 
seine Kontaktversuche von Erfolg gekrönt sind. 

Dokumentation des Geschehens
Als wichtig erweist sich zudem die möglichst vollständige Dokumentation des Geschehens. 
So sollten Aufzeichnungen des Anrufbeantworters, Briefe, Zuschriften etc. archiviert wer-
den. Bei Versuchen des Stalkers, persönlich die Betroffenen zu kontaktieren, sollte dies 
schriftlich festgehalten werden unter Berücksichtigung von Zeit- und Ortsangaben. Bei evtl. 
Sachbeschädigungen ist es hilfreich, die Schäden zu fotografieren. Dies hat zum einen 
den Grund, dass man im Falle eines juristischen Vorgehens Beweise vorlegen kann, zum 
anderen lassen sich mit Hilfe solcher Informationen Ableitungen über den Stalker und die 
Dynamik des Geschehens ziehen. 

Stalking im Umfeld bekannt machen
Das Bekanntmachen des Stalkinggeschehens im Umfeld der Betroffenen empfiehlt sich aus 
verschiedenen Gründen. Da Stalker häufig versuchen, über Dritte Kontakt mit den Opfern 
herzustellen, sollte das private und berufliche Umfeld informiert werden, damit diese keine 
Informationen an den Verfolger weitergeben. Zudem können dann die den Opfern nahe-
stehenden Personen gegebenenfalls dieses auch warnen, falls der Stalker sich nähert oder 
irgendwo auflauert. Nicht selten versuchen Stalker sogar, dritte Personen für ihr Stalking zu 
instrumentalisieren.
Ein offener Umgang hat den weiteren Vorteil, dass mögliche Missverständnisse gar nicht 
erst entstehen oder minimiert werden, beispielsweise indem man das Arbeitsumfeld darü-
ber informiert, was sich hinter den merkwürdigen oder ungewöhnlichen Anrufen verbirgt. 
Weiterhin kann man am Arbeitsplatz auch um Hilfe und Unterstützung bitten, indem Ar-
beitskollegen die Betroffenen am Telefon abschirmen oder diese nach Arbeitsschluss zum 
Auto oder nach Hause begleiten. 
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Unterstützung suchen
Für Stalkingopfer kann sich eine positive Unterstützung aus dem sozialen Umfeld als we-
sentliche Ressource im Umgang mit Stalking darstellen. Sehr viele Betroffene leiden unter 
dem Gefühl eines Kontrollverlusts, dass sie der Situation hilflos ausgeliefert und alleine 
gelassen sind oder quälen sich mit Sorgen und Ängsten. Erfährt man als Stalkingopfer 
aber verständnisvolle und mitfühlende Reaktionen, kann den oben genannten, negativen 
Emotionen entgegengewirkt werden. In einigen Fällen allerdings vermag die Unterstützung 
des sozialen Umfelds nicht mehr ausreichen, so dass sich eine therapeutische Unterstützung 
empfiehlt.

Management von Stalkingfällen 
Im Umgang mit Stalking ist ein interdisziplinäres Vorgehen unerlässlich (Meloy, 1997), was 
vor allem Psychologen, Rechtsanwälte, Polizisten, Kriminalisten oder auch Sozialarbeiter 
umfasst. Wichtig ist, dass Personen, die beruflich mit Stalkingopfern zusammentreffen, ver-
suchen, sich mit anderen Berufsgruppen zu vernetzen. Für alle Professionen gilt, dass die 
Aufklärung der Betroffenen und eine individuelle Verhaltensberatung ein wesentlicher Be-
standteil bei der Unterstützung von Stalkingopfern darstellt (Hoffmann & Wondrak, 2005). 
Indem beispielsweise erklärt wird, was sich hinter Stalking verbirgt, was die Motivation 
des Stalkers ist, was seine nächsten Schritte sein könnten, wird dem oft als unkontrollierbar, 
unvorhersehbar wahrgenommenen und unverständlichen Geschehen entgegengewirkt. 
Betroffene erleben eine solche Aufklärung als extrem erleichternd, sie verstehen das Ge-
schehen besser, fühlen sich verstanden und ernst genommen. Zudem ist es wesentlich, die 
Betroffenen mit den Verhaltensmaßnahmen vertraut zu machen. Möglicherweise können 
im individuellen Stalkingverlauf Faktoren identifiziert werden, die das Stalking bis dahin 
aufrecht erhalten ließen, beispielsweise, dass die Betroffenen stets versucht hatten, immer 
wieder klärende Gespräche mit dem Stalker führen zu wollen, oder auch provozierende 
Äußerungen gegenüber dem Belästiger gemacht hatten. Durch die Identifikation solcher 
zwar nachvollziehbaren, im Stalkingverlauf jedoch kontraproduktiven Verhaltensweisen 
kann das Geschehen positiv beeinflusst, bestenfalls sogar beendet werden. 

Wird die Polizei eingeschaltet, ist es sinnvoll, dass die Betroffenen versuchen, bei der 
zuständigen Behörde einen Beamten für sich zu gewinnen, der über sämtliche Informa-
tionen des Geschehens verfügt. Dies hat den Vorteil, dass man sich nicht jedes Mal von 
neuem erklären muss bzw. den Stalkingfall immer wieder neu schildern muss. Unerlässlich 
ist es allerdings, dass die Polizei dem Stalker konsequent und entschlossen entgegen tritt, 
da ansonsten sogar eine Bekräftigung des Stalking-Verhaltens erreicht werden kann (Hoff-
mann, 2001; Hoffmann, Özsöz & Voß, 2004). Wie unsere Studie allerdings zeigte, be-
steht hier bei der Polizei noch Handlungsbedarf, mehr als zwei Drittel der Betroffenen, die 
eine Anzeige erstatteten, hatten Schwierigkeiten, den Ernst ihrer Situation zu vermitteln. Die 
Stalkingopfer sahen sich konfrontiert mit Aussagen, dass die Polizei nicht zuständig sei, sie 
nichts unternehmen könnten, bis hin zu Schuldzuweisungen oder ironischen Bemerkungen, 
wie „Freuen Sie sich doch über solch einen Verehrer“. Es liegt auf der Hand, dass Betroffe-
ne, die derartige Erfahrungen machen, zukünftig keine polizeiliche Hilfe mehr in Anspruch 
nehmen werden, das Vertrauen in öffentliche Institutionen wird erschüttert. 
Vorreiter im polizeilichen Umgang mit Stalking stellt die Polizei in Bremen dar (Bettermann, 
im Druck; Oehmke, 2004). Dort wurden Beamte zu Stalkingbeauftragten benannt, die als 

feste Ansprechpartner für Betroffene zur Verfügung stehen und eng mit der Staatsanwalt-
schaft zusammenarbeiten. In Deutschland befinden derzeit weitere Polizeibehörden dabei, 
Beamte speziell zum Thema Stalking zu schulen, um die Betreuung der Opfer zu verbes-
sern. Dies ist ein hoffnungsvoller Weg, doch wird alleine die Polizei die Vielzahl von Stal-
king-Betroffenen in der Bevölkerung, die mit der zunehmenden Bekanntheit des Phänomens 
sich offensiver um Hilfe bemühen werden, nicht ausreichend versorgen können. Beratungs-
stellen, Sozialarbeiter, Betriebsräte, Psychiater, Psychologen, viele werden gefordert sein. 
Fachwissen sowie praxisnahes Know-How über den Umgang mit Stalking werden schon 
bald zum Bestandteil der Aus- und Fortbildung bei nicht wenigen Berufsgruppen werden. 
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Stalking – Interventionen und Möglichkeiten 
der Polizei in Bremen

Erfahrungsbericht aus der Polizeipraxis 
nach dem Modell Bremen

Paul Lapsien, Kriminalhauptkommissar 
und Stalkingbeauftragter, Polizei Bremen

Die Polizei Bremen geriet im Jahre 2000 in das Schussfeld 
der Printmedien, nachdem sich mehrere Opfer darüber be-
schwert hatten, dass die Polizei bei Stalking doch nichts tut. Zum Teil reißerische Berichte 
ließen die Polizei und Justiz in einem schlechten Licht stehen, so dass zumindest bei der 
Polizei ein Handlungsbedarf erkannt wurde. 

Stalking1! Was ist das?
Diese Frage stellte sich fortan und keiner konnte so recht eine Antwort darauf geben. Im 
deutschen Sprachgebrauch war dieser Begriff eher rudimentär vorhanden und entwickelte 
sich so langsam. Auch die Polizei Bremen konnte sich lediglich über öffentliche Foren in-
formieren, da wissenschaftliche Erhebungen in Deutschland nicht vorhanden waren. Man 
bediente sich aus dem Internet und griff den internationalen Markt ab.
Bei näherer Betrachtung stellte man fest, dass dieses Phänomen nicht ganz unbekannt war. 
Nur die Begrifflichkeit2 war neu.
Schnell wurde festgestellt, dass sich insbesondere der Umgang mit dem Opfer defizitär 
darbot.
Daraus resultiert, dass am ersten Januar 2001 die Polizei Bremen ihr Stalking-Projekt ins 
Leben gerufen hat. Ein Ablaufschema, das beschreibt, wie zukünftig mit Fällen von Stalking 
verfahren werden soll, wurde dem Projekt zu Grunde gelegt. Es handelt sich hierbei um die 
sogenannten „Handlungshinweise für polizeiliche Maßnahmen in Fällen von Stalking“3.
Diese Hinweise gehen in einem einleitenden Teil auf die Tat, das Opfer und den Stalker 
ein. Danach wird das Verhalten der Polizei im Sinne des Konfliktmanagements dargestellt. 
Hierzu gehören: Verhaltensgrundsätze im ersten Kontakt mit Geschädigten, die Berichts-
erstattungspflicht, das Durchführen erster Maßnahmen, der Umgang mit der weiteren Be-
arbeitung sowie der Verweis auf begleitende Maßnahmen. Die Handlungshinweise sind 
das theoretische Gerüst des Stalking-Projektes. In jeder der fünf Polizeiinspektionen wird 
die Institution eines sogenannten Stalking-Beauftragten (möglichst in Führungsfunktion) ein-
gerichtet. Des weiteren wird zunächst im Sonderdezernat der Staatsanwaltschaft „Gewalt 
gegen Frauen“ eine Sonderzuständigkeit für Fälle von Stalking zum Nachteil von Frauen 
durch Männer geschaffen.
Die Handlungshinweise lassen sich strukturiert wie folgt verkürzt darstellen:
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Präventionsziel
 Reduzierung von weiteren/schweren Taten im Bereich Stalking
Programmziele

- Sensibilisierung der Polizeivollzugsbeamten zur Phänomenologie Stalking
- Vereinheitlichung und Optimierung des polizeilichen Handelns
- Ermöglichen des frühzeitigen Erkennens und Einschreitens bei Stalkingfällen
- Steigerung der Anzeigebereitschaft bei Opfern sowie Polizeibeamten
- Umsetzung der Opfernachsorge bei Stalking
- Auf- und Ausbau des Kenntnisstandes zu Stalking
- Prüfen und Festigen der erlangten Kenntnisse
- Gefahreneinschätzung in Stalkingfällen vornehmen können

Zielgruppen
- Opfer 
- Zeugen, Helfer, Hinweisgeber
- Polizeibeamte

Maßnahmen – Aspekte des Konfliktmanagements
1. Berichterstattungspflicht

- Berichtspflicht in jedem Fall ( Straftat oder nicht)
- Berichte bzw. Anzeigen werden mit dem Sondervermerk „Stalking“ gekennzeich-

net
- Berichterstatter ist derjenige, der als erster die Information entgegen nimmt
- Alle Vorgänge, ob Straftat oder nicht, werden im Informationssystem der Polizei 

mit einer entsprechenden Kennung erfasst und sind somit recherchierbar
2. Einschätzung des Opferstandpunktes 

- Welche Maßnahmen wurden durch das Opfer bereits getroffen
- Wurden bereits andere Institutionen eingeschaltet
- Persönliche Einschätzung durch das Opfer über seine Gefahr für Gesundheit und 

Leben vornehmen lassen
- Überprüfung der gegenwärtigen, konkreten Situation auf eine Gefährdungslage, 

Zustand des Täters und bisheriges Verhalten
3. Standardmaßnahmen

- Überprüfung aller Personendaten (Opfer/Täter etc), Täter-Opfer-Konstellation
- kriminalpolizeiliche Erkenntnisse des Tatverdächtigen
- Opfergespräch über geeignete Verhaltensratschläge führen
- Sicherung von Beweismittel
- Gefährderansprache
- Einleitung von Sofortmaßnahmen zur Betreuung des Opfers und zur Beseitigung 

der Gefahrensituation (z.B. Wohnungswegweisung, Ingewahrsamsnahme nach 
Polizeigesetz, vorläufige Festnahme nach StPO, Einholung einer Verfügung nach 
Gewaltschutzgesetz, erkennungsdienstliche Behandlung

4. Stalkingbeauftragter
- Zuleitung aller Hinweise und Anzeigen, falls notwendig mit ergänzender Bericht-

erstattung an ihn
- Prüfung ob weiteres polizeiliches Handeln erforderlich
- Müssen andere Stellen informiert werden
- Weitere Ermittlungen durch ihn oder Sachbearbeiter erforderlich
- Benennung eines festen Ansprechpartners (Sachbearbeiter)
- Mitteilung an Opfer über das Ergebnis der polizeilichen Maßnahmen

5. Ansprechpartner ( kann Stalkingbeauftragter selbst oder Sachbearbeiter sein)
- Alle weiteren Maßnahmen werden von dieser Instanz aus veranlasst oder selber 

vorgenommen (siehe oben)
- Enger Kontakt zum Opfer
- Opfernachsorge
- Abgabe der Akte an die Staatsanwaltschaft

6. Begleitende Maßnahmen 
- Informationsgespräch bei der Kriminalpolizeilichen Beratungsstelle (technische 

Informationen)
- Verhaltensratschläge bei akuten Übergriffen, Abgabe von Info-Material (Merk-

blatt der Polizei Bremen, Kommission Polizeiliche Kriminalprävention (KPK), Wei-
ßer Ring, etc.)

- Telekommunikationsmaßnahmen
- Vermeidung von sozialer Isolation der Opfer
- Verweis auf die Selbsthilfegruppe „Stalking“ und ab sofort auf den am 15.11.2004 

gegründeten Verein „ISIS e.V. – Initiative Selbstschutz und Individuelle Hilfe für 
Stalkingopfer e.V. in Bremen

- Auskunftssperren
- Aus- und Fortbildung, Thema „Stalking“ wurde als Lehrinhalt in der Ausbildung 

aufgenommen. Fortbildungsveranstaltungen im Rahmen der Weiterbildung wer-
den durchgeführt.

- Enge Kooperation mit dem Institut für Polizei- und Sicherheitsforschung Bremen 
(IpoS). Ständiger Informationsaustausch zu den Stalking-Beauftragten, StA und 
Gerichten.

- Medienauswertung und Sammlung der Fachliteratur durch Bibliothek der Polizei 
Bremen

Checkliste für polizeiliches Handeln in Fällen von Stalking
Um ein einheitliches Vorgehen der Polizei zu gewährleisten, wurde eine Checkliste entwi-
ckelt. Diese wurde an die Reviere gegeben und im Intranet der Polizei eingestellt, so dass 
sie jedem Polizeivollzugsbeamten in Bremen zugänglich ist und umfasst folgende Punkte:

- Kurzdarstellung des Phänomens
- Hinweise zum Verhalten im Umgang mit dem Opfer
- Berichterstattung
- Maßnahmen der Beweismittelsicherung
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- Handlungshinweise bei akuter Gefährdungslage
- Aushändigung des „Merkblattes für Stalking-Betroffene“
- Verweis auf die „Handlungshinweise für polizeiliche Maßnahmen in Fällen von 

Stalking“ und den Leitfaden „Opfernachsorge“.

Öffentlichkeitsarbeit
Um die Bevölkerung auf das Phänomen aufmerksam zu machen und die Anzeigenbereit-
schaft zu erhöhen, wird und wurde das Thema wiederholt in die Öffentlichkeit getragen. 
Dazu wurden lokale Pressemedien, Rundfunksendungen, Talkshows und Fernsehauftritte 
genutzt. Des weiteren können Information über das Internet unter www.polizei.bremen.de 
oder www.polizei.propk.de abgerufen werden. Ein Opfermerkblatt wird verteilt, in dem 
sich auch Hinweise auf die Kriminalpolizeiliche Beratungsstelle und den Opfernotruf der 
Polizei Bremen finden. Dieser ist im Stadtgebiet Bremen unter der kostenfreien Rufnummer 
0800 2800110 rund um die Uhr beim Kriminaldauerdienst (KDD) erreichbar und informiert 
über Hilfsangebote. Die Merkblätter sind in jeder Bremer Polizeidienststelle erhältlich.

Projektüberprüfung
Das am 01. Januar 2001 gestartete Projekt wurde nach 15 Monaten Laufzeit evaluiert4 
und unter Berücksichtigung dieser Erkenntnisse und neuer kriminologischer/kriminalistischer 
Aspekte sowie der gewandelten Rechtslage5 fortgeschrieben.

Resümee
Was haben wir eigentlich getan, dass unser Projekt bundesweit als einmalig dargestellt 
wird. Ganz einfach; wir haben uns etwas um dieses Phänomen gekümmert. Wir haben die 
Herausforderung und Provokation angenommen und gehandelt. Zwar nur mit wirklich ein-
fachen Mitteln aber ich meine sehr wirkungsvoll. Sicherlich liegt auch bei uns noch vieles 
im Argen, wobei jedoch zu berücksichtigen ist, dass unser Projekt ein Prozess ist, der nur 
langsam umgesetzt werden kann. Frei nach dem Motto: Step by Step.
Unsere Programmziele wurden erkannt, mehr oder minder umgesetzt und werden fortge-
schrieben. Wir sind auf einem guten Weg.
Tatsächlich hat bei den Beamten, sicherlich nicht bei allen, eine Sensibilisierung stattgefun-
den. Die meisten wissen zumindest grob, was sich hinter der Begrifflichkeit versteckt, wie 
sie damit umgehen müssen und wie sie den Opfern entgegen zu treten haben.
Das polizeiliche Handeln wurde dahingehend optimiert, dass Stalkingbeauftragte einge-
setzt wurden, die sich ständig mit dem Phänomen auseinandersetzen, Ansprechpartner für 
die übrigen Kollegen und Opfer sind, sich einfach nur kümmern, obwohl ihnen keinerlei 
Zeitanteile für diese Tätigkeit zugestanden wurden. 
Stalking umfasst in der Regel nicht nur eine Straftat, es ist ein wiederkehrender Prozess mit 
oftmals diversen Straftatbeständen. Diese werden in unserem Informationssystem speziell 
gekennzeichnet, selbst einfache Stalkinghinweise unterliegen dieser Erfassung. Somit kann 
jeder aufnehmende Beamte im Bremen bei Überprüfung von Personalien feststellen, ob hier 
bereits Stalkinghinweise vorliegen. Des weiteren wird ihnen mit den jederzeit zugänglichen 
Handlungshinweisen auch Handlungssicherheit gegeben.
Es wird eine Gefährderansprache durchgeführt, selbst wenn noch keine Straftat vorliegt, 
wird versucht, eine entsprechende Kontaktaufnahme mit dem Tatverdächtigen oder Ge-

fährder zu realisieren. Die Erfahrung zeigt, ohne dieses belegen zu können, dass in 80 % 
unserer Fälle, wo der Täter öffentlich gemacht wurde, das Stalken aufgehört. Mehr wollen 
die Opfer in der Regel auch nicht. Sie wollen einfach nur Ruhe haben und wieder ein ganz 
normales Leben führen können.
Aufgrund einer offensiven internen und externen Öffentlichkeitsarbeit ist Stalking bekannter 
geworden, so dass die Anzeigenbereitschaft bei den Opfern gestiegen ist. Dieses wird 
durch entsprechende Fallzahlen6 belegt.
Durch den Stalking-Beauftragten wird eine Opfernachsorge gewährleistet. Entweder wird 
sie von den Beauftragten selbst durchgeführt oder die Opfer werden an entsprechende 
Institutionen weitergeleitet, z.B. Selbsthilfegruppe, Opferschutzorganisationen oder ent-
sprechende Ämter. Ihnen wird einfach nur Hilfe angeboten, sie werden wahr- aber auch 
ernstgenommen und haben einen festen Ansprechpartner, dem sie vertrauen können.
Durch Einbindung in die Aus- und Fortbildung erfolgt ein stetiger Auf- und Ausbau des 
Kenntnis- und Wissenstandes der Beamten zum Thema Stalking, aber gleichzeitig eine 
ganzflächige Verbreitung dieser Thematik.

Abschließend muss nochmals gesagt werden, Stalking ist in Deutschland kein Straftatbe-
stand. Die Ermittlungen richten sich immer nach Straftatbeständen aus dem Strafgesetzbuch. 
Sobald ein Straftatbestand nicht herausgearbeitet werden kann, wird es problematisch für 
die Polizei. Sie agiert ohne Ermächtigungsgrundlage. Oftmals bewegen wir uns im Vorfeld 
einer Straftat. Aber auch hier werden wir aktiv, womit vielleicht das Präventionsziel unseres 
Projektes erreicht werden kann.

Wir sind guten Mutes. Danke

1  Meloy definiert Stalking als das beabsichtigte, böswillige und wiederholte Verfolgen und Belästigen einer Person, das 

deren Sicherheit bedroht (Meloy 1998).
2  Stalking ist kein eigener Straftatbestand in Deutschland, sondern muß sich aus Straftatbeständen des Strafgesetzbu-

ches ergeben. Es liegen Gesetzesinitiativen der Bundesländer Hessen und Bayern vor, die Stalking als selbstständigen 

Straftatbestand fordern.
3  siehe Anhang
4 Bettermann, Julia (2002): Evaluationsbericht – Das StalkingProjekt der Polizei Bremen. Unveröffentlichter Projekt-Be-

richt.
5  Am 01.01.2002 trat das Gewaltschutzgesetz (GewSchG) in Kraft.

Stalking – Interventionen und Möglichkeiten Stalking – Interventionen und Möglichkeiten



48 49

Mut ist ansteckend – Beratung und Selbsthilfegruppe 
für Stalkingopfer

Edith Eva Tholen
Leiterin einer Selbsthifegruppe für Stalkingopfer, Bremen

1. Einleitung
„Die schlechte Nachricht: Angst ist ansteckend, die gute: Mut 
auch!“ das sage ich oft zu Gestalkten, wenn sie meinen Rat 
suchen.
Seit Aug. 2003 berate ich Stalking-Opfer. Am 1. Sept. 2003 
fand das erste Treffen der Selbsthilfegruppe für Stalking-Opfer 
in Bremen statt. Gleich zum 1. Treffen kamen 10 Frauen.

2. Wer?
Es sind hauptsächlich Frauen, die sich an mich wenden, in der Mehrzahl der Fälle handelt 
es sich um den ehemaligen Partner und hier ist wiederum oft häusliche Gewalt vorausge-
gangen.
Wenn ich die Frauen kennen lerne, sind sie oft verstört, ängstlich und nicht in der Lage, 
einen klaren Gedanken zu fassen. So gut wie nie haben sie Rachegedanken oder sind 
wütend. Immer wieder höre ich: „Ich will mich gar nicht wehren. Ich will das alles nicht. Ich 
will nur, dass es aufhört!“
Die Tatsache, das diese Frauen Stalking-Opfer sind, hat oft andere Probleme zur Folge: 
Aufgrund ihrer nervlichen Belastung können sich berufliche Schwierigkeiten einstellen oder 
der Beruf wird ganz aufgegeben. Finanzielle Schwierigkeiten entstehen dadurch, dass 
der Täter Sachen beschädigt, das Opfer hohe Telefongebühren hat und ein Taxi benutzen 
muss, statt mit dem Fahrrad zu fahren. Freunde und Bekannte wenden sich ab, der neue 
Lebengefährte reagiert genervt und die beteiligten Kinder entwickeln nervöse Störungen 
– und das alles manchmal jahrelang.
Gibt es auch toughe, durchsetzungsfähige Stalking-Opfer?
Ja, aber nicht aus häuslicher Gewalt heraus.

3. Das Ziel
Ganz klar, unser Ziel kann nicht sein, die Opfer von ihren Tätern zu befreien. Das ist schlicht-
weg nicht möglich. Unser Augenmerk richtet sich ausschließlich auf die Gestalkten.
Wir gehen von der Annahme aus, dass alles, was die Gestalkten stärkt, den Stalker schwächt 
– und umgekehrt. Ich nenne Stalker auch „Energievampire“ und genauso wie Vampire hin-
terlassen sie die Opfer ausgelaugt und kraftlos.
Diese Kraft zu schöpfen, Mut zu entwickeln, aktiv zu werden und zu lernen, sich für sich 
selbst einzusetzen – das sind unsere Ziele.
Dabei geht es erst einmal darum, wieder mehr Lebensqualität zu entwickeln, Selbstvertrau-
en aufzubauen.
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4. Der Weg
Stalkingopfer haben das Bedürfnis, in allen Einzelheiten ihren Fall zu schildern. Ihre Gefüh-
le dem Täter gegenüber sind oft ambivalent, besonders, wenn er einmal ihr Lebenspartner 
war. Der Rat, sich von dem Täter zurückzuziehen und nicht mehr auf ihn zu reagieren, er-
weist sich als nahezu unmöglich für die Frau, die diesen Mann einmal geliebt hat und nicht 
begreifen kann, was jetzt geschieht.
Um zu Erzählen, zu Klären und Hintergründe zu beleuchten biete ich Gespräche an, die 
auch schon einmal zwei Stunden dauern können. Ich habe dafür als Strukturhilfe einen Ge-
sprächsleitfaden entwickelt. Dabei entsteht immer ein Konzept, mit dieser Situation umzuge-
hen. Dieses Konzept enthält konkrete Maßnahmen, wie z. B. eine Anzeige, die Wohnung 
zu verlassen oder den Tagesablauf zu verändern aber auch die Überlegungen, wie man 
mit der Angst umgehen kann oder den Hinweis über bestimmte Dinge nachzudenken und 
sich von anderen Dingen gedanklich zu verabschieden. 
Dabei erweist sich die Situation als besonders schwierig, wenn Opfer und Täter sich schon 
mehrmals getrennt haben und der Täter es immer wieder geschafft hat, die Frau „herum-
zukriegen“. Die Frauen sind in solchen Fällen in einem verwirrenden Kreislauf gefangen, 
der sie gedanklich und gefühlsmäßig an den Mann bindet und wirken so nicht eindeutig in 
ihrer Abgrenzung. Hier den lapidaren Rat zu geben: „Sie dürfen gar nicht mehr mit dem 
Täter reden“, wirkt unrealistisch, besonders, wenn aus dieser Verbindung Kinder hervorge-
gangen sind.
Dieses Beratungsgespräch halte ich für außerordentlich wichtig. Es ist oft für die Frauen die 
einzige Möglichkeit, sich auszusprechen, ernst genommen zu werden und Rat zu bekom-
men.
Individuell wird nach Maßnahmen gesucht, die die Situation der Opfer verbessert. Eine 
erste Maßnahme kann sein, mit Hilfe des Arztes den Medikamentenverbrauch soweit ein-
zuschränken, dass die Gestalkte wieder handlungsfähig wird. Wir bieten Einzelcoachings 
und Gruppengespräche (bisher Selbsthilfegruppe), Workshops und Trainings. 

Die Themen sind: 
eigene Sicherheit, Umgang mit Behörden, Gesundheit, Angstbewältigung aber auch finan-
zielle- und berufliche Situation, schwierige Kinder, Probleme mit Liebe und Sexualität. Wir 
haben hierzu ein gut funktionierendes Beziehungsnetz aufgebaut und können jeder Zeit 
Expertenrat einholen.

Die Begriffe:
Respekt, Würde, Ehre müssen erst wieder mit Leben gefüllt werden und werden immer wie-
der gemeinsam betrachtet.

Die Betroffenen haben immer eine Ansprechperson: anfangs mich, dann aber sehr schnell 
andere Frauen aus der Gruppe.

Die Gruppe bietet den Frauen den geschützten Rahmen, ihr persönliches Schicksal mit dem 
der anderen Frauen zu vergleichen, Gleiches und Unterschiedliches wahrzunehmen und 
zu erkennen, dass sie nicht Schuld an ihrer Situation sind aber mit ihrem Verhalten dazu 
beigetragen haben, mit ihren Entscheidungen, bzw. ihren Entscheidungsschwächen. Sie 

erkennen Systeme und begreifen, dass sie ihr Verhalten und ihre Haltung ändern müssen, 
bevor sich ihre Situation verändern kann.

5. Widerstände
- Für manche Frauen ist es sehr schwer, die Verantwortung für sich zu übernehmen, Ent-

scheidungen zu treffen und dann auch zu ihnen zu stehen. So manche Frau zieht sich 
wieder zurück, wenn sie bemerkt, dass ihr die Probleme nicht abgenommen werden 
und das Selbstverantwortung manchmal auch unbequem ist. 

- Frauen, die anfänglich gute Fortschritte gemacht haben, meinen, sie wären über den 
Berg, lassen in ihren Bemühungen nach und sind dann manchmal nach kurzer Zeit wie-
der in ähnlich schlechter Verfassung wie anfangs.

- Andere Probleme: berufliche Situation, Kindererziehung, finanzielle Probleme
- Sie haben nicht gelernt, eigene Ziele zu entwickeln und zu verfolgen, Grenzen zu set-

zen und Grenzen einzuhalten. 

6. Erfolge
Ich habe in diesen 16 Monaten ca. 120 Opfer beraten. Die Gesprächsrunde ist nur 3 x 
ausgefallen in dieser Zeit. Es haben sich nun mehrere Frauen bereit erklärt, mitzuarbeiten 
und so haben wir am 15. November den Verein „ISIS“ gegründet, für den wir die Gemein-
nützigkeit beantragt haben. Wir versprechen uns davon, noch effektiver für Stalkingopfer 
arbeiten zu können. Unser Erfolg ist die gestiegene Lebensqualität der Opfer – Wir sind 
erfolgreich, denn Mut ist ansteckend.
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Stalking und häusliche Gewalt im Kontext 
einer konkreten Falldarstellung aus Sicht 
der Berliner Polizei

Volker Laabes, Polizei Berlin 

Der Zusammenhang von Häuslicher Gewalt und Stalking

Seit nunmehr fünf Jahren beschäftige ich mich mit dem Thema 
häusliche Gewalt und seit ca. drei Jahren mit der Problematik 
des Stalking im Zusammenhang mit häuslicher Gewalt.
Auslöser dafür war das Berliner Interventionsprojekt gegen 
häusliche Gewalt, des Vereins „Berliner Initiative gegen Gewalt gegen Frauen“(BiG e.V.). 
Er hatte sich zur Aufgabe gestellt, ein Netzwerk zum Schutz von Frauen und Kindern vor 
häuslicher Gewalt, unter dem Einfluss der sich verändernden gesellschaftlichen und sozi-
alen Entwicklungen in Berlin zu schaffen. Daran beteiligt waren die Senatsverwaltungen, 
die Polizei, die Zivil- und Strafgerichte, sowie ein breites Spektrum gesellschaftlicher Orga-
nisationen.
Wurden Polizeieinsätze bis dahin unter dem Stichwort „familiäre Streitigkeiten“ geführt, 
begann im Jahre 1996 ein Umdenken bei den politisch und gesellschaftlich Verantwortli-
chen.
Mit der Schaffung dieses Netzwerkes wurde für die Polizei und für die Justiz eine einheitli-
che Definition zum Begriff Häusliche Gewalt erarbeitet.
So bezeichnet häusliche Gewalt unabhängig vom Tatort auch ohne gemeinsamen Wohn-
sitz, (Gewalt)Straftaten zwischen Personen in einer partnerschaftlichen Beziehung, 

- die derzeit besteht, 
- die sich in Auflösung befindet oder 
- die aufgelöst ist,

oder die in einem Angehörigkeitsverhältnis stehen, soweit es sich nicht um Straftaten zum 
Nachteil von Kindern handelt.
Im Zweifelsfalle ist von häuslicher Gewalt auszugehen.
Hatte man sich in der Vergangenheit auf (Gewalt)Straftaten in partnerschaftlichen Bezie-
hungen und der damit verbundenen Strafverfolgung in der Sachbearbeitung konzentriert, 
erfuhr durch das Inkrafttreten des Gewaltschutzgesetzes die Stalkingproblematik eine ver-
stärkte Thematisierung. Immer mehr Opfer wenden sich Rat suchend an die Polizei.
Immer wieder habe ich während der Vernehmung der Geschädigten, Zeugen und Be-
schuldigten festgestellt, dass es bereits vor der ersten Anzeigenerstattung zu Gewalt und 
Stalkingverhalten kam. In den Gesprächen wurde deutlich, dass keine gleichberechtigte 
partnerschaftliche Beziehung bestand, sondern dass das Macht-, Dominanz- und Kontroll-
verhalten eines Partners oftmals die Beziehung überschattete.
Hatte sich ein Opfer entschlossen vom Partner getrennt zu leben, begann ein neues Marty-
rium, welches in der breiten Gesellschaft aus Unkenntnis bei weitem noch nicht den Stellen-
wert erfahren hat, dem es eigentlich zukommt.
Jetzt, wo es dem Partner bewusst wird, dass er mit den Konsequenzen seines Fehlverhalten, 
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nämlich der Trennung leben muss, entwickelt er einerseits ein Hassgefühl, gleichzeitig aber 
den unbändigen Wunsch nach Zurückgewinnung seines Partners und damit der Möglich-
keit der Herstellung der alten Verhältnisse. Es beginnt eine Zeit des Stalking, in der es zu 
einer Beeinträchtigung der körperlichen und/oder psychischen Unversehrtheit einer oder 
mehrerer Personen kommen kann.
Der australische Psychologe Prof. Dr. Mullen klassifiziert diesen Typ von Stalker als 
Rejekted Stalker als einen zurückgewiesene Typen.
Sie verfolgen meistens einen ehemaligen Partner, auch nach kurzen Beziehungen, um die 
Beziehung wieder herzustellen und/oder sich für erlittenes Unrecht zu rächen. Sie wollen 
durch das Stalking den Kontakt zum Opfer herstellen oder erhalten, auch wenn sie das 
Opfer dadurch quälen. (Mullen et al)
Einerseits erlebte und erlitt das Opfer physische Beeinträchtigungen; andererseits beginnt 
der zurückgewiesene Partner nun durch Psychoterror auf das Opfer einzuwirken, mit dem 
Ziel, es in seinem Sinne „zu bekehren“.
Er will das Opfer seiner Kontrolle, seiner Diktion, seinem Einfluss und seiner Macht erneut 
unterwerfen. 

Falldarstellung
Der von mir hier dargestellte Fall beschreibt ein halbjähriges Martyrium einer Berliner Kin-
dergärtnerin. 
Es kam zur Verletzung verschiedener Straftatbestände, auch zu Verstöße gegen das Ge-
waltschutzgesetz. 
Ich bezeichne die Betroffene aus datenschutzrechtlichen Gründen als Frau O. und den 
Stalker als Herrn T. 
Den Bogen, den ich hier zeichnen möchte, beginnt bei der ersten Anzeigenerstattung und 
endet beim Abschluss des Gerichtsverfahrens. Ich möchte hier darstellen, welche Fallstrate-
gien gemeinsam mit dem Opfer entwickelt wurden. 
Frau O. lebte mehrere Jahre in einer Lebensgemeinschaft mit T. zusammen. Aus dieser Be-
ziehung ging eine Tochter hervor, die jetzt vier Jahre alt ist. 
Frau O. erzählte mir später, dass es bereits während der Beziehung zu Demütigungen, 
Drohungen, Beleidigungen und körperlichen Übergriffen kam. 
Beide hatten für das Kind ein gemeinsames Erziehungs- und Umgangsrecht.
Bei der Erarbeitung der Maßnahmen spielte das eine wichtige Rolle. 
Was nützt es der Betroffenen, wenn sie bspw. eine einstweilige Anordnung auf der Grund-
lage des Gewaltschutzgesetzes erwirkt, in dieser ein Annäherungsverbot verankert ist, der 
Vater aber durch das ihm zustehende Umgangsrecht dieses Annäherungsverbot regelmä-
ßig verletzt.
Frau O. erschien am 26. Dezember 2003 das erste Mal auf unserer Dienststelle und er-
stattete gegen ihren früheren Lebensgefährten eine Anzeige wegen Bedrohung und Nöti-
gung.
Scheinbar aus bis dahin nicht ersichtlichen Gründen begann Herr T. seine frühere Lebens-
gefährtin zu bedrohen, zu belästigen und zu beleidigen. Worte wie: „Mit welchem Recht 
schaltest Du Dein Handy aus, Du Hure.“ „Das Handy hat für mich immer an zu sein, kommt 
sofort herunter, sonst schlage ich Euch den Schädel ein.“ zeugten von einem allzu vertrau-
ten Kontrollzwang, der für die junge Frau einerseits bekannt, andererseits aber nach dieser 

langen Trennungsphase unverständlich war. Er bestimmte durch seine ständige Präsenz 
in Form von unzähligen Telefonanrufen, durch SMS-Nachrichten mit bedrohlichem und 
beleidigendem Inhalt, vor ihrem Haus stehen, den Diebstahl von Postsendungen und das 
Verkleben der Türschlösser von nun an den Tages und Lebensrhythmus von Frau O. und 
ihrer Tochter. Das gesamte soziale Leben veränderte sich.
Bereits in dieser Phase halte ich es für außerordentlich wichtig, eine vertrauensvolle Atmos-
phäre zwischen Opfer und Polizeibeamten aufzubauen. Ohne diese wird es kaum gelin-
gen, Hintergründe und Ursachen für das Stalkingverhalten aufzudecken und gemeinsame 
Strategien zu erarbeiten.
Die Fallanalyse begann mit einem ausführlichen Gespräch. In diesem teilte mir Frau O. als 
Ursache für das Verhalten von Herrn T. mit, dass sie Ende Oktober Herrn T darum bitten 
musste, sie zum Landeseinwohneramt zu begleiten. Hier sollte eine Passeintragung vorge-
nommen werden, damit Frau O. mit ihrer Tochter in die Türkei in Urlaub fliegen konnte. Seit 
diesem Ereignis machte sich T. erneut Hoffnungen, Frau O. zurückgewinnen zu können. 
Da sie ihn aber abwies, empfand er diese Zurückweisung als Kränkung und bestrafte sie 
nun dafür. Es fiel Frau O. sichtlich schwer darüber zu sprechen. Sie suchte die Schuld am 
Verhalten des T. in ihrem eigenen Verhalten und versuchte Herrn T. zu überzeugen, seine 
Belästigungen zu unterlassen, sowie den permanenten Telefonterror zu beenden. 
Ich gab ihr den Rat, ihm nur noch einmal und unmissverständlich mitzuteilen, dass er 
damit aufhören soll und dann nicht mehr auf seine Anrufe zu reagieren.
Jede weitere Reaktion von ihrer Seite würde dazu führen, den Stalker in seinem Handeln 
zu motivieren und aufzubauen.
Ich empfahl Frau O., als bald eine neue Telefonnummer bzw. einen zweiten Telefonanschluß 
zu beantragen und einen Anrufbeantworter an ihrem Telefon anzuschließen. Eingehende 
Anrufe und deren Inhalt durften aus Gründen der Beweissicherung von ihr nicht gelöscht, 
sondern mussten dokumentiert werden. Hierbei waren die finanziellen Möglichkeiten des 
Opfers zu beachten. 
Sie sprach mit Freunde und Bekannte über ihre Situation und vom Verhalten des Stalkers 
Auch wenn es ihr schwer fiel, informierte sie ihre Arbeitskollegen. Der Leiter der Kinderta-
gesstätte wurde von mir in die Stalkingsituation eingewiesen.
Frau O. sollte nach einer Möglichkeit suchen, bei akuten Bedrohungslagen vorübergehend 
eine Übernachtungsmöglichkeit für sich und ihre Tochter zu finden. 
Mein Anliegen war es, sie zu überzeugen und die Einsicht zu wecken, dass sie selbst 
daran mitwirken musste, diese Maßnahmen in die Realität umzusetzen. 
Herr T. belästigte aber nicht nur Frau O., sondern bezog auch ihre 64 jährige Mutter, ihren 
Bruder in München und eine Bekannte von Frau O. in seinen Telefonterror ein. Tag und 
Nacht klingelte abwechselnd das Telefon bei den vier Genannten.
Die drohenden Äußerungen von Seiten des Stalkers nahmen nun immer stärkere Formen 
an. Herr T. lauerte ihr ständig auf und bedrohte sie u.a. mit den Worten: „Ich besorge mir 
ein paar Russen, die werden Euch töten, wenn Du mir mein Kind nicht gibst.“ Die Durchfüh-
rung deaktiver Maßnahmen konnte nun nicht mehr aufrechterhalten werden. Die Einleitung 
aktiver Maßnahmen, also für den Stalker spürbare Maßnahmen, sollten dazu führen, ihn 
von weiteren Belästigungen abzuhalten. 
Frau O. erwirkte eine einstweilige Anordnung auf der Grundlage des Gewaltschutzgeset-
zes. 
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Diese erhielt sie auf Grund der gesamten Gefährdungssituation sofort. Ich hatte ihr emp-
fohlen, nun akribisch Buch über jeden einzelnen Verstoß zu führen. Dadurch war eine 
Beweissicherung möglich. 
Wir sehen also, dass es bereits in dieser Phase von Seiten der Polizei möglich ist, mit dem 
Opfer Strategien zu entwickeln. Diese müssen jedoch immer auf den konkreten Fall zu ge-
schnitten sein. Sie verlangen Ausdauer und konsequentes Verhalten vom Opfer.
Ich verband die Gespräche und Empfehlungen aber nicht mit einer Rechtsberatung, son-
dern ich betrachtete sie als Präventionsmaßnahmen hinsichtlich der Verhinderung von Straf-
taten und Verstöße gegen das Gewaltschutzgesetz. Der Schutz des Opfers steht in diesem 
Zusammenhang immer im Vordergrund, da ich vom Gleichbehandlungsgrundsatz Opfer/ 
Täter ausgegangen bin.
Doch kommen wir zu diesem Fall zurück. 
Hatte sich Herr T. bisher auf die Wohnung von Frau O. konzentriert, bezog er nun auch die 
Kindertagesstätte und das Personal in seine Aktivitäten ein.
Die vorhandenen modernen Telekommunikationsmittel nutzend, stellte Herr T. den Namen, 
die Anschrift, die Telefonnummer der Kindertagesstätte und die private Telefonnummer von 
Frau O. in den Videotext der Fernsehsender RTL und Pro Sieben. Er gab an, dass Frau O 
intimen Kontakt aufnehmen wolle. Nun klingelte das Telefon in der Kindertagesstätte unun-
terbrochen. Nicht nur, dass Herr T. ständig anrief und vor der Kita stand, riefen jetzt auch 
noch sexwillige Interessenten an. 
Diese permanenten Anrufe verunsicherten das Personal und die Eltern. Eltern erreichten 
weder ihre Kinder, noch das Personal der Einrichtung. Die Elternschaft beschwerte sich 
und drohte damit, ihre Kinder nicht mehr in diese Kindertagesstätte zu schicken. Herr T. 
betrat mehrfach gegen den Willen des Leiters die Einrichtung und wollte Frau O. und sein 
Kind sprechen. Die Elternsprecher und ein Großteil der Eltern zeigten zwar Verständnis für 
die Situation in der sich Frau O. befand, sahen aber die Sicherheit ihrer eigenen Kinder 
gefährdet. Der Leiter der Kindertagesstätte musste dem Druck der Eltern nachgeben. Frau 
O. wurde auf Grund des Telefonterrors, den sie in keiner Weise zu verantworten hatte, auf 
unbestimmte Zeit von der Arbeit freigestellt. 
Ich möchte ihr Interesse auf ein wichtiges Problem lenken.
Mit der Beantragung und dem Erhalt der einstweiligen Anordnung war es aber nicht getan. 
Was Frau O. nicht wusste und was man ihr bei der Beantragung in der Rechtsantragstelle 
des Zivilgerichtes verschwiegen hatte war, dass jeder Verstoß gegen die in der einstweili-
gen Verfügung verankerten Auflagen, den sie bei der Polizei angezeigt hatte, auch dem 
Zivilgericht und dem für sie zuständigen Richter zur Kenntnis gebracht werden musste. 
Es bestand für Frau O. die Notwendigkeit, die Vollstreckung der Anordnung zu beantragen 
oder über einen Rechtsanwalt beantragen zu lassen. So passierte von zivilrechtlicher Seite 
anfänglich erst einmal gar nichts. 
Das bedeutet für die Praxis, dass das Opfer sowohl die strafrechtliche als auch die zivil-
rechtliche Schiene bedienen muss. Ich halte das in der Praxis für sehr umständlich und für 
das Opfer, welches sich den Nachstellungen und dem Psychoterror ständig ausgesetzt 
sieht, für eine noch größere Belastung. 
Ich favorisiere daher den Entwurf eines Strafrechtsänderungsgesetzes- Gesetz zur Bekämp-
fung unzumutbarer Belästigungen („Stalking-Bekämpfungsgesetz“), so wie er vom hessi-
schen Justizministerium in den Bundesrat eingebracht wurde und zur Zeit diskutiert wird.

In diesem Gesetz könnte man auch Verfahrensfragen opfergerecht lösen.
Die Aktivitäten des Herrn T. erreichten im Januar 2004 eine neue Dynamik. 
Frau O. hatte über ihren Anwalt beim Familiengericht das alleinige Sorgerecht beantragt. 
Bereits beim Betreten des Gerichtsgebäudes wurde Frau O. von Herrn T. tätlich angegrif-
fen, bespuckt und beleidigt. Während der Verhandlung trat Herr T. sehr aggressiv auf und 
ging nach Beendigung der Gerichtsverhandlung mit erhobenen Armen auf Frau O. zu. 
Die anwesende Richterin löste daraufhin den Alarmknopf aus und Frau O. wurde zu ihrer 
Sicherheit von zwei Justizwachtmeistern aus dem Gerichtsgebäude begleitet. 
Hier erwartete Herr T. sie mit einem Brett in der Hand und versuchte sie damit zu schla-
gen.
Frau O. fuhr sofort zur Polizei und erstattete Anzeige wegen versuchter gefährlicher Kör-
perverletzung. Die Polizeibeamten meiner Dienststelle wurden von mir von Anfang an auf 
dem aktuellen Stand gehalten und waren mit der Situation und der Gesamtproblematik 
diese Stalkingfall vertraut. Herr T., der sich nach dieser Attacke vor dem Polizeiabschnitt 
aufhielt, um Frau O. erneut aufzulauern, wurde in Gewahrsam genommen und einem Rich-
ter zwecks Anordnung der Gewahrsamsnahme bis zum nächsten Tag vorgeführt.
Im Verlaufe des nächsten Tages versuchte ich, über den Zeitraum von 24 Stunden hinaus 
Herrn T. im Gewahrsam zu belassen.
Der § 30 des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetz Berlin (ASOG Berlin) sagt aus, 
dass eine festgehaltene Person am Ende des Tages nach dem Ergreifen zu entlassen ist, 
wenn nicht die Fortdauer der Freiheitsentziehung auf Grund eines anderen Gesetzes durch 
richterliche Entscheidung angeordnet wurde. § 1 Abs. 2 Ziffer 2 Buchstabe b des Gewalt-
schutzgesetzes beinhaltet nicht als Voraussetzung die Bedrohung für ein richterliches Han-
deln, sondern eine unzumutbare Belästigung reicht bereits aus. 
Bei Verstößen gegen das Gewaltschutzgesetz besteht gemäß der einstweiligen Anordnung 
die Möglichkeit, neben der Verhängung eines Ordnungsgeldes, Ordnungshaft bis zu sechs 
Monate anzuordnen. Es gelang mir jedoch nicht, den zuständigen Richter am Zivilgericht 
von der Notwendigkeit zu überzeugen geeignete Maßnahmen einzulegen, da ihm selbst 
nur zwei Verstöße gegen die einstweilige Anordnung bekannt waren. Bis zu diesem Zeit-
punkt hatte er weder ein Ordnungsgeld, geschweige denn eine Ordnungshaft ausgespro-
chen. Andere Haftgründe, wie sie in der Strafprozessordnung verankert sind, konnten nicht 
zur Anwendung gebracht werden.
Somit wurde Herr T. nach Ablauf von 24 Stunden entlassen. Er verließ unbeeindruckt das 
Gewahrsam. 
Ich möchte mit dieser kurzen Darstellung verdeutlichen, wie kompliziert es für die Betrof-
fenen ist, sich beim Zivilgericht Gehör zu verschaffen und sich damit vor dem Stalker und 
seinen Aktivitäten zu schützen.
Im April d.J. eskalierte die Gesamtsituation. Frau O. und ihre Tochter wurden in den Abend-
stunden von Herrn T. auf offener Straße angegriffen und mit einem Faustschlag im Gesicht 
verletzt. Ich empfahl Frau O. dringend für eine bestimmte Zeit Zuflucht in einem Frauenhaus 
zu suchen, Mit Hilfe der Berliner Initiative gegen Gewalt gegen Frauen (BiG) gelang es 
einen Platz für Frau O. zu finden. Mit sehr viel Überzeugungskraft meinerseits, stimmte sie 
zu und suchte gemeinsam mit ihrem Kind für einen Monat Schutz in dieser Einrichtung.
Mit Hilfe einer Sozialarbeiterin engagierte sie sich im Frauenhaus weiter, um diesem Psy-
choterror ein Ende zu bereiten. Sie nahm Kontakt zum sozialpsychiatrischen Dienst auf und 
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schilderte dort ihre Situation. Durch den Amtsarzt wurde für Herrn T. eine Einweisung in 
eine psychiatrische Einrichtung beim Gericht beantragt. Per Gerichtsbeschluss wurde er für 
drei Tage in der Psychiatrie untergebracht.
Selbst aus dieser Einrichtung heraus rief er bei der Mutter von Frau O. an, belästigte, be-
leidigte und bedrohte sie. 
Da er gegen die Einweisung Rechtsmittel beim Gericht einlegte, wurde er per Gerichtsent-
scheid wieder entlassen. Der zuständige Arzt der Psychiatrie bestätigte, dass er in der Lage 
ist, das Tun, das Handeln und das Unrecht seines Verhaltens zu erkennen. Er wäre kein Fall 
für die Psychiatrie.
Frau O. verließ nach einem Monat das Frauenhaus. Als Herr T. das durch sein ständiges 
Beobachten der Wohnung mitbekam, lauerte er ihr bereits beim Verlassen der Wohnung 
auf. Er belästigte und bedrohte sie auf dem Weg zur Arbeit. 
Polizeibeamte in Zivil und in Uniform begleiteten Frau O. zu ihrer Arbeitsstelle, wenn sich 
Herr T. in unmittelbarer Nähe ihrer Wohnung aufhielt. Sie wurde abends zurückgebracht, 
wenn er vor dem Kindergarten stand. Welche Demütigung das für sie war, kann man sich 
sicher vorstellen. 
Im April d. J. führte eine seiner  Attacken, die mit Tritten in den Unterleib und Schlägen 
verbunden waren dazu, dass sich Frau O. nicht mehr anders zu helfen wusste, als ein 
Pfefferspray gegen ihren Peiniger einzusetzen. Selbst eine Arbeitskollegin, die zu diesem 
Zeitpunkt Frau O. zur Arbeit begleitete und sofort nach Begehung der Straftat vernommen 
wurde, hatte Angst eine Aussage zu machen. Sie befürchtete nun selbst Opfer dieses Stal-
ker zu werden.
Bisher gelang es Herrn T. immer vor Eintreffen der Polizei den Ort zu verlassen. Nach 
diesem Angriff konnte er am Ort festgestellt werden und ihm wurde erneut die Freiheit 
entzogen. 
Dies bezüglich möchte ich hier noch auf die Zusammenarbeit mit der Amtsanwaltschaft 
eingehen. 
Als sich bereits nach zwei Monaten abzeichnete, dass wir es hier mit einem schwerwiegen-
den Fall von Stalking zu tun hatten, nahm ich Kontakt zur Amtsanwaltschaft Berlin auf.
Sie sah aus ihrer Sicht  zu diesem Zeitpunkt keine Möglichkeit, Herrn T. gemäß der 
§§ 112 oder 113 StPO in Haft zu nehmen. Die Anzeigen sollten weiter gesammelt und ihr 
zu gesandt werden.
Meiner Anregung folgend, sandte ich wissenschaftlich fundierte Abhandlungen der TU 
Darmstadt und Rechtsbeiträge des RA. Dr. von Pechstaedt u.a,. die in der Fachzeitschrift Po-
lizei und Wissenschaft veröffentlicht wurden, an die interessierten Fachbereiche der Amts-
anwaltschaft Berlin. Diese wurden dankend aufgenommen.
Im April wurde auf Grund der engen und kooperativen Zusammenarbeit mit der Amtsan-
waltschaft die Anklageschrift beim Gericht eingereicht. Bereits drei Monate später fand das 
Gerichtsverfahren gegen Herrn T. statt. 
Der Amtsanwalt verlas 59 Anklagepunkte, u.a. wegen Bedrohung, Beleidigung, Körper-
verletzung, Diebstahl, versuchter gefährlicher Körperverletzung, wegen Verstoß gegen das 
Gewaltschutzgesetz in über dreißig Fällen, Verletzung des Briefgeheimnisses, Nötigung, 
Sachbeschädigung und Missbrauch von Notrufen. 

In dieser Anklageschrift waren noch nicht die Anzeigen enthalten, die nach Einreichung 
der Anklageschrift gefertigt und der Amtsanwaltschaft übersandt wurden. Im Verfahren 
wurden auch nicht die Übergriffe gegen die Mutter von Frau O. verhandelt. Es wird ein 
gesondertes Verfahren im Februar 2005 stattfinden.
In diesem Gerichtsverfahren wurden die psychischen und physischen Belastungssituatio-
nen, wie Schlafstörungen, Schreckhaftigkeit, Angst, u.a. Symptome, der Frau O. tagtäglich 
ausgesetzt war, klar herausgestellt. 
Der Amtsanwalt verglich sie mit einer täglichen „psychischen Vergewaltigung“, deren Fol-
gen, sowohl für Frau O. und ihr Kind, als auch für die Mutter von Frau O. noch gar nicht 
abzuschätzen sind. Während der Gerichtverhandlung nahm Herr T. ständig wechselnde 
Positionen ein. Einerseits erging er sich in Wutausbrüche gegen Frau O. und ihrer Mutter 
und andererseits verfiel er in Selbstmitleidsäußerungen; er hätte das alles nur getan, weil er 
Frau O. noch liebt und seine Tochter zurückhaben wollte. 
In seinem Abschlussplädoyer brachte der Amtsanwalt noch einmal die Verwerflichkeit des 
begangenen Unrechts zum Ausdruck. Er stellte die Uneinsichtigkeit des T. zu den Tatvor-
würfen heraus. Die herablassenden und beleidigenden Äußerungen des Angeklagten, für 
die er von der Richterin zweimal mit 100.-€ Ordnungsgeld bestraft wurde, wertete der 
Amtsanwalt als Diffamierung und Verhöhnung gegenüber dem Opfer. Er beantragte eine 
Gesamtfreiheitsstrafe in Höhe von zwei Jahren und acht Monaten. 
Herr T. wurde durch die Richterin zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr und acht Monaten 
ohne Bewährung verurteilt. Als diese sofort im Gerichtssaal vollstreckt wurde, verstand Herr 
T. die Welt nicht mehr.
Frau O. befindet sich seit dieser Zeit, auf Grund anhaltender Depressionen, in psychiatri-
scher Behandlung.
Wir konnten, auch dass möchte ich realistisch eingeschätzten, Herrn T. in seinen Hand-
lungen nicht stoppen. Wir haben aber nicht tatenlos zugesehen, wie das Opfer zugrunde 
gerichtet wurde. Durch ihre eigene Mitwirkung hat sie einen großen Anteil dazu beige-
tragen, dass dieses Ergebnis erzielt wurde. Nicht selten endet Stalking mit dem Tod eines 
Stalkingopfers, so wie es vor wenigen Wochen in Berlin passiert ist.

Ich halte es, über jedes Schranken- und Ressortdenken hinaus für wichtig, dass die Sachbe-
arbeiter interdisziplinär, mit den Gerichten, den Staats- bzw. Amtsanwälten, den Jugendäm-
tern, den  Opferanwälten, dem sozialpsychiatrischen Dienst, sowie mit Hilfsorganisationen, 
wie dem Weißen Ring, der BiG e.V. und Selbsthilfegruppen zusammenarbeitet.
Die Polizei ist oft der erste Ansprechpartner für Stalkingopfer. Bereits bei der ersten Be-
gegnung mit einem Polizeibeamten entscheidet sich, ob dem Opfer geholfen werden kann 
oder ob es auf Grund der Unkenntnis der Polizeibeamten über die Stalkingproblematik 
unverrichteter Dinge wieder nach Hause geschickt wird.
In Deutschland steht die Polizei im Umgang und in der Auseinandersetzung mit der Stal-
kingproblematik noch am Anfang. Es ist eine Aufgabe, die zunehmend an Bedeutung 
gewinnen wird, werden sich doch psychische Belastungen der Opfer abwenden und auch 
manche schwere Gewalttat im Vorfeld verhindern lassen.
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Aus meiner Tätigkeit und meinen Erfahrungen in der Bearbeitung von Stalkingfällen im 
Kontext häuslicher Gewalt möchte ich hier folgende verallgemeinerungswürdige Schlussfol-
gerungen ziehen.

A. Bildungsvoraussetzungen
1.  Voraussetzung für das Erkennen eines Stalkingfalles ist die Kenntnis um die Stalking-

problematik. Es muss erreicht werden, dass jeder Polizeibeamte mit dem Inhalt der 
Stalkingproblematik vertraut ist und daraus die richtigen Maßnahmen ableitet.

2. Gute Seminarangebote an alle Polizeibeamte im Rahmen der Aus- und Weiterbil-
dung

B. Bearbeitung von Stalkingfälle
1. Nach bekannt werden eines Stalkingfalles im Kontext häuslicher Gewalt muss eine 

Kontaktaufnahme und eine Fallanalyse mit dem Opfer erfolgen,
2. dem Opfer ist zu verdeutlichen, dass nur durch eigene Mitwirkung das Stalking ge-

mildert oder beendet werden kann, 
3. gemeinsame Erarbeitung von konkreten Fallstrategien aktiver oder deaktiver Art für 

den  Wohn-, Arbeits- und Freizeitbereich,
4. zeitnahe Analyse der Wirksamkeit der eingeleiteten Maßnahmen, 
5. Festlegung neuer, auf die konkrete Situation zugeschnittener Maßnahmen
6. Schaffung von Voraussetzungen, dass alle Mitarbeiter der Polizeidienstellen in de-

nen sowohl Opfer und als auch Täter wohnhaft sind, vom Stalkingfall Kenntnis erhal-
ten und bei Vorkommnissen entsprechend reagieren,

7. Zusammenarbeit mit Amts- oder Staatsanwaltschaften,
8. Zusammenarbeit mit Hilfsorganisationen und Frauenhäuser im Rahmen der polizeili-

chen Sachbearbeitung,
9. Angebot an das Opfer sich an Hilfsorganisationen zu wenden, die mit der Stal-

kingthematik vertraut sind bzw. sich einer Selbsthilfegruppe von Stalkingopfer anzu-
schließen,

10. Im Zuge der Bearbeitung der Strafanzeige dem Beschuldigten klar und unmissver-
ständlich die strafrechtlichen Konsequenzen seiner Handlungen aufzeigen und ggf. 
Hilfsangebote unterbreiten. 

Stalking & Häusliche Gewalt – ein Fallbeispiel

Reaktionsmöglichkeiten der Zivilgerichte 
auf Stalking nach dem Gewaltschutzgesetz

Eva Voßkuhle, Richterin am OLG

I. Grundsätzliches 
Opfer von „Stalking“1 zu sein, bedeutet eine erhebliche Beein-
trächtigung der Lebensqualität - und zwar auch dann, wenn 
die Schwelle zur Körperverletzung noch nicht überschritten 
wird. Es kann ein Gefühl der Macht- und Hilflosigkeit ent-
stehen, der Eindruck, einer totalen Kontrolle zu unterliegen 
und keinen geschützten Raum mehr für sich zu besitzen. Die 
so empfundene latente Bedrohungssituation hat nicht zuletzt 
Konsequenzen für das Selbstwertgefühl. Rechtlich einordnen lässt sich dies am ehesten als 
eine Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts.2 Was kann man gegen Stalking 
unternehmen? Gibt es insbesondere zivilrechtliche Möglichkeiten, diese unerwünschte und 
häufig massiv belastende Form der Kontaktaufnahme zu unterbinden? 
Wie die weiteren Ausführungen zeigen werden, hält die Rechtsordnung durchaus Möglich-
keiten bereit, gegen Stalker vorzugehen3: Das Zivilgericht kann dem Stalker weitere Kon-
taktaufnahme verbieten. Sedes materiae ist § 1 Gewaltschutzgesetz (GewSchG)4, 
der es dem Zivilgericht ermöglicht „die zur Abwendung weiterer Verletzungen erforder-
lichen Maßnahmen zu treffen“. Eine entsprechende gerichtliche Anordnung nennt man 
Schutzanordnung.

§ 1 Abs. 1 GewSchG befasst sich insoweit mit Körper-, Gesundheits- und Freiheits-
verletzungen, § 1 Abs. 2 Nr. 1 GewSchG mit der entsprechenden Drohung (Leben, 
Körper, Gesundheit oder Freiheit zu verletzen).

Die Verhaltensweisen des Stalking werden ziemlich genau von § 1 Abs. 2 Nr. 2 b) Gew-
SchG erfasst, der folgenden Wortlaut hat:

„Abs. 1 (d. h. dass das Gericht eine Schutzanordnung treffen kann) gilt entspre-
chend, wenn ... eine Person widerrechtlich und vorsätzlich... eine andere Personen 
dadurch unzumutbar belästigt, dass sie ihr gegen den ausdrücklich erklär-
ten Willen wiederholt nachstellt oder sie unter Verwendung von Fern-
kommunikationsmitteln verfolgt.“

II. Konkret: Welche Maßnahmen kann das Gericht treffen?
§ 1 Abs. 1 Satz 3 GewSchG nennt exemplarisch („insbesondere“) verschiedene Anordnun-
gen, die das Gericht treffen kann:
•	 Nr.	1	-	Betretungsverbot	(Wohnung)
•	 Nr.	2	-	Bannmeile	(Aufenthalt	im	Umkreis	der	Wohnung)
•	 Nr.	3	-	Verbot,	bestimmte	andere	Ort	aufzusuchen	(z.B.	Fitnessstudio,	bestimmter	Super-

markt, Arbeitsplatz, Parken in einer bestimmten Straße o.ä.)
•	 Nr.	4	-	Kontaktverbot	(Verbot,	Verbindung	aufzunehmen)
•	 Nr.	5	-	Näherungsverbot	 (Verbot,	 ein	 Zusammentreffen	 mit	 der	 Person	 herbeizufüh-

ren).5

Reaktionsmöglichkeiten der Zivilgerichte auf Stalking



46 47

Bei diesen vom Gesetz genannten Maßnahmen handelt es sich lediglich um Beispiele. Das 
Gericht ist nicht gehindert, andere, dort nicht genannte Maßnahmen zu treffen. Der Kreati-
vität des Gerichts sind – ebenso wie der Kreativität des Stalkers – keine Grenzen gesetzt.

Grundsätzlich sind die Maßnahmen nach dem GewSchG zu befristen (§ 1 Abs. 1 
Satz 2 GewSchG).6 Gerade bei Stalkern, die sich regelmäßig durch besondere Hartnä-
ckigkeit – auch über Jahre hin – auszeichnen7, kann eine Befristung problematisch sein. 
Denn wenn eine Verlängerung der Schutzanordnung beantragt wird, führt dies notwendig 
wieder zu einer Art von Kontakt zwischen Täter und Opfer und damit auch zu einer Reak-
tivierung der Beziehung. Gerade im Falle von Stalking ist daher besonders zu prüfen, ob 
im Einzelfall nicht eine langfristige Schutzanordnung – das heisst auch über mehrere Jahre 
hin – geboten sein kann8.
Noch nicht abschließend geklärt ist die Frage, ob auf der Grundlage des GewSchG nicht 
nur künftige Unterlassung, sondern auch die Beseitigung noch andauernder Störun-
gen verlangt werden kann. Rechtsprechung und Literatur bejahen diese Frage.9 Hilfsweise 
wäre die Beseitigung jedenfalls auf § 1004 BGB zu stützen. 

Beispiele:
Stalker hat gegenüber dem Haus des Opfers auf einer Plakatfläche ein großes Plakat/ 
Spruchband befestigt, auf dem steht: Martina, ich liebe Dich. Opfer möchte, dass das Pla-
kat entfernt wird.
Anbringen von Flugblättern an Bäumen/Laternenpfählen etc. Opfer möchte, dass Flugblät-
ter beseitigt werden.
Auf dem Bürgersteig vor dem Haus des Opfers ist mit schwer entfernbarer Farbe geschrie-
ben: „Stirb Du Sau“.
Einrichten einer Website, auf der persönliche Daten des Opfers und Details aus dem Se-
xualleben mitgeteilt werden (sog. Cyber-Stalking). Opfer möchte, dass Website entfernt 
wird. 

Eine grundsätzlich im GewSchG vorgesehene Wohnungszuweisung kann auf bloßes 
Stalking nicht gestützt werden. Vielmehr ermöglicht § 2 GewSchG die Wohnungszuwei-
sung nur dann, wenn eines der in § 1 Satz 1 GewSchG genannten Rechtsgüter verletzt 
wurde, also insbesondere bei Körperverletzung10, oder wenn mit einer derartigen Rechts-
gutverletzung gedroht wird und die Zuweisung der Wohnung erforderlich ist, um eine 
unbillige Härte zu vermeiden.11 Reines Stalking wird hiervon nicht erfasst.12 Bei Eheleuten 
kann insoweit allerdings unter Umständen § 1361 b BGB greifen, der ebenfalls eine „un-
billige Härte“ verlangt und sogar eine Wohnungszuweisung für längere Zeit, nämlich bis 
zur Scheidung ermöglicht.13 

III. Durchsetzung der Schutzanordnung
Die beste Schutzanordnung ist wirkungslos, wenn sie nur auf dem Papier steht. Wichtig 
ist, dass die gerichtlich angeordnete Maßnahme auch durchgesetzt werden kann. Das 
Gesetz sieht hier verschiedene Möglichkeiten der Zwangsvollstreckung einer Schutzanord-
nung nach §§ 1, 2 GewSchG vor. Gem. § 64 b Abs. 4 FGG erfolgt die Vollstreckung nach 
§§ 885, 890, 891 und 892 a ZPO. 

1. Vollstreckungsvoraussetzungen
Voraussetzung für die Vollstreckung einer gerichtlichen Anordnung ist, dass sie entweder 
rechtskräftig oder sofort wirksam ist. 
Ausgangspunkt ist, dass die Entscheidungen nach §§ 1 und 2 GewSchG erst mit Rechts-
kraft wirksam werden (§ 64 b Abs. 2 Satz 1 FGG). Um zu verhindern, dass der Täter das 
Wirksamwerden der Entscheidung durch Einlegen eines Rechtsmittels hinausschiebt, kann 
das erstinstanzliche Gericht – und zwar sowohl im Hauptsacheverfahren (§ 64 b Abs. 2 
Satz 2 und Satz 3 FGG) als auch bei Erlass einer einstweiligen Anordnung (§ 64 b Abs. 
3 Satz 4 und Satz 5 FGG) – die sog. sofortige Wirksamkeit anordnen. In diesem Falle 
werden die Entscheidungen in dem Zeitpunkt wirksam, in dem sie der Geschäftsstelle des 
Gerichts zur Bekanntmachung übergeben werden; dieser Zeitpunkt ist auf der Entscheidung 
zu dokumentieren.
Dabei kann das Gericht auch anordnen, dass die Vollstreckung der Anordnung vor deren 
Zustellung an den Täter erfolgen darf (§ 64 b Abs. 2 Satz 2 FGG). Dadurch kann unter 
Umständen verhindert werden, dass es bei der Zustellung der Entscheidung zu erneuten 
Übergriffen oder Gewalttätigkeiten kommt. 

2. Palette der Möglichkeiten der Zwangsvollstreckung
a)  Ordnungsgeld/Ordnungshaft
Klassischerweise wird das Verbot, bestimmte Verhaltensweise weiter zu praktizieren (sog. 
Erzwingen von einem Unterlassen), dadurch durchgesetzt, dass für den Fall einer Wieder-
holung des verbotenen Verhaltens eine Art Strafe, ein sog. Ordnungsgeld14 festgesetzt wer-
den kann. Verstößt der Stalker gegen die Anordnung des Gerichts, kann das Opfer also die 
Festsetzung eines Ordnungsgeldes beantragen. Ggf. kann auch Ordnungshaft angeordnet 
werden (§ 890 ZPO).15 Insoweit ist jedoch ein (neues) Verfahren erforderlich. Der 
Stalker muss vor Festsetzung des Ordnungsgeldes/der Ordnungshaft angehört werden 
(§ 891 ZPO). Außerdem muss das Ordnungsgeld/die Ordnungshaft vorher angedroht 
werden (§ 890 Abs. 2 ZPO). Dies passiert allerdings typischerweise bereits in der Erstent-
scheidung.
Die Nachteile dieser Form der Vollstreckung liegen auf der Hand. Es handelt sich um ein re-
lativ umständliches Verfahren, das die – gerade in Stalking-Fällen äußerst kontraproduktive 
– erneute Anhörung des Täters erforderlich macht. Das Opfer muss zudem vollen Beweis für 
den Verstoß gegen die Schutzanordnung erbringen.16 Hinzu kommt, dass der Betrag des 
Ordnungsgeldes häufig relativ niedrig ist17 und außerdem durch den Gerichtsvollzieher 
beigetrieben werden muss. Die „Sanktion“ erfolgt daher häufig erst Monate später und ist 
bei mittellosen Stalkern ohnehin zwecklos. Ordnungshaft wird in der Praxis so gut wie nie 
verhängt und kann außerdem mit Kosten für den Gläubiger (also das Opfer) verbunden 
sein. 
Die Ineffektivität und in gewisser Weise sogar Kontraproduktivität dieser Form der Vollstre-
ckung drängt sich auf. 
b) Unmittelbarer Zwang, § 892 a ZPO 
Der Gesetzgeber hat auf die unzureichende Vollstreckungsmöglichkeit reagiert und mit § 
892 a ZPO eine neue Vollstreckungsmöglichkeit geschaffen.18 Normalerweise kann eine 
Unterlassungsverpflichtung nur durch Ordnungsgeld erzwungen werden. § 892a ZPO ent-
hält eine besondere Vollstreckungsregel für Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz:
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„Handelt der Schuldner einer Verpflichtung aus einer Anordnung nach § 1 des Gew-
SchG zuwider, eine Handlung zu unterlassen, kann der Gläubiger zur Beseiti-
gung einer jeden andauernden Zuwiderhandlung einen Gerichtsvollzieher 
zuziehen. Der Gerichtsvollzieher hat nach § 758 Abs. 3 und § 759 zu verfahren. 
§§ 890 und 891 bleiben daneben unberührt."

Das Besondere ist hier, dass zur Durchsetzung einer Unterlassungsverpflichtung unmittel-
barer Zwang angewendet werden kann. Dies war bis zur Einfügung des § 892 a ZPO im 
Vollstreckungsverfahren nicht möglich. Der Gerichtsvollzieher ist befugt, sog. unmittelbaren 
Zwang anzuwenden, d.h. insbesondere auch Widerstand mit Gewalt zu überwinden, und 
kann die Polizei sowie andere Zeugen hinzuziehen (§§ 758, 759 ZPO).19 

Beispiel:
GVZ kann einen Stalker, dem verboten ist, sich bis auf 100 Meter der Wohnung des Opfers 
zu nähern, und der sich wiederum vor dem Haus des Opfers aufgestellt hat, auffordern, 
sich zu entfernen, gegebenenfalls ihn zwangsweise entfernen lassen. 

Diskutiert wurde im Gesetzgebungsverfahren, ob ähnlich wie in Österreich die Möglich-
keit eingeführt werden sollte, dass auch die Polizei zivilrechtliche Schutzanordnungen voll-
streckt.20 Problematisch bei Beibehaltung der (ausschließlichen) Zuständigkeit des Gerichts-
vollziehers ist zum einen, dass dieser - insbesondere wenn mit Widerstandshandlungen zu 
rechnen ist – ohnehin Polizeibeamte hinzuziehen wird (als sog. Hilfsorgan, § 758 Abs. 3 
ZPO). Außerdem ist die Präsenz und Verfügbarkeit von Gerichtsvollziehern (Schnelligkeit 
der Erreichbarkeit, Präsenz abends/nachts und am Wochenende) nicht so gewährleistet 
wie diejenige der Polizei, die im übrigen geübter und kompetenter im Umgang mit häusli-
cher Gewalt ist. Der Gesetzgeber hat sich indes – wohl aus grundsätzlichen Überlegungen 
- gegen die Einführung einer direkten Vollstreckungsmöglichkeit durch die Polizei entschie-
den.21 Damit die Schutzanordnung nicht nur auf dem Papier steht, muss daher Erreichbar-
keit (insbesondere auch außerhalb der Dienststunden durch einen Bereitschaftsdienst) und 
Qualifikation der Gerichtsvollzieher (insbesondere durch Fortbildung in Fragen des Um-
gangs mit häuslicher Gewalt: Deeskaltionstechniken, Einschätzung des Gefahrenpotentials) 
gesichert sein.
c) Strafrechtliche Sanktion (§ 4 GewSchG)
Wer gegen eine gerichtliche Schutzanordnung verstößt, begeht zugleich eine Straftat, die 
nach geltendem Recht mit Geldstrafe oder mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr bestraft wer-
den kann. Es handelt sich um ein Offizialdelikt. Neu ist hieran, dass über den Umweg einer 
strafrechtlichen Sanktionsmöglichkeit versucht wird zu erreichen, dass eine zivilrechtliche 
Unterlassungsanordnung befolgt wird.22

Indirekt ergibt sich so auch eine „Vollstreckungsmöglichkeit“ unmittelbar durch die Poli-
zei.23 Denn die Polizei ist verpflichtet, Straftaten zu verhindern bzw. zu verfolgen, und 
kann daher bei „Auftritt“ des Stalkers gerufen werden.

IV. Im Detail: Voraussetzungen für eine Schutzanordnung
1. Antrag
Das Opfer muss bei dem zuständigen Gericht einen Antrag auf Erlass einer Schutzanord-
nung stellen, es muss also selbst initiativ werden. Grundsätzlich braucht man dafür keinen 

Anwalt (es sei denn, das Landgericht ist zuständig). Für bedürftige Opfer besteht die Mög-
lichkeit, Prozesskostenhilfe zu beantragen.

2. Zuständiges Gericht
Für Maßnahmen nach dem GewSchG sind in der Regel die Amtsgerichte sachlich zustän-
dig.24

Ein ganz maßgebliches Kriterium ist, ob die Parteien zusammen leben oder innerhalb 
der letzten sechs Monate vor Antragstellung zusammengelebt haben. Es handelt sich um 
die entscheidende Weichenstellung bei der Ermittlung des zuständigen Gerichts. Denn für 
diesen Fall wurde im Zusammenhang mit dem GewSchG eine einheitliche, sachlich-aus-
schließliche Zuständigkeit des Amtsgerichts – Familiengericht – festgelegt, §§  23 a Nr. 7, 
23 b Nr. 8 a GVG25.
a) Zuständigkeit des Amtsgerichts – Familiengericht
Gem. §§ 23 a Nr. 7, 23 b Nr. 8 a GVG ist das Amsgericht für den Erlass einer Schutza-
nordnung nach dem GewSchG dann ausschließlich zuständig, „wenn die Parteien einen 
auf Dauer angelegten gemeinsamen Haushalt führen oder innerhalb von sechs Monaten 
vor Antragstellung geführt haben“. 
Der Begriff des „gemeinsamen Haushalts“ stammt aus dem Mietrecht und meint eine Ge-
meinschaft, die auf Dauer angelegt ist, keine weiteren Bindungen gleicher Art zulässt und 
sich durch innere Bindungen auszeichnet, die ein gegenseitiges Füreinandereinstehen be-
gründen und die über eine reine Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft hinausgehen. Hier-
aus folgt, dass eine reine (Zweck-)WG nicht als eine derartige Gemeinschaft einzuordnen 
ist, wohl aber hetero- und homosexuelle Partnerschaften, Altenwohngemeinschaften, das 
Zusammenleben von Geschwistern oder das Zusammenleben mehrerer Familien zur ge-
meinsamen Kinderbetreuung. Unerheblich ist, ob die Beteiligten verheiratet oder eine ein-
getragene Lebenspartnerschaft eingegangen sind.
b) Zuständigkeit nach allgemeinen Regeln
Wenn nie oder nicht innerhalb von 6 Monaten vor Antragstellung ein gemeinsamer Haus-
halt bestand26, richtet sich die Zuständigkeit nach allgemeinen Regeln. Ob das Amtsgericht 
(Prozessabteilung) oder das Landgericht zuständig ist, bestimmt sich nach dem Streitwert 
des Verfahrens. In Verfahren nach dem GewSchG ist der Streitwert (es handelt sich um eine 
nichtvermögensrechtliche Streitigkeit) regelmäßig nicht höher als 5.000 €, so dass das 
Amtsgericht gem. § 23 Nr. 1 GVG zuständig ist. 
Nach wie vor besteht also eine Zuständigkeitsspaltung27, die eigentlich durch das 
GewSchG beseitigt werden sollte. Dies ist besonders misslich, weil von der Zuständigkeit 
des Gerichts weitere Fragen abhängen:
•	 Welcher	Antrag – insbesondere im einstweiligen Rechtsschutzverfahren - muss gestellt 

werden?
 vor dem Familiengericht: 
 Antrag auf einstweilige Anordnung, § 64b Abs. 3 FGG i.V.m. Hauptsacheantrag
 vor dem allgemeinen Zivilgericht: 
 in der Regel Antrag auf einstweilige Verfügung gem. §§ 935, 940 ZPO.
•	 Welche	Verfahrensordnung	gilt?
 vor dem Familiengericht: FGG (§§ 621 a Abs. 1, 621 Nr. 13)
 vor dem allgemeinen Zivilgericht: ZPO.
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c) Örtliche Zuständigkeit
Das Opfer kann gem. §§ 64b Abs. 1 FGG i.V.m. §§ 12 ff., 32, 35 ZPO zwischen ver-
schiedenen Gerichtsständen wählen (Wohnsitz des Antragsgegners; Ort der unerlaubten 
Handlung; Familiengericht am Ort der gemeinsamen Wohnung). 

3. Tatbestand des § 1 Abs. 2 Nr. 2 GewSchG 
a) Handlungsformen
Das Gericht kann eine Schutzanordnung treffen, wenn ... „eine Person widerrechtlich und 
vorsätzlich... eine andere Personen dadurch unzumutbar belästigt, dass sie ihr gegen 
den ausdrücklich erklärten Willen wiederholt nachstellt oder sie unter Ver-
wendung von Fernkommunikationsmitteln verfolgt.“

Beispiele: 
Zusendung von Telefaxen oder E-mails, Telefonterror, ständige Anwesenheit vor dem Haus, 
ständiges Vorbeifahren, Nachlaufen

Dabei muss klar sein, dass der Täter gegen den erklärten Willen des Opfers han-
delt. Es ist gut, wenn dies dokumentiert ist (etwa schriftliche Aufforderung an Täter, das 
Opfer nicht mehr anzurufen, keine Faxe zu schicken o.ä.).
b) Nachweis
Im Hauptsacheverfahren ist Vollbeweis zu führen, im Eilverfahren genügt die Glaubhaftma-
chung (überwiegende Wahrscheinlichkeit - wichtigstes Mittel: eidesstattliche Versicherung). 
Weitere denkbare Beweismittel sind etwa Aufzeichnungen des Anrufbeantworters, E-mail-
Ausdrucke, Tagebuchaufzeichnungen oder Zeugen. Die Beweisführung ist in Stalking-Fällen 
meist unproblematisch möglich, da Stalker durch die Häufigkeit ihrer Attacken in der Regel 
hinreichendes Beweismaterial hinterlassen.28 Häufig dürfte indes schon ausreichend sub-
stantiierter Vortrag genügen, dessen pauschales Bestreiten dann nicht ausreichend ist (etwa 
detaillierte Aufzeichnungen, wann der Täter sich vor dem Haus aufgehalten hat).29 Für die 
Annahme einer Wiederholungsgefahr ist grundsätzlich ausreichend, dass es bereits einmal 
zu einer Gewalttat/einem Stalkingakt gekommen ist. Denn dann spricht eine tatsächliche Ver-
mutung dafür, dass eine Wiederholung droht. Diese Vermutung muss der Täter widerlegen.
c) Verschulden erforderlich?
§ 1 Abs. 3 GewSchG bestimmt, dass – abweichend von § 827 BGB – eine Schutzanord-
nung auch ergehen kann, wenn der Stalker wegen Alkoholisierung (oder wegen Konsums 
sonstiger Drogen) vorübergehend unzurechnungsfähig war. Wenn der Täter aber aufgrund 
einer Erkrankung vorübergehend oder dauerhaft schuldunfähig ist, kann keine Schutzan-
ordnung nach dem GewSchG ergehen. Es bleibt dann nur der Weg über §§ 823, 1004 
BGB analog.
d) Keine Wahrnehmung berechtigter Interessen
Eine Schutzanordnung kann nicht ergehen, soweit der Täter in Wahrnehmung berechtig-
ter Interessen handelt. Gemeint sind damit Fälle, in denen ein gewisser Kontakt zwischen 
Opfer und Täter nach wie vor nicht vermieden werden kann. In derartigen Fällen ist in be-
sonderer Weise die Kreativität des Gerichts gefordert, damit einerseits dem Schutzinteresse 
des Opfers weitestmöglich Rechnung getragen wird, andererseits der Täter seine berech-
tigten Interessen wahrnehmen kann.

Beispiele: 
Täter wohnt in unmittelbarer Nachbarschaft (d.h. er muss zu seiner Wohnung gelangen 
können).30

Täter und Opfer führen ein gemeinsames Unternehmen (Zusammentreffen in gewisser Wei-
se unvermeidlich) oder es bestehen zwischen ihnen sonstige vermögensmäßige Verflechtun-
gen (etwa wenn M Eigentümer der von F bewohnten Wohnung ist).31

Besondere Probleme können sich im familienrechtlichen Kontext stellen. Denn auch 
ein Vater oder eine Mutter, der oder die sich mit der Trennung nicht abfinden kann und 
deshalb Stalking-Verhaltensweisen zeigt, hat Anspruch darauf, etwa über die Belange der 
gemeinsamen Kinder weiterhin informiert zu werden oder auch Umgangskontakte mit den 
Kindern durchzuführen. 

Beispiele:
F trennt sich von M kurz nach der Geburt des gemeinsamen Kindes
dann zunächst Telefonanrufe, Bedrohungen, körperliche Attacken – teilweise in Anwesen-
heit des Kindes
Die Parteien schließen dann eine Vereinbarung, dass M sich F nicht mehr nähert. Diese Ver-
einbarung wird in der Folgezeit vielfach gebrochen, M erscheint täglich mehrfach vor der 
Wohnung von F, zersticht Reifen ihres Autos. Der Konflikt kulminiert in einer körperlichen 
Attacke, bei der das Kind anwesend ist.
F wechselt den Wohnort und lebt nun an unbekanntem Ort.
M will wieder Umgang mit dem gemeinsamen Kind.32

Massives Stalking nach Scheidung (keine Attacken, aber ständige Präsenz, Ansprechen, 
Ausspionieren)
Auch ständiges spontanes Ansprechen der Kinder, Instrumentalisierung der Kinder.33

In derartigen Fällen dürfte ein gemeinsames Sorgerecht allenfalls unter Einschaltung von 
dritten, mitwirkungsbereiten Personen und in Kombination mit flankierenden Verboten (etwa 
keine Kontaktaufnahme bei gemeinsamen Terminen wie Elternabend oder Kindergartenfest) 
aufrechtzuerhalten zu sein. In der Regel wird man der Problematik damit indes nicht Herr 
werden können, da die ständige Aktualisierung des Kontakts zwischen Stalker und Opfer 
eine Bewältigung des Konflikts verhindern dürfte. Grundsätzlich wird daher bei massiven 
Stalking-Fällen die alleinige Sorge auf ein Elternteil zu übertragen sein. 
Bei der Regelung des Umgangs stellt häufig die Haltung der Kinder ein Problem dar, wenn 
diese den Kontakt zum anderen Elternteil ablehnen.34 Unabhängig davon sind Lösungen 
denkbar, die eine Instumentalisierung der Kinder (Aushorchen; Auftrag, etwas auszurich-
ten; Übergabe von Fotos) oder einen Kontakt zwischen den Eltern vermeiden (begleiteter 
Umgang; Übergabe der Kinder unter Einschaltung dritter Personen). 
e) Kosten
Der Geschäftswert für Verfahren nach dem GewSchG beträgt regelmäßig 3.000 € (§§ 100a 
Abs. 2, 30 Abs. 2 KostO; vgl. §§ 8 Abs. 1 Satz 1 BRAGO, 23 Abs. 1 Satz 1 RVG)35. 
Denkbar ist aber auch der Ansatz eines deutlich höheren Wertes (etwa wenn Täter und 
Opfer wirtschaftlich verbunden sind/ waren)36.
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Die Kosten eines Verfahrens nach dem GewSchG werden regelmäßig - soweit es sich um 
ein FGG-Verfahren handelt - gegeneinander aufgehoben (das heisst, das das Opfer – wenn 
es nicht ratenfreie Prozesskostenhilfe erhalten hat - seinen Anwalt selbst zahlen muss). Im 
Einzelfall kann von dieser Regel abgewichen werden; es empfiehlt sich, einen entsprechen-
den, begründeten Antrag zu stellen.

V. Fazit
Die Zivilgerichte haben durchaus Möglichkeiten, Stalking zu verbieten. Entsprechende 
Schutzanordnungen können auch durchgesetzt werden. Allerdings ist ein zivilgerichtliches 
Verfahren nicht ganz unaufwändig. Das Opfer muss nachhaltig und konsequent seinen 
Anspruch auf „In Ruhe gelassen werden“ verfolgen, am Ball bleiben und ggf. mehrfach 
Anträge bei Gericht stellen. Unter Umständen wird es dabei immer wieder mit dem Täter 
konfrontiert.

1  Der Begriff stammt aus der englischen Jägersprache und bedeutet Heranpirschen an die Beute. Im vorliegen-

den Zusammenhang bezeichnet „Stalking“ das zwanghafte Verfolgen und Belästigen einer anderen Person. 

Begriffsimmanent ist die Kontaktaufnahme des Stalkers zum Opfer und zwar gegen dessen Willen und mit recht hoher 

Intensität (häufig Verfolgung mit Telekommunikationsmitteln, etwa Telefonterror, aber auch demonstrative Anwesenheit 

in der unmittelbaren Umgebung des Opfers, etwa stundenlanges Stehen vor dem Haus, regelmäßiges Vorbeifahren 

mit dem Auto etc.).
2  Im aktuellen hessischen Gesetzentwurf für ein „Stalking-Bekämpfungsgesetz“, BR-Drs. 551/04, S. 8, wird der 

Rechtsfrieden des Einzelnen als geschütztes Rechtsgut genannt.
3  Zur Einführung in die Problematik insbesondere aus juristischer Sicht vgl. z.B. Volkmar von Pechstaedt, Stalking und 

das deutsche Recht, Polizei & Wissenschaft 2004, S. 45 ff.; Hans-Ulrich Borchert, Stalking – Ein rechtliches Phäno-

men, FPR 2004, S. 239 ff,; Stephanie Gropp/ Volkmar von Pechstaedt, Reaktionsmöglichkeiten der Zivilgerichte auf 

Stalking nach dem Gewaltschutzgesetz, in: Bettermann, Julia, Feenders, Moetje (Hrsg.), Stalking, Möglichkeiten und 

Grenzen der Intervention, 2004, S. 169 ff. mit zahlreichen w. N.; Rebecca Löbmann, Stalking in Fällen häuslicher 

Gewalt, in:  Bettermann, Julia, Feenders, Moetje (Hrsg.) a.a.O., S. 75 ff.
4  Gesetz zum zivilrechtlichen Schutz vor Gewalttaten und Nachstellungen (Gewaltschutzgesetz – GewSchG) vom 

11.12.2001, BGBl. I S. 3513. Allgemein zum Anwendungsbereich des GewSchG vgl. Birgit Schweikert/ Susanne 

Baer, Das neue Gewaltschutzrecht, 2002; Palandt/ Brudermüller, BGB, 64. Aufl. 2005, Kommentierung des Gew-

SchG.
5  Beispielhaft für eine Kombination verschiedener Anordnungen: AG Lahr, Beschluss v. 27.08.2004 - 1 F 283/04: 

Betretungsverbot, Bannmeile, Verbot Arbeitsstelle aufzusuchen, Kontaktverbot und Verbot, überhaupt näher als 100 m 

an F heranzukommen.
6  Vgl. etwa OLG Naumburg, Beschluss vom 04.08.2004 – 14 WF 152/04.
7  Vgl. z.B. AG Freiburg 11 C 500/98: Am 11.02.1999 erging im Wege der einstweiligen Verfügung ein Kontaktverbot. 

Die erneute Kontaktaufnahme erfolgte nach fünf Jahren aus Anlass des „Jahrestages“ des Schreibens, mit dem das 

Opfer damals ausdrücklich den Kontakt abgebrochen hatte.
8  Vgl. LG Freiburg, Urteil vom 11.10.2004 – 6 O 451/03: 2 ½ Jahre.
9  Vgl. AG Freiburg, Urteil v. 01.10.2004 - 6 C 3665/04; Palandt/ Brudermüller a.a.O. § 1 GewSchG Rdnr. 3 
10  § 2 Abs. 1 GewSchG

11 § 2 Abs. 6 GewSchG: Eine unbillige Härte kann insbesondere darin liegen, dass das Wohl von im Haushalt lebenden 

Kindern beeinträchtigt wird. 
12 § 2 Abs. 6 GewSchG verweist lediglich auf § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1; Verhaltensweisen des reinen Stalkings, d.h. die 

noch nicht die Qualität etwa einer Körperverletzung erreichen, sind unter § 1 Abs. 2 Nr. 2 erfasst.
13 Demgegenüber ist eine Wohnungszuweisung nach § 2 GewSchG bei Alleinberechtigung des Täters auf maximal 

sechs Monate zu befristen (§ 2 Abs. 2 Satz 2 GewSchG); auch im übrigen soll eine Befristung erfolgen (§ 2 Abs. 2 

Satz 1 GewSchG). Allgemein zur Befristung vgl. etwa OLG Naumburg, Beschluss v. 04.08.2004 – 14 WF 152/04: 

Befristung auf vier Monate.
14 Theoretisch kann die Höhe des Ordnungsgeldes bis zu 250.000 € betragen, vgl. § 890 Abs. 1 Satz 2 ZPO.
15 Zulässig ist eine Ordnungshaft bis zu 6 Monaten, vgl. § 890 Abs. 1 Satz 2 ZPO.
16 Vgl. LG Freiburg, Beschluss v. 05.11.2003 - 13 T 77/03: Der amtsgerichtliche Beschluss, der Ordnungsgeld fest-

gesetzt hatte, wurde aufgehoben, weil die darin festgestellten Verstöße nach dem Antrag auf Ordnungsgeld erfolgt 

waren, der auf andere Verstöße gestützt war.
17 Theoretisch kann zwar Ordnungsgeld bis zu 250.000 € verhängt werden (die Mindesthöhe beträgt 5 €, vgl. Art. 6 

Abs. 1 EGStGB), vgl. Fn. 14. In der Praxis dürfte indes regelmäßig ein Ordnungsgeld in maximal vierstelliger Höhe 

angeordnet werden.
18 Die Vorschrift wurde durch Art. 4 des Gesetzes zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten und 

Nachstellungen sowie zur Erleichterung der Überlassung der Ehewohnung bei Trennung vom 11.12.2001 eingeführt, 

BGBl. I  S. 3513.
19 Die Gebühr beträgt 40 €.
20 Vgl. Schweikert/Baer a.a.O. Rdnr. 229; Gropp/von Pechstaedt a.a.O., S. 175. 
21  Vgl. zur gleichwohl gegebenen mittelbaren Vollstreckungsmöglichkeit durch die Polizei nachfolgend c).
22 Vgl. BT-Drs. 14/5429, S. 32 f.:„ist eine effektive Durchsetzung mit den Mitteln des Strafrechts geboten, da sie allein 

mit den Mitteln der Zwangsvollstreckung nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung oder des Ordnungswidrigk

eitenrechts nicht gewährleistet werden kann. So kann beispielsweise die in besonders kritischen Fällen erforderliche 

Ingewahrsamnahme des Störers durch die Polizei- und Ordnungsbehören regelmäßig erst dann erfol-

gen, wenn Verstöße gegen Schutzanordnungen mit Strafe bewehrt sind.“ 
23 Sinnvoll ist es, eine Kopie der Schutzanordnung bereit zu halten oder ggf. bei der zuständigen Polizeidienststelle 

prophylaktisch zu hinterlegen.
24 Zur Zuständigkeit der Landgerichte vgl. unten b).
25 Werner Schulz, Die gerichtliche Zuständigkeit in Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz, FuR 2002, S. 97. Der 

Grund für diese Zuständigkeitsregelung ist die Ähnlichkeit der Fallgestaltung zu § 1361b BGB - Zuweisung der 

Ehewohnung. Auch hier ist der soziale Nahbereich betroffen, vgl. BT-Drs. 14/5429 (Fn. 22), S. 34.
26 Zum Problem der länger als sechs Monate dauernden Trennung der Ehepartner vgl. AG Biedenkopf FamRZ, 2003, S. 

546 m. Anm. K. Weil; Birgit Niepmann, Aktuelle Entwicklungen im Familiengericht, MDR 2003, S. 841 (848).
27 Ggf. ist Abtrennung und Abgabe an das zuständige Gericht erforderlich. 

 Beispiel: F hat sich von Ehemann M getrennt. M terrorisiert in der Folgezeit F sowie Freunde/ Kollegen von F, die mit 

einheitlicher an das Amtsgericht - Zivilabteilung - gerichteter Antragschrift den Erlass einer Schutzanordnung begehr-

ten. Das Amtsgericht trennt in diesem Fall das Verfahren bzgl. F ab und gibt es an das Familiengericht ab.
28 Als Beispiel für eine mustergültige Beweiswürdigung (gegenläufige eidesstattlicher Versicherungen, e.V. des Opfers 

wird durch Zeugenaussage ihrer Freundin, die sie einmal unmittelbar nach einem Anruf des Täters aufgelöst an-

gerufen hatte, und Polizeieinsatzbericht gestützt) kann hier verwiesen werden auf OLG Naumburg, Beschluss vom 

04.08.2004, 14 WF 152/04. 
29 Vgl. LG Freiburg, Urteil v. 11.10.2004 - 6 O 451/03.
30 Vgl. LG Freiburg, Urteil v. 11.10.2004 - 6 O 451/03: Aufenthalt in der Wohnung erlaubt, aber keine Kontaktaufnahme 
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Einschreiten der Polizei bei Bedrohungen
in Paarbeziehungen bzw. Stalking zur 
Verhinderung von Gewalteskalationen

Uwe Stürmer, Innenministerium Baden-Württemberg

Häusliche Gewalt ist keine Privatsache – was kann die Polizei 
tun?
Die Zeiten, in denen Bedrohungen in Paarbeziehungen oder 
die vielfältigen Erscheinungsformen des Phänomens Stalking 
tabuisiert oder bagatellisiert wurden, gehören der Vergan-
genheit an. Einen gravierenden Einschnitt im Umgang mit Gewalt im sozialen Nahraum 
markierte in Baden-Württemberg der bereits im Juni 2000 – also noch vor Inkrafttreten 
des Gewaltschutzgesetzes – gestartete landesweite Modellversuch zum Platzverweisver-
fahren bei häuslicher Gewalt. Mit ihm wird dem Verursacherprinzip Rechnung getragen 
und zugleich ein wichtiger Beitrag zum Schutz der Opfer – häufig Frauen und Kinder 
– geleistet. Wegweisend erscheint aber auch die langfristige Perspektive, die sich mit dem 
Platzverweisverfahren für die Eindämmung der Gewalt im sozialen Nahraum eröffnet. Häu-
fig durchleiden Opfer von häuslicher Gewalt ein jahreslanges Martyrium, bevor ihnen 
staatliche Hilfe zuteil wird. Und das zumeist in der eigenen Wohnung, einem Ort also, wo 
man sich eigentlich besonders geschützt fühlen sollte. Vor diesem Hintergrund ist es von 
zentraler Bedeutung, wie die Polizei mit dem Phänomen „Gewalt im sozialen Nahraum“ in 
all seinen Facetten umgeht. Nachbarn, Freunde, Angehörige, das gesamte Umfeld nehmen 
sehr wohl wahr, ob die Polizei in diesen Fällen konsequent einschreitet und Gewalt wo 
immer möglich konsequent unterbindet. Gewalt im privaten Bereich muss - wie die Gewalt 
im öffentlichen Raum - auch konsequent verfolgt werden; der Rechtsgüterschutz darf an der 
Wohnungstüre nicht enden! Im Umgang mit Gewalt im sozialen Nahraum hat sich im Zuge 
des Modellversuchs zum Platzverweisverfahren in Baden-Württemberg ein tiefgreifender 
Paradigmenwechsel vollzogen: Gewalt im häuslichen Bereich bzw. das obsessive Beläs-
tigen wird zunehmend nicht mehr als Privatsache abgetan, sondern als ernste Herausfor-
derung von Polizei, Justiz und der Verwaltung verstanden und entsprechend angegangen. 
Heute ist anerkannt, dass gerade Bedrohungen in Paarbeziehungen mit ihren oft schweren 
körperlichen und psychischen Folgen das menschliche Sicherheitsbedürfnis in seinem Kern-
bereich verletzt.

Zentrale Weichenstellung: Liegt „lediglich“ Streit vor oder geht es um körperliche Gewalt?
Von entscheidender Bedeutung ist es, gerade beim Problemfeld „häusliche Gewalt“, von 
Anfang an exakt zu differenzieren und die Dinge klar und zutreffend beim Namen zu nen-
nen: Liegt lediglich ein „Familienstreit“ im Sinne einer verbalen Auseinandersetzung vor, 
bei dem „nur“ laut gestritten wurde, eine Ruhestörung also, ohne dass es zu Gewalt kam? 
Gerade für die Nachbarn mag dies lästig sein. Wird die Polizei zu diesen Fällen gerufen, 
ist es ihre Aufgabe, den Konflikt zu schlichten, befriedend auf die Streitenden einzuwirken 
und so letztlich die Ruhe wieder herzustellen.

von dort aus. Außerdem darf ein bestimmter Zufahrtsweg nicht benutzt werden.
31 Vgl. LG Freiburg, Urteil v. 11.10 2004 - 6 O 451/03: Besuch nur einmal im Monat für eine Stunde nach vorheriger 

schriftlicher Ankündigung.
32 Das Amtsgericht Emmendingen hat mit Beschluss vom 27.07.2004 (1 F 402/03) den Umgangsantrag des Vaters 

zurückgewiesen. Auf die Beschwerde des Vaters hat das OLG Karlsruhe den Umgang bis zur Vollendung des 10. 

Lebensjahrs des Kinders ausgeschlossen (Beschluss vom 02.12.2004 - 5 UF 236/03). 
33 Vereinbart wurde ein begleitetes Umgangsrecht sowie die Verpflichtung, ohne Mitwirkung Dritter keinen Kontakt zu 

den Kindern aufzunehmen (OLG Karlsruhe, Vereinbarung vom 09.10.2003 – 18 UF 142/03).
34 Der Loyalitätskonflikt der Kinder führt nicht zwingend zur Solidarisierung mit dem Opfer. Kinder lehnen nicht notwen-

dig den „stalkenden“ Elternteil ab, sondern wollen den Kontakt aufrecht erhalten oder verweigern – wenn sie bei dem 

„stalkenden“ Elternteil leben - den Umgang mit dem anderen Elternteil. 

 Beispiel: Frau hat Mann nach Trennung „gestalkt“, insb. durch telefonische Beleidigungen der neuen Partnerin, Anrufe 

an deren Arbeitsstelle, körperliche Übergriffe, Reifen zerstechen, Fensterscheiben einwerfen. Zwei der drei Kinder 

wollten den Vater gleichwohl nicht mehr sehen. Das Amtsgericht Freiburg hat mit Beschluss vom 13.06.2003 - 45 F 

362/01 - den Umgangsantrag des Vaters zurückgewiesen. Auf die Beschwerde des Vaters hat ihm das OLG Karlsru-

he ein flexibles Umgangsrecht mit dem jüngsten Kind eingeräumt (Beschluss vom 28.04.2004 - 18 UF 153/03).
35 Diese Regelung ist problematisch. Das Opfer glaubt aufgrund des geringen Streitwertes, dass sein Problem vor Ge-

richt nur ganz geringe Bedeutung hat. Außerdem ist die Tätigkeit für den Anwalt nur finanziell interessant, wenn er 

eine entsprechende Honorarvereinbarung trifft, was zur Folge hat, dass das Opfer jedenfalls die entsprechenden 

Mehrkosten tragen muss.
36 Das LG Freiburg hat in einem Stalking-Fall mit wirtschaftlicher und beruflicher Verflechtung einen Streitwert von 

50.000 € angesetzt (Beschluss vom 11.10.2004 – 6 O 451/03).

Reaktionsmöglichkeiten der Zivilgerichte auf Stalking Einschreiten der Polizei



56 57

Ganz anders aber bei Gewaltkonflikten: Wenn nicht mehr („nur“) gestritten, sondern ge-
schlagen wird, handelt es sich regelmäßig um strafbare Gewalt, die in einem Rechtsstaat 
entsprechende Konsequenzen nach sich ziehen muss. 
Wird hier nicht trennscharf zwischen Hausstreit/Ruhestörung (= Schlichtungsansatz, Befrie-
dung) und Gewaltkonflikten im sozialen Nahraum (= Straftat, Beweissicherung, Strafanzei-
ge) differenziert und das Problem nicht exakt etikettiert, kann dies zu einer folgenschweren 
Verharmlosung führen, bei der das Opfer häuslicher Gewalt in jenen Fällen, in denen ent-
schlossenes Einschreiten des Staates gefordert wäre, letztlich schutzlos bleibt, weil der vom 
Staat als Träger des Gewaltmonopols eigentlich geschuldete Schutz vor weiterer Gewalt 
unterbleibt. Wo statt von Gewalt verharmlosend nur von „Familienstreit“ gesprochen wird, 
wird der eigentliche Kern des Problems, die oft sehr stabile Gewaltbeziehung, übersehen 
und das zumeist bestehende Machtgefälle ausgeblendet, das gewalttätige Beziehungen 
regelmäßig kennzeichnet. Mit der Folge, dass die Chance, dem Opfer einen Weg für den 
Ausstieg aus der Gewaltbeziehung zu weisen, ungenutzt bleibt. Das früher oft am Schlich-
tungsansatz orientierte polizeiliche Einschreiten bei Gewalt im sozialen Nahraum ist mit 
der landesweiten Einführung des Platzverweisverfahrens bei häuslicher Gewalt einer diffe-
renzierten Vorgehensweise gewichen, bei der erforderlichenfalls entsprechend konsequent 
eingegriffen wird.

Einschreiten erfordert Wissen über Dynamik von Gewaltbeziehungen
Dass Bedrohungen und Gewalt in Paarbeziehungen ein häufiges Phänomen sind, zeigen 
die zahlreichen Einsätze im polizeilichen Alltag. Dabei kommt häusliche Gewalt in allen 
Schichten unserer Gesellschaft vor1. Sie ist kein „Unterschichtsproblem“. Dort mögen die 
Wände dünner und das Entdeckungsrisiko höher sein, häusliche Gewalt wird hierdurch 
eher wahrnehmbar. Was polizeilich registriert wird, dürfte aber nur die Spitze des Eisber-
ges sein.
Die Polizei allein kann aber immer nur die akute Konfliktsituation entschärfen, aber mit ih-
rem Einschreiten keine Dauerlösung bewirken. Es war und ist für die Polizei oft im wahrsten 
Sinne des Wortes eine Sisyphusarbeit, mit ihrem „Türspaltwissen“ in entsprechend konflikt-
geladener Atmosphäre vor Ort unter großem Zeitdruck die richtigen, dass heißt, angemes-
senen Maßnahmen zu treffen. Den Kolleginnen und Kollegen im Streifendienst wird bei 
ihrem Einschreiten hier einiges abverlangt: Wie ist die Gesamtsituation einzuschätzen? 
Befinden sich die Beamtinnen und Beamten in einer Familie, in der Gewalt zum typischen 
Verhaltensmuster gehört? Sind Sofortmaßnahmen zum Schutz der Frau oder Kinder erfor-
derlich? Lärm, Stress, Hektik, schreiende Kinder, eventuell verletzte Personen, Nachbarn, 
lautstarke Auseinandersetzungen und eine insgesamt oft unübersichtliche Situation sind für 
diese Einsatzlagen geradezu  typisch. Ist jemand verletzt? Liegen Straftaten vor? Welche 
Tatbestände sind erfüllt? Welche Schritte sind einzuleiten, um diese gerichtsfest nachweisen 
zu können? 
Auch die Bedrohung in Paarbeziehungen bzw. das Phänomen Stalking sind Tatbestände, 
die phänomenologisch auf Vorstufen der Gewaltanwendung zugeschnitten sind. In vielen 
Fällen wird aus der verbalen Drohung sehr schnell Gewalt, auch wenn letztlich nur wenige 
Drohungen verwirklicht und gewiss nicht jeder Stalkingfall bis zum Tötungsdelikt eskaliert, 
kommt in diesem Kontext oft auch zu tätlichen Angriffen auf das Opfer. Die Prüfung der 
Ernsthaftigkeit einer Drohung führt in der polizeilichen Praxis zu Problemen, da die einge-

setzten Beamten oftmals nicht sicher sind, die Gefährdung der Opfer richtig einzuschätzen. 
Ob und ggf. welche polizeilichen Maßnahmen zu treffen sind, hängt von einer sorgfältigen 
Beurteilung des Einzelfalls und der Gefahrendimension ab. Zentrale Bedeutung hat hier 
vor allem, dass die Opfer ernst genommen werden und sie letztlich spüren, dass sie ihren 
Peinigern nicht schutzlos ausgeliefert sind.

Intervention im Rahmen einer Gesamtkonzeption 
Polizeiliche Maßnahmen alleine greifen aber zu kurz. Das Einschreiten bei Bedrohungen 
in Paarbeziehungen muss - wie das Platzverweisverfahren auch - möglichst frühzeitig durch 
eine ganzheitlich ausgerichtete Intervention des Staates erfolgen, die nicht nur die Gewalt 
oder Bedrohung in der Akutsituation beendet, sondern den betroffenen Menschen konkrete 
Perspektiven für dauerhaft gewaltfreies Leben bietet. Hierzu gehört ein abgestimmtes Ver-
fahren im Sinne einer Gesamtkonzeption.
Flankierend zur polizeilichen bzw. justiziellen Reaktion sind hierzu eine effektive Beratung 
der Opfer und der Täter notwendig. Erforderlichenfalls sind von den Betroffenen zivilrecht-
liche Maßnahmen einzuleiten. Die Auswertung des Modellversuchs und die bislang ge-
wonnenen Erfahrungen zeigen eindeutig, dass vor allem die Vernetzung der Institutionen 
und Einrichtungen, die am Platzverweisverfahren beteiligt sind, ein wesentlicher Faktor für 
den Erfolg des Platzverweisverfahren ist2. Hier gewährleisten insbesondere Runde Tische 
auf örtlicher Ebene, dass die beteiligten Behörden, Institutionen und Einrichtungen eng 
miteinander zusammenarbeiten und ihr Vorgehen aufeinander abstimmen. Ziel der Netz-
werkarbeit muss es sein, weitere Berufsgruppen für die Thematik Gewalt im sozialen Nahr-
aum zu sensibilisieren und insbesondere die Ärzteschaft zu ermuntern, bei entsprechenden 
Feststellungen in Abstimmung mit dem Opfer die Polizei einzuschalten bzw. zumindest eine 
Hilfs- und Interventionskette zum Schutz der Opfer in Gang zu setzen. Denn regelmäßig 
sind es Ärztinnen und Ärzte, die in den Praxen mit Verletzungsbildern konfrontiert werden, 
bei denen sich geradezu aufdrängt, dass sie von Misshandlungen im Rahmen häuslicher 
Gewalt herrühren. Der Ärzteschaft kommt insofern eine Schlüsselfunktion zu; sie sind es, 
die betroffene Opfer erkennen, ihnen Hilfe anbieten und beim Abbau von Gewaltfolgen 
mitwirken können. 

Umgang mit Stalking
Häufig sind Opfer von Gewalt im sozialen Nahraum auch dem Phänomen des Stalking 
ausgesetzt. Gemeint ist mit diesem Begriff das vorsätzliche, wiederholte Verfolgen, Be-
lästigen oder Bedrohen einer Person gegen deren Willen. Durch Auflauern, Beobachten, 
Ausforschen und Nachstellen, durch belästigende Telefonanrufe oder SMS-Nachrichten bis 
hin zum Telefonterror oder durch Brief- und Geschenksendungen als so genannte „Liebesbe-
weise“ versucht der Stalker – oft auch in bedrohender Weise – zumeist Macht und Kontrolle 
über sein Opfer auszuüben. Stalking ist bislang kein eigener Straftatbestand. Bei entspre-
chenden Handlungen kommen die Tatbestände der Beleidigung, Nötigung, Bedrohung und 
Körperverletzung in Betracht. Auch bei Stalking ist es wichtig, dass die Polizei diese Opfer 
mit ihrer Situation nicht alleine lässt. Schnelles und konsequentes Einschreiten signalisiert 
Stalkern frühzeitig, dass gegen sie vorgegangen wird, wenn sie nicht davon ablassen, ihre 
Opfer zu belästigen oder zu terrorisieren. Von zentraler Bedeutung ist, dass die Opfer dem 
Täter sofort und unmissverständlich klar machen, dass keinerlei Kontakt (mehr) gewünscht 
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wird. Diesen Kontaktabbruch gilt es konsequent einzuhalten. Hierzu sollte das Opfer den 
Täter völlig ignorieren und möglichst keinerlei Reaktionen zeigen, zugleich aber alles do-
kumentieren, was der Täter unternimmt und – abhängig von einer Prüfung des konkreten 
Einzelfalls – in der Regel möglichst Anzeige bei der Polizei erstatten. Zur Bekämpfung von 
Stalking hat die Polizei ein bundesweit einheitliches Merkblatt mit konkreten Tipps zum 
richtigen Verhalten bei „Stalking“ erstellt3.

Verhinderung von Gewalteskalationen
Ausweislich der Polizeilichen Kriminalstatistik4 wurden im Jahr 2003 in Baden-Württem-
berg 8.545 Opfer von Bedrohungen registriert. Unter den hiervon 45,3 Prozent registrier-
ten weiblichen Opfern waren 66 Prozent mit dem Täter verwandt oder bekannt. Auffallend 
sind auch die Täter-Opfer-Beziehungen bei den Tötungsdelikten: Insgesamt wurden im Jahr 
2003 168 (2002:157) Mädchen oder Frauen Opfer von versuchten bzw. vollendeten Tö-
tungsdelikten registriert. Hiervon waren 126 (2002: 126) Opfer mit dem Täter verwandt 
oder näher bekannt. Von den 96 Opfern eines vorsätzlichen Tötungsdelikts (Mord, Tot-
schlag, Tötung auf Verlangen) waren im Jahr 2003 insgesamt 53 Opfer weiblich. Hiervon 
waren 39 mit dem Täter verwandt oder näher bekannt. Bei der überwiegenden Anzahl 
der Tötungsdelikte an weiblichen Opfern handelt es sich also um Beziehungsdelikte. Dabei 
steigt das Tötungsrisiko insbesondere in der Trennungsphase signifikant an.
In einem vom Landeskriminalamt Baden-Württemberg für das Jahr 2003 erstmals erstellten 
speziellen Lagebild zu Tötungsdelikten in Paarbeziehungen wurden 59 Tötungsdelikte in 
Paarbeziehungen näher ausgewertet, darunter 37 Tötungsversuche. Grundlage war ein 
Fragebogen, mit dem bei den sachbearbeitenden Polizeidienststellen nähere Informationen 
zu den Taten und Beteiligten erhoben wurden. Von den 59 Tätern waren 79,7 % männlich, 
darunter allein 37,3 % im Alter von 31-40 Jahren. Mit 79,7 % war die Mehrheit der Opfer 
weiblich; bei den Opfern liegt die Altersverteilung im Schwerpunkt zwischen 31 bis 50 
Jahren. In 57,6 % der Fälle handelte es sich um Ehepartner oder Lebensgefährten, in ledig-
lich 22,0 % lag eine Paarbeziehung ohne gemeinsame Wohnung bzw. eine außereheliche 
Beziehung vor. Als Auslöser für den Beziehungskonflikt wurden in 20 Fällen Trennung, in 
18 Fällen Wut/Ärger, in 17 Fällen Eifersucht, in 10 Fällen psychische Erkrankungen, in 8 
Fällen Zurückweisung genannt. In 6 Fällen war der Auslöser unbekannt oder sonstiger Art5. 
In 37,3 % der Fälle stand der Täter unter Alkoholeinfluss. Bemerkenswert erscheint, dass in 
27 der 59 Fälle die Tat als geplant bzw. vorbereitet beschrieben wurde. Weiter ergab die 
Erhebung, dass die spätere Tat in 22 Fällen oder 37,3 % angekündigt wurde. In 15 Fällen 
erfolgte dies gegenüber dem Opfer, in sechs Fällen gegenüber dem Umfeld des Opfers, in 
drei Fällen gegenüber dem Umfeld des Täters, in einen Fall gegenüber einer Behörde/Insti-
tution sowie in zwei Fällen durch entsprechende Vortaten.
Gewalteskalationen in Paarbeziehungen bis hin zu Tötungsdelikten ereignen sich also kei-
neswegs immer plötzlich und unerwartet, sondern bilden nicht selten den Schlusspunkt 
heftiger, teilweise langjähriger gewalttätiger Auseinandersetzungen, die oftmals – zumin-
dest im Umfeld von Opfer und Täter – bereits bekannt sind. Werden diese auch der Po-
lizei bekannt, hat diese realistische Chancen, „vor dem Täter am Tatort zu sein“, um die 
Ausführung schwerster Straftaten zu verhüten. Nicht selten können gerade die potentiellen 
Opfer die Ernsthaftigkeit einer Drohung in Kenntnis der Täterpersönlichkeit sehr realistisch 
einschätzen. 

Auch die seit 1994 in der Kreispolizeibehörde Unna gewonnenen Erfahrungen6 legen 
nahe, dass konsequente polizeiliche Interventionsmaßnahmen, darunter insbesondere das 
zeitnahe Aufsuchen des Gefährders sowie das Erstellen einer differenzierten Gefahren-
prognose unmittelbar positive Auswirkungen auf die Verhaltensweisen potenzieller Täter 
haben. 29 von 32 Männern gaben später befragt an, u.A. habe die polizeiliche Interven-
tion bei ihnen zum „Umdenken“ geführt. Die Zahl der versuchten und vollendeten Tötungs-
delikte ging seit Durchführung des Konzepts von durchschnittlich jährlich 15 auf sieben 
Fälle zurück, auch wenn sich ein Kausalzusammenhang zwischen den Rückgängen und der 
Einführung des dortigen Interventionskonzepts naturgemäß nicht führen lässt. Ferner wurde 
seither keine Person mehr getötet, die zuvor eine Bedrohung anzeigte7. Zudem konnten 
zwei Tötungsdelikte durch polizeiliche Schutzmaßnahmen im Versuchsstadium verhindert 
werden. Gleichgelagerte konzeptionelle Ansätze werden auch von der Stadtpolizei Zürich 
und dem San Diego Police Department angewandt.
Vor diesem Hintergrund gilt es, im Rahmen der Fortentwicklung des Platzverweisverfahrens 
gegen häusliche Gewalt das polizeiliche Einschreiten insbesondere nach (Mord-)Drohun-
gen (unabhängig davon, ob ein Platzverweis ausgesprochen wurde) durch Erstellung einer 
qualifizierten Gefährdungsprognose und ggf. die konsequente Durchführung einer Gefähr-
deransprache weiter zu optimieren. Im Frühjahr 2004 wurden deshalb sämtliche Polizei-
dienststellen des Landes Baden-Württemberg beauftragt, Erkenntnissen über Bedrohungen, 
speziell in Paarbeziehungen, besonders sensibel, differenziert und mit grundsätzlich nied-
riger Einschreitschwelle nachzugehen. Häufig können schon das „Ernstnehmen“ der Dro-
hung, die sofortige persönliche Kontaktaufnahme mit dem Gefährder bzw. seinem Umfeld, 
die Information des Polizeireviers am Wohnort des Opfers, die Festlegung von konkreten 
Ansprechpartnern, die zeitnahe Erhebung der Vorgeschichte sowie eine darauf basierende 
Gefahrenprognose und konkrete Verhaltenshinweise an das Opfer in etlichen Fällen dazu 
beitragen, eine Gewalteskalation und schwerste Straftaten zu vermeiden.

Ausblick
Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass es sich um ein schwieriges und komplexes The-
menfeld handelt, das sich einfachen Lösungsansätzen entzieht. Auf der Grundlage wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und praktischer Erfahrungen gilt es nunmehr, diesen vielver-
sprechenden Interventionsansatz kontinuierlich weiterzuentwickeln. Hierzu wurde die 
Fachhochschule Villingen-Schwenningen, Hochschule für Polizei, gebeten, Kriterien zur 
Beurteilung der Gefährlichkeit potenzieller Täter und weitere Handlungsempfehlungen für 
die polizeiliche Praxis zu erarbeiten, um hierdurch das Einschreiten beim Vorliegen von 
Erkenntnisse über Bedrohungen insbesondere in Paarbeziehungen weiter zu professionali-
sieren. Auch bundesweit gewinnt die Thematik zunehmend an Bedeutung. So wurde jüngst 
eine Arbeitsgruppe beauftragt, den notwendigen Handlungsbedarf zur Thematik „Verhin-
derung von Gewalteskalationen in Paarbeziehungen bis hin zu Tötungsdelikten“ zu prüfen 
und entsprechende Empfehlungen vorzuschlagen. Sie setzt sich aus Vertretern mehrerer 
Bundesländer, des Bundeskriminalamtes und der Polizei-Führungsakademie zusammen und 
soll der Innenministerkonferenz bis zum Frühjahr 2005 berichten.

Einschreiten der Polizei Einschreiten der Polizei
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„Nichts ist mehr, wie es war“– mehrfach sind wir auf Sätze 
wie diese in unserer Untersuchung von Stalkingopfern gesto-
ßen. Stalkingopfer zu sein bedeutet, über längere Zeit hinweg 
einer Vielzahl von Annäherungs- und Kontaktversuchen aus-
gesetzt zu sein, was bis hin zu gewalttätigen Übergriffen reichen kann. All dies hat massive 
Auswirkungen auf die verschiedensten Lebensbereiche der Betroffenen, aber auch auf die 
physische und psychische Gesundheit. Stalkingopfer leben in einem Zustand der ständigen 
Bedrohung. Klingelt das Telefon oder die Haustür, stellt sich automatisch die Frage, ob es 
der Stalker einmal mehr versucht, Kontakt herzustellen. Häufig berichten Opfer, dass der 
Stalker geradezu übermächtig präsent ist in ihrem Leben, und sie sich permanent damit be-
schäftigen, was er als nächstes plant, sich sorgen, ob er seine Drohungen wahrmacht und 
so weiter und so fort, ein ewiger Kreislauf des Grübelns und der Beunruhigung. 

Die Auswirkungen von Stalking 
Die Forschung hat erst relativ spät begonnen, sich mit den Auswirkungen von Stalking zu 
befassen. Die australischen Forscher Pathé und Mullen (1997) waren eine der ersten, die 
die massiven Folgen von Stalking auf Betroffene belegen konnten. Bei der Befragung von 
einhundert Stalkingopfern, die sich bei ihnen in klinische Behandlung begeben hatten, 
zeigte sich, dass eine durchgängige Reaktion in der Veränderung des Lebensstils bestand 
sowie zahlreiche physische und psychische Auswirkungen auftraten. 83 % der Opfer litten 
unter Angst, und knapp die Hälfte berichteten von Symptomen einer Posttraumatischen 
Belastungsstörung oder von Symptomen der Depression. Etwa ein Viertel dachte ernsthaft 
über Suizid nach bzw. hatte einen Suizidversuch unternommen. Es folgten weitere Unter-
suchungen in unterschiedlichen Staaten (z.B. Hall, 1998; Westrup et al., 1999; Blaauw, 
Winkel & Arensmann, 2000; Kamphuis & Emmelkamp, 2001; Kamphuis, Emmelkamp & 
Bartak, 2003;), die alle eindeutig zeigten, welch einen gravierenden Einschnitt das Stal-
king für das seelische aber auch körperliche Wohlbefinden haben kann. 
Auch in unserer Untersuchung von Betroffenen von Stalking konnten wir die beträchtlichen 
Folgen und Auswirkungen auf Stalkingopfer nachweisen (Meinhardt & Wondrak, 2004; 
Voß, Hoffmann & Wondrak, in Vorbereitung). 
In Hinblick auf das Ausmaß ihrer Obsession zeigte sich, dass Stalker sowohl in vielfälti-
ger Weise – zwischen 7 und 8 verschiedene Stalking-Verhaltensweisen Verhaltensweisen 
kamen zumeist zum Einsatz – als auch mit beträchtlicher Ausdauer, der Schnitt betrug hier 
28 Monate, die Betroffenen belästigten. Etwa in der Hälfte der Fälle versuchte der Stalker 
mehrfach täglich, mit dem Opfer in Kontakt zu treten. Im Durchschnitt traten die Belästigun-
gen an drei bis vier verschiedenen Orten auf. Neun von zehn Opfern wurden zu Hause 

1  Vgl. Frauen in der Bundesrepublik Deutschland, Schriftenreihe des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend, Nr. 9435, 1998.
2  Sozialministerium Baden-Württemberg, Modellversuch Platzverweisverfahren in Fällen häuslicher Gewalt, Abschluss-

bericht der interministeriellen Arbeitsgruppe, Stuttgart 2001, S. 31, 42.
3  Das Merkblatt ist bei den Polizeidienststellen sowie im Internet unter www.polizei-beratung.de, siehe Mediathek / 

Merkblätter erhältlich. Unter dieser Internetadresse bietet die Polizei auch ein spezielles Informationsangebot für Opfer 

von Gewalt im sozialen Nahraum oder sonstigen Straftaten an. Neben dem Merkblatt und den Internetinformationen 

der Polizei sind weitere Informationen und Hilfe auch über die Einrichtungen des „Weissen Rings“ erhältlich.
4  Landeskriminalamt Baden-Württemberg, Polizeiliche Kriminalstatistik, Stuttgart 2003.
5 Mehrfachnennungen waren möglich.
6  In der Kreispolizeibehörde Unna wird seit 1994 auf angezeigte Bedrohungen mit einem besonderen polizeilichen 

Interventionskonzept mit niedriger Einschreitschwelle sehr zeitnah reagiert. 
7  Schriftliche Auskunft der Kreispolizeibehörde zum dortigen Interventionskonzept zur Verhinderung von Anschlussdelik-

ten, insbesondere Tötungsdelikten, nach vorausgegangener Bedrohung, Stand Juli 2004.
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bedrängt, zwei Drittel erfuhren Stalking am Arbeitsplatz, mehr als jede Zweite wurde un-
terwegs belästigt und mehr als jede Dritte bei Freizeitbeschäftigungen oder alltäglichen 
Erledigungen. In sieben Prozent tauchte der Verfolger sogar am Urlaubsort auf. 
Bevor der Stalker in das Leben der Betroffenen trat, stellten diese Orte alltägliche und 
sichere Plätze dar. In Folge der obsessiven Belästigung wurden diese Plätze mehr und 
mehr vermieden und waren auch mit Angst besetzt. Viele Betroffene gaben an, dass sie 
sich selbst zu Hause unwohl fühlten, die Jalousien geschlossen hielten oder sich regelrecht 
verbarrikadierten. Zudem wurde solchen Hobbys, die außer Haus stattfinden, nicht weiter 
nachgegangen, aus Angst dass der Stalker dort auftaucht. 

Eine Betroffene berichtete uns beispielsweise, dass sie sich nicht mehr in der Lage sah, ihr 
Pferd zu versorgen und es in Pflegschaft gab. Denn ihr Stalker war mehrfach am Reitstall 
aufgetaucht, der in einem abgelegenen Waldstück lag, und hatte sie dort bedroht. Für die 
Frau stellte der Verlust ihres Pferdes einen extremen Einschnitt in ihrem Leben dar, da sie der 
Versorgung ihres geliebten Tieres nicht mehr nachkommen konnte. 

Freizeitbeschäftigungen dienten vormals der Erholung und der Pflege von sozialen Kontak-
ten, aufgrund des Stalking ist dies in einem schleichenden Prozess nur noch eingeschränkt 
oder gar nicht mehr möglich. Da nicht kalkulierbar ist, wo und wann der Verfolger in 
Erscheinung tritt, kommt es fast unweigerlich dazu, dass sich Betroffene sozial isolieren. 
Dieser Rückzug resultiert auch nicht selten aus der Angst, von Anderen nicht verstanden 
oder sogar belächelt zu werden. Einige Opfer sehen außerdem bei sich eine Mitschuld am 
Geschehen. Die Folgen sind fatal: es gehen wichtige Unterstützungsquellen verloren, was 
den Umgang und die Bewältigung mit dem Stalking zusätzlich erschweren, ein Kreislauf, 
der immer tiefer in die psychische Belastung führt. 
Massive Veränderungen im Leben stellen eine fast zwangsläufige Folge von schwerem Stal-
king dar. Jedes zweite Opfer berichtete beispielsweise von Auswirkungen auf den Kontakt mit 
nahestehenden Menschen, was sich in Konflikten in der Partnerschaft aber auch mit Freunden 
äußerte. Die massivsten Veränderungen wurden im alltäglichen sozialen Umgang deutlich: 
Zwei Drittel der Stalkingopfer misstrauten anderen Menschen verstärkt, was sich auf Fremde 
bezog, aber auch auf Bekannte oder Freunde. Weiterhin litten viele unter einer erhöhten 
Wachsamkeit bzw. Verfolgungsängsten oder hatten das Gefühl, beobachtet zu werden.

Auszüge aus den Protokollen:
„Ich vertraue keinem Menschen mehr. Außerdem glaube ich nicht mehr daran, dass die 
Polizei ein Freund und Helfer ist. Ich gehe nicht mehr alleine aus und besuche keines meiner 
Stammlokale. Ich bin nicht mehr beziehungsfähig und bekomme Angst vor Männern, die 
sich für mich interessieren. Ich habe mein Weltbild verloren und glaube nicht mehr, dass in 
jedem Menschen auch etwas Gutes steckt.“

„Ich habe mir ein Jahr Sonderurlaub genommen, mein Haus verkauft, bin zweimal umge-
zogen, gehe nicht mehr alleine weg, keine Männerkontakte. Ich fühle mich manchmal beo-
bachtet und bin verunsichert. Ich gehe sehr vorsichtig in meinem Umfeld mit den Menschen 
und den Ereignissen um.“

„Das ganze Leben richtet sich nur nach diesem Spinner und man plant nur noch mit 
ihm…“

„…Umzug in die absolute Anonymität…“

Zudem wurde der Aspekt der Angst untersucht, wobei sich bedrückenderweise zeigte, dass 
92 % der Befragten von fortwährender Furcht heimgesucht wurden. Das Gefühl der Angst 
stand nicht selten mit Situationen in Verbindung, in denen es zuvor zu Stalkinghandlungen 
gekommen war, wie beispielsweise auf dem Nachhauseweg. Auch bestimmte Schlüssel-
reize lösten Furcht aus, wie z.B. das Klingeln an der Haustür oder nahekommende Autos, 
die Ähnlichkeiten mit dem des Stalkers besaßen. Weiterhin wurde auch von einer stets 
präsenten Angst berichtet, unabhängig vom aktuellen Geschehen. Diese Angst war bei 
zwei Dritteln sogar stark bis panikartig ausgeprägt. Aber auch in Fällen, wo das Stalking 
beendet war, blieb die Furcht dennoch weiterhin ein Begleiter: Ein Viertel der Betroffenen 
wurde auch nach dem Vorfall noch von schweren Ängsten geplagt. 
Viele Befragte berichteten noch von weiteren physischen und psychischen Folgen des Stal-
king, wie beispielsweise Konzentrationsschwierigkeiten, ein gestörtes Essverhalten, Suizid-
gedanken oder -versuche, hormonelle Störungen, ein vermehrter Abusus von Nikotin, Alko-
hol oder Medikamenten oder auch Angriffsverletzungen durch den Stalker. Im Durchschnitt 
berichteten die Betroffenen von insgesamt sechs körperlichen oder seelischen Beschwerden, 
wobei die höchste Anzahl bei 14 Nennungen lag.
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Abbildung 1. Physische und psychische Auswirkungen aufgrund des Stalking
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Weiterhin zeigte sich, dass jeder Fünfte umgezogen war, er für einige Monate die Woh-
nung verließ oder einen Wechsel des Wohnortes konkret plante. Dies hatte oftmals einen 
hohen finanziellen Aufwand zur Folge und führte auch zu einschneidenden sozialen Be-
einträchtigungen, da vielfach das gewohnte Umfeld komplett aufgegeben werden mussten. 
Meist erfuhren nur die engsten Vertrauten die neue Anschrift, damit der Stalker die Betrof-
fenen nicht aufspüren kann. Zudem wechselten neun Prozent der Betroffenen auch den 
Arbeitsplatz.
Ein bis dato nicht untersuchter Aspekt bezog sich darauf, inwieweit die Betroffenen aufgrund 
dieser Beschwerden in ihrer Arbeitsfähigkeit eingeschränkt waren. Tatsächlich zeigte sich, 
dass fast jedes vierte Stalkingopfer aufgrund der eben genannten Symptome häufiger krank 
geschrieben war. Dabei ergaben sich für die Betroffenen im Durchschnitt 61 Fehltage, was 
in einigen Fällen sogar bis hin zur Arbeitsunfähigkeit aufgrund des Stalking führte. 

Die Therapie von Stalkingopfern
Oftmals ist die Therapie von einer Besonderheit geprägt, nämlich dass das belastende Er-
eignis, welches den Klienten zu dem Psychiater oder Psychologen führt, nicht abgeschlossen 
ist, sondern fortdauert. Eine abschließende Aufarbeitung des traumatisierenden Erlebnisses 
ist in einer solchen Situation kaum möglich. Stattdessen sollte der Fokus auf eher stützende 
Maßnahmen gelegt werden, wie beispielsweise die Vermittlung des Selbstmanagements 
von Stress. Auch eine Aufklärung über die Auswirkungen des Stalking auf Körper und 
Psyche ist zumeist sinnvoll. Das plötzliche Misstrauen, welches zu einem sozialen Rückzug 
führt, als eine gewissermaßen „normale“ posttraumatische Belastungsreaktion zu verste-
hen, die übergeneralisierte Angst einzuordnen, die den Weg zum Einkaufen zur Höllentour 
machen, all dies kann helfen, wieder zu einem etwas geordneteren Gefühlshaushalt zu 
kommen und eine realistischere Einschätzung der tatsächlichen Bedrohung vornehmen zu 
können. Da oftmals auch das Umfeld des Opfers betroffen ist kann es sinnvoll sein, Fami-
lienangehörige mit in den therapeutischen Prozess einzubinden (Mullen, Pathé & Purcell, 
2000). Kliniker, die in die Therapie von Stalking-Opfern involviert sind, sollten über spezi-
fisches Fachwissen zum Thema verfügen. Eine individuelle Verhaltensberatung für den Um-
gang mit dem obsessiven Verfolger, die Aufklärung über die Dynamiken des Geschehens, 
in Fällen von Stalking zählt auch dies oftmals zu den wichtigen Aufgaben im Rahmen einer 
therapeutischen Intervention.  

Die Beratung von Stalkingopfern
Eine individuelle Beratung von Stalkingopfern stellt den Dreh- und Angelpunkt einer er-
folgreichen Intervention dar. Hierfür bedarf es speziell geschulter Helfer, da bei Stalking 
eine falsche Beratung zu einer Verschärfung der Situation beitragen kann bis hin zu einer 
gewalttätigen Eskalation. Berater verfügen idealerweise über ein Netzwerk von potenzi-
ellen Ansprechpartnern, an die sie das Opfer gegebenenfalls weiter verweisen können. 
Stalking muss oftmals interdisziplinär angegangen werden. Juristen, Sozialarbeiter, Mit-
arbeiter von Behörden, Psychiater und Psychologen, sie alle müssen bildlich gesprochen 
gemeinsam an einem Tisch sitzen und koordiniert vorgehen. Im Gespräch mit Betroffenen 
sollten unterschiedliche Bereiche abgehandelt werden, die von einer Analyse sowohl des 
Opferverhaltens als auch das des Stalkers bis hin zu einer Einschätzung des psychischen 
Belastungsgrades des Betroffenen reichen. Im Folgenden sollen grob methodische Kompo-

nenten skizziert werden, welche wir im Rahmen unserer praktischen Beratungsarbeit entwi-
ckelt haben, welche aber zugleich auch auf wissenschaftliche Erkenntnisse zurückgreifen.    

Erhebung der Fallinformationen 
Zunächst sollte versucht werden, sich ein möglichst objektives Bild des Geschehens in seiner 
zeitlichen Entwicklung zu verschaffen. Im Gespräch wird der Betroffene deshalb zunächst 
gebeten, das akute Verhalten des Stalkers in der jeweiligen Situation zu schildern, wobei 
auch seine Äußerungen gegenüber dem Opfer in möglichst wortgetreuer Form wiederge-
geben werden sollten. Wenn es der zeitliche Rahmen zulässt, empfiehlt es sich, dem Be-
troffenen zunächst in freier Rede zuzuhören, sich gegebenenfalls Notizen zu machen und 
erst im Anschluss daran noch einmal spezifische Fragen zu stellen. Es hat sich außerdem 
bewährt, Originalmaterial des Stalkers direkt zu analysieren, wie beispielsweise Briefe, E-
Mails oder Mitschnitte von Nachrichten auf dem Anrufbeantworter. Da Stalking niemals in 
einem sozial luftleeren Raum stattfindet, sollten zudem die soziale Situation des Opfers und 
vor allem eventuelle Interaktionen mit dem Verfolger in der Gegenwart und Vergangenheit 
beleuchtet werden.  

Falleinschätzung
Hier erfolgt zunächst eine Beurteilung, in welche Motivgruppe der Fall einzuschätzen ist. 
Es bietet sich an, dabei auch auf bewährte Klassifikationssysteme zurückzugreifen, wie das 
der australischen Forschungsgruppe um Mullen (Mullen, Pathé & Purcell, 2000; Mullen & 
MacKenzie, 2004) oder auch auf das Modell von Sheridan und ihren Kollegen (Sheridan 
& Boon, 2002; Sheridan & Blaauw, 2002). Weitere Faktoren, die Berücksichtigung finden 
sollten, sind zum Beispiel eventuelle Psychopathologien des Stalkers oder noch vorhandene 
soziale Berührungspunkte zwischen Opfer und Verfolger. Für Mitarbeiter von Opferbera-
tungsstellen ist es oftmals ungewohnt, dass der „Täter“ stark in den Fokus der Aufmerksam-
keit gerät. Dies ist bei Stalking jedoch unbedingt notwendig, um das weitere Verhalten und 
den Gefährlichkeitsgrad des Verfolgers einschätzen zu können und daraus das weitere 
Vorgehen im Fallmanagement abzuleiten. 

Einschätzung des psychischen Belastungsgrades
Neben dem Eindruck des Grades des psychischen Druckes, der direkt durch das Gespräch 
mit dem Opfer entsteht, sollten zudem einige grundlegende traumatische Belastungsfakto-
ren gezielt abgefragt werden. Da hier in manchen Fällen eine Chronifizierung und damit 
eine Verfestigung des Leidens droht, ist es wichtig herauszufinden, ob eine weitere psy-
chotherapeutische Behandlung hilfreich sein kann, um eine solche negative Entwicklung 
abzuwenden. 

Edukation und Verhaltensberatung des Opfers
Ein wesentlicher Bestandteil der psychischen Belastung durch Stalking liegt auch darin be-
gründet, dass für Betroffene die Situation unkalkulierbar und unvorhersehbar erscheint. Der 
Stalker ist „durchgeknallt“ oder ein „Geisteskranker“, von dem das Opfer nicht weiß, ob er 
„plötzlich mit dem Messer vor der Tür steht“. Eine Aufklärung über die generellen psychi-
schen Dynamiken bei Stalking und eine individuelle Einschätzung des konkreten Verfolgers 
vermag das Gefühl des Kontrollverlustes zumeist etwas abzumildern. Dies sollte mit einer 
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sehr konkreten Verhaltensberatung einhergehen, die etwa beinhaltet, wie die Betroffene 
reagieren, wenn der Stalker an der Tür klingelt oder sie anspricht. In nicht wenigen Fällen 
ist es zudem wichtig, den Betroffenen gegenüber sehr klar zu formulieren, dass jedes Ein-
gehen auf den Stalker, jede Gegendrohung oder jede andere Reaktion dazu beiträgt, das 
Stalking zu verlängern. 

Gemeinsames Entwickeln des Fallmanagements 
Es ist von zentraler Bedeutung, dass der Berater das Fallmanagement gemeinsam mit dem 
Opfer entwickelt. Hierbei sollten die Wünsche des Betroffenen, eventuell bestehende Ängs-
te, der psychische Belastungsgrad, die vorhandenen sozialen und finanziellen Ressourcen 
und vieles mehr Berücksichtigung finden. Die vorhandenen Optionen des Fallmanagement 
(siehe die Übersichten bei Hoffmann, 2005 & im Druck) sollten gründlich mit ihren etwai-
gen Folgen diskutiert werden, bevor Entscheidungen getroffen werden. 

Abschluss der Beratung und Abmachungen für die Zukunft 
Am Ende der Beratung hat es sich als sinnvoll erwiesen, die Ergebnisse des Gespräches 
noch einmal zusammenzufassen und zu bewerten. Dabei sollten die daraus resultierenden 
Handlungsschritte möglichst konkret von beiden Seiten benannt werden. Auch ist es von 
Nutzen zu besprechen, ob es sich um eine einmalige Beratung handelte oder ob es mögli-
cherweise zu einer weiteren Zusammenarbeit kommt. Dabei sollten die genauen Rahmen-
bedingungen der künftigen Kooperation verabredet werden und etwa der Zeitpunkt des 
nächsten Zusammentreffens fixiert werden.
Alle wissenschaftlichen Studien machen deutlich, dass die Viktimisierung durch Stalking 
einen erheblichen Einschnitt im Leben darzustellen vermag, die mit beträchtlichen psychi-
schen, physischen, finanziellen und sozialen Belastungen einhergeht. Eine Beratung durch 
Experten, verbunden mit konkreten Hilfsangeboten und einer weiteren Vermittlung an ande-
re Spezialisten mag einiges, wenngleich natürlich auch nicht alles von der Last zu nehmen, 
die auf den Schultern der Betroffenen liegt. Für die wirkungsvolle Unterstützung von Opfern 
von Stalking ist oftmals ein interdisziplinäres Vorgehen notwenig. Hierzu stellt die Grün-
dung lokaler, tragfähiger Netzwerke einen wesentlichen Schritt dar.    
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1. Einleitung
Stalking – wird darunter massive Belästigung und Bedrohung 
verstanden – ist sicherlich kein neues Phänomen1. Neu sind 
vielmehr die rechtspolitische Aufmerksamkeit, die internatio-
nal seit etwa 15 Jahren dem Phänomen schwerwiegender 
Belästigungen zuteil wird2 sowie die gesellschaftliche Sensibi-
lisierung, die im Zusammenhang mit sozialen Reaktionen auf 
Stalking beobachtet werden können3. Insoweit steht in den wissenschaftlichen Perspektiven 
selbstverständlich die Frage nach der Entstehung eines sozialen Problems am Anfang bzw. 
im Vordergrund. Die Frage, warum und wie Strafrecht gesetzt wird, um auf ein bestimmtes 
als Problem und Verletzung oder Gefährdung empfundenes Verhalten zu reagieren, führt in 
die Benennung von Interessen und Interessenten. Die Perspektiven erweitern sich dann – ist 
die Frage der Normierung und damit auch der Definition geklärt – in die Fragestellung nach 
Inzidenz und Prävalenz des Phänomens sowie nach den besonderen Merkmalen von Tä-
tern und Opfern. Von Relevanz sind die Konsequenzen von Stalking für das Opfer; insoweit 
bieten sich viktimologische Perspektiven an. Die Ursachen oder Bedingungen von Stalking 
müssen ebenso wie die Frage danach, ob das Strafrecht die richtige Antwort auf das Phä-
nomen des Stalking ist, wissenschaftliche Aufmerksamkeit auf sich ziehen. Schließlich geht 
es um die Implementation und Evaluation des Strafrechts, vor allem um die Frage nach der 
Effizienz in der Prävention von Stalkingverhalten. Fragestellung der Implementation, also 
der Anwendungsmuster des Strafrechts fallen ebenso wie die Wirkungen des Strafrechts 
unter die wissenschaftlichen Perspektiven, die an eine Analyse des Stalking angelegt wer-
den müssen. Unschwer lässt sich demnach aus dem Vorstehenden das Gesamtprogramm 
einer modernen Kriminologie erkennen, die sich mit Täter, Opfer sowie der strafrechtlichen 
sozialen Kontrolle und deren Folgen befasst4.  

2. Die Entstehung des sozialen Problems „Stalking“ 
Stalking rückt in den Rang eines sozialen und rechtlichen Problems Ende der achtziger 
Jahre in den USA, Kanada, in Grossbritannien und Australien zunächst als Folge von als 
problematisch und gefährdend empfundenen Belästigung von „celebrities“, dann erfährt die 
Problematisierung mit der Vernetzung des Problems mit anderen bereits etablierten sozia-
len Problemen eine besondere Dynamik. Stalking verknüpft sich mit den Problembereichen 
häuslicher bzw. familiärer Gewalt und der Gewalt gegen Frauen allgemein, schließlich 
auch mit Cyberkriminalität5. Stalking wird dabei als Vorläufer und/oder als Fortsetzung von 
häuslicher Gewalt, sexuellem Missbrauch und Gewalt gegen Frauen verstanden. Verbunden 
ist damit auch das Aufgreifen von allgemeinen Unsicherheitsgefühlen und der Angst vor 
Gewalt als relevante Probleme6. Aus einer international vergleichenden Perspektive markiert 
die Problematisierung von Stalking ferner die kulturell unterschiedlichen Veränderungen in 
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der Bewertung von sozialen Beziehungen7. So lässt sich erklären, dass der Problematisie-
rung von Stalking Grenzen gesetzt sind, die einmal innergesellschaftlich verlaufen, zum 
anderen entlang kultureller Unterschiede, die vor allem mit der unterschiedlichen Stellung 
der Frau und der Bereitschaft Frauenprobleme als gesamtgesellschaftliche Probleme zu 
akzeptieren, zusammenhängen. Wenig überrascht deshalb, dass in asiatischen und afri-
kanischen Ländern, ferner in Ländern des muslimischen Kulturkreises Stalking als Problem 
derzeit keine Erörterung findet. Getrieben wird die Gesetzgebung dann vor allem von 
Skandalisierungsstrategien, in denen Tötungsdelikte aufgegriffen werden, deren Vorläufer 
in Stalking gesehen und die als verhinderbar bezeichnet werden, hätte es denn ein Gesetz 
gegeben, das repressive Interventionen und strafrechtliche Sanktionierung bereits vor der 
Gewalttat zugelassen hätte. Letzteres wird sichtbar in der Gesetzgebung Kaliforniens, wo 
1990 das erste Anti-Stalking Gesetz vom Parlament verabschiedet wurde8. Diesem ging im 
Jahr 1989 das Tötungsdelikt an einer jungen Schauspielerin (Rebecca Schaeffer) voraus, 
begangen von einem Mann, der die Schauspielerin bereits geraume Zeit verfolgt, belästigt 
und bedroht hatte9. Enormes Medieninteresse war die Folge dieser Gewalttat, was nicht 
zuletzt wiederum den Gesetzgeber des Staates Kalifornien dazu veranlasst hat10, einen 
Straftatbestand einzuführen, der wie die ihm nachfolgenden Stalkingtatbestände anderer 
US-Bundesstaaten sowie anderer Länder wiederholtes und absichtliches belästigendes oder 
unerwünschtes Verhalten und damit verbundene glaubhafte explizite oder implizite Drohun-
gen gegen das Opfer oder dessen Familie, die (vernünftigerweise) Angst vor dem Täter 
auslösen, unter Strafe stellt. Die Tatbestandsmerkmale verweisen somit auf Bedrohung und 
Angst, ferner implizit auf die Annahme, dass damit das Vorfeld von massiver Gewalt erfasst 
werde.  
Bereits im September 1993 hatten alle Bundesstaaten der USA Anti-Stalkinggesetze ver-
abschiedet11. Der Bund folgte mit einem entsprechenden Gesetz im Jahre 199612. In den 
neunziger Jahren kam es dann zu der Verabschiedung von strafrechtlichen Anti-Stalking-
gesetzen in Australien13, in England/Wales14, in Kanada15 sowie in einer Reihe euro-
päischer Staaten16. Freilich erfasst die Debatte zum Problem den Gesamtkreis der Indus-
trie- oder westlichen Staaten, die damit auch im Wesentlichen demselben rechtspolitischen 
Programm folgen.
Der Zeitraum zwischen der Entdeckung des Problems und der hierauf bezogenen strafrecht-
lichen Gesetzgebung war also denkbar kurz. Die einzelnen Phasen der Entdeckung und der 
Generalisierung des sozialen Problems samt der im Anschluss daran stets zu beobachten-
den Fragen danach, wer sich darum kümmern sollte und warum sich bislang niemand um 
das Problem gekümmert habe, gehen insoweit ineinander über und sind mutmaßlich auch 
deshalb so stark verkürzt, weil sich die Problematisierung auf einige bereits gut etablierte 
Problemkreise beziehen konnte. Bei diesen etablierten sozialen Problemen handelt es sich 
um die Gewalt gegen Frauen (und in der Familie)17, um das Mobbing, die Hasskriminalität 
(in Form von Hasssprache und Hassgewalt) sowie um den Terrorismus (der als relevantes 
Element ja die Auslösung von Angst enthält). Allen diesen Problemen ist gemeinsam, dass 
sie sich auf Gewalt, Angst, Unsicherheit und eine besondere Verletzlichkeit der betroffenen 
Opfer beziehen und insbesondere die Angst zu einem zentralen Bestandteil der Definition 
machen. An der Angst anzuknüpfen ist sicherlich berechtigt, denn bereits im so genannten 
Kubark Manual der CIA wird ausgeführt, dass es vor allem Angst und Furcht vor Gewalt 
und Schmerz (und nicht die Gewalt oder der Schmerz selbst) sind, die Widerstand brechen 

lassen18. Dem entspricht es, wenn Stalkingopfer berichten, dass sie wohl besser mit Gewalt 
zurecht gekommen wären als mit dem Gefühl ständiger Bedrohung19. 
Vor allem ist es aber der Bezug zur Sicherheit und zu Sicherheitsgefühlen sowie die seit 
den achtziger Jahren in den Mittelpunkt auch rechtspolitischer Aufmerksamkeit gerückte 
Kriminalitätsangst, die solche Interessengruppen stärken, die die Forderung nach einer 
(Verstärkung der) Kriminalisierung von Stalking nachhaltig stützen. Gerade der auf Si-
cherheit und Sicherheitsgefühlen ausgerichteten Rechtspolitik ist eine Tendenz hin zu einer 
„zwanghaft-konsensualen“ Politikstruktur eigen20. Der Zwangskonsens ergibt sich aus einer 
zunehmenden Konzentration auf negativ geladene und Widerspruch sowie kontroverse Er-
örterung kaum mehr zulassende Themen wie eben Sicherheit und Gewalt. Die Konsequen-
zen bestehen in einer Eskalation repressiver Reaktion und in Überbietungswettbewerben 
zwischen politischen Akteuren, wie sie international sehr anschaulich in der Reform des 
Sexualstrafrechts in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre beobachtet werden konnten21, 
jedoch auch in der Drogenpolitik und in den Reaktionen auf Organisierte Kriminalität und 
internationalen Terrorismus zum Ausdruck kommen. 

3. Der Umfang von Stalking Verhalten, Merkmale der Tat der Täter und der Opfer  
Nach der Entdeckung von Stalking als soziales Problem folgte umgehend die Frage nach 
präziser Erfassung der Inzidenz und Prävalenz des Verhaltens. Eine solche Erfassung setzt 
selbstverständlich eine operationalisierbare Definition voraus, die mit dem Abschluss der 
normativen Prozesse nunmehr vorhanden war. Insoweit bietet sich natürlich an dieser Stelle 
auch der Hinweis an, dass wegen der Neuentdeckung des sozialen Problems und der kur-
zen Geschichte seiner Definition Fragen nach der quantitativen Entwicklung des Verhaltens 
nicht beantwortet werden können. Zwar haben sich Opferbefragungen seit den sechziger 
Jahren mit Inzidenz und Prävalenz von Viktimisierung befasst, doch erlaubt erst die erfolg-
reiche Gesetzgebungskampagne der 90er Jahre die Operationalisierung von Stalking, die 
dieses von der Bedrohung, der interpersonellen Gewalt, dem Missbrauch und anderem 
unterscheidet und auch für die Befragungsforschung zugänglich macht. Die ersten Opfer-
befragungsuntersuchungen greifen Stalking ab Mitte der neunziger Jahre auf. Derzeit liegt 
eine Reihe von Untersuchungen vor, aus denen sich vor allem Informationen zur Prävalenz 
des Stalking entnehmen lassen. Durchgeführt wurden Untersuchungen fast ausschließlich 
in anglo-amerikanischen Ländern, teils als selbständige, auf das Stalking konzentrierte Un-
tersuchungen (wie beispielsweise die nationale Studie zur Gewalt gegen Frauen in den 
USA aus dem Jahre 1996), teils als Bestandteil umfassender Viktimisierungsstudien (wie im 
British Crime Survey). Den Standards der Opferbefragungsuntersuchungen entsprechend 
werden Prävalenzdaten für die vergangenen 12 Monate und für die Gesamtlebenszeit 
erhoben. Die Lebenszeitprävalenz ist dabei vor allem wegen Erinnerungsdefiziten mit Pro-
blemen behaftet22. Einbezogen sind in die nachstehenden Übersichten Untersuchungen 
aus den USA, aus England/Wales, Schottland und Australien. Dabei zeigen die Daten zur 
12-Monatsprävalenz ebenso Unterschiede an wie die Daten zur Lebenszeitprävalenz. Die 
12-Monatsprävalenz liegt in den einbezogenen Untersuchungen zwischen 1 und 8% für 
Frauen. Anzumerken ist, dass die Prävalenzdaten für die männliche Population beträchtlich 
unter denen der Frauen liegen, in der Regel bei 20-25% der für Frauen ermittelten Werte.  
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Übersicht 1: Prävalenz von Stalking während der der Befragung vorausgehenden 12 Monate 23 

Frauen

British Crime Survey 1998 24 4%

British Crime Survey 2001 25 8%

NVAW Survey US 1996 26 1%

Schottland 2002 27 3%

Australien 1996 28 2%

Die Lebenszeitprävalenz liegt erwartungsgemäß deutlich höher, nämlich zwischen 8 und 
19% 29. Die Unterschiede zwischen den Untersuchungen folgen dabei denjenigen, die für 
die 12-Monatsprävalenz beobachtet werden können. 

Übersicht 2: Prävalenz Lebenszeit 

Frauen

British Crime Survey 1998 30 16%

British Crime Survey 2001 31 19%

Louisiana (US) Survey Frauen 1999 32 15%

NVAW Survey US 1996 33 8%

Schottland 2002 34 10%

Australien 1996 35 15%

Die Unterschiede in den ermittelten Prävalenzraten sind abhängig von der für Stalking 
verwendeten Definition und dessen Operationalisierung36. Insbesondere die differenzier-
ten Untersuchungen zum British Crime Survey lassen auch den Nachweis zu, dass die Art 
der Befragung (face to face Interview oder Fragebogen) bedeutsame Unterschiede in den 
Prävalenzdaten mit sich bringt37. Zur Einschätzung der Bedeutsamkeit der Prävalendaten 
zu Stalking sind Informationen geeignet, die eine vergleichende Perspektive herstellen. So 
wurde in der Auswertung der Daten aus dem National Violence Against Women Survey 
(USA 1996) die Frage aufgeworfen, wie sich Stalking im Verhältnis zu verschiedenen For-
men der Gewalt gegen Frauen darstellt. Im Ergebnis wird berichtet, dass in den USA die 
Wahrscheinlichkeit Stalking-Opfer zu werden etwa dreimal größer ist als die Wahrschein-
lichkeit, Opfer sexueller Gewalt zu werden, dass aber die Wahrscheinlichkeit, Opfer von 
Gewalt zu werden das Doppelte des Risikos des Stalking beträgt38.

Hinsichtlich der Tätermerkmale besteht Übereinstimmung darin, dass Stalking-Täter ganz 
überwiegend Männer sind. Ferner handelt es sich, dies ist angesichts des Tatbildes er-
wartungsgemäß, um allein handelnde Täter, die dem Opfer zumeist mindestens bekannt 
sind39. Die nationale US Studie aus dem Jahre 1996 zeigt, dass sich knapp 40% der 
Stalking Täter aus Ehemännern rekrutieren, etwa 24% der Täter sind gegenwärtige oder 
ehemalige Partner oder Mitbewohner40. Insoweit ist auch nicht überraschend, dass Stal-
king häufig als Fortsetzung einer Gewaltbeziehung beobachtet wird, deren Grundmotiv im 
Versuch gesehen wird, über das Opfer Kontrolle zu behalten oder wieder zu erlangen41. 
Von besonderem Gewicht ist freilich, ob ein Täter auch außerhalb einer Partnerbeziehung 
bereits gewalttätig aufgetreten ist. Insoweit scheint die Partnergewalt zwar einen besonders 
hervorgehobenen Typ gewalttätigen Verhaltens darzustellen, jedoch gleichzeitig auch Aus-
druck allgemeiner Gewalttätigkeit zu sein42.
Was die Opfermerkmale betrifft, so verweisen die empirischen Untersuchungen entspre-
chend den Erkenntnissen zu den Tätern, dass diese überwiegend weiblich sind43. Beson-
ders ausgeprägt ist das Risiko des Stalking allerdings bei jungen Frauen44. Die Opfer 
gehören eher niedrigen Einkommensgruppen an45, sie sind eher allein lebend und in 
Ausbildung.
Von den Tatmerkmalen her gesehen bietet die Feststellung keine Überraschung, dass sich 
Stalking in der Regel über lange Zeiträume erstreckt. So ergab der British Crime Survey, 
dass bei einem Fünftel der Fälle die Stalking-Dauer mehr als ein Jahr betrug. Der National 
Violence Against Women Survey (USA 1996) ergibt vergleichbare Erkenntnisse. Bei ei-
nem allgemeinen durchschnittlichen Dauer von knapp zwei Jahren dauert bei etwa einem 
Viertel der Fälle nach den Daten des Survey zwischen 2 und 5 Jahre an, zwei Drittel der 
Fälle erstrecken sich über einen Zeitraum von bis zu einem Jahr. Immerhin jeder 10. Fall 
erreicht allerdings eine Dauer von mehr als 5 Jahren, womit auch auf das Phänomen lang 
andauernder und interventionslos bleibender Viktimisierung bei häuslicher Gewalt verwie-
sen wird. Gerade im Vergleich zwischen Stalking zwischen Fremden und Stalking in oder 
nach enger und intimer Bekanntschaft zeigen sich signifikante Unterschiede. Die Dauer 
des Stalking in intimen Beziehungen beläuft sich im Durchschnitt auf mehr als zwei Jahre, 
die Dauer des Stalking zwischen Fremden beträgt im Durchschnitt etwa ein Jahr46.
Die Tathandlungen selbst betreffen ganz wesentlich die erzwungene direkte Kommunika-
tion47. Besonders häufig werden dann wiederholte (stille) Telefonanrufe48 registriert, das 
Verfolgen einer Person oder das Warten vor der Wohnung/am Arbeitsplatz des Opfers49. 
Physische Einschüchterung und Berührungen, schließlich die Gewalt sind dagegen selte-
ner zu beobachten. Die Einzelhandlungen werden als eher geringfügig beschrieben; die 
eigentliche Wirkung folgt aus der Kumulation verschiedener und wiederholter Tathandlun-
gen50. Erst die Kumulation lässt das Bedrohliche des Stalking entstehen. Jedoch ist Stalking 
überwiegend wohl nicht durch explizite Drohungen charakterisiert51. Vielmehr ist es das 
durch bestimmtes Verhalten vermittelte Gefühl der Bedrohung, das Stalking eigen ist52. 
Die Tathandlungen sind schließlich durch den städtischen Kontext charakterisiert, in dem 
Stalking zumeist auftritt. Damit treten Anonymität und Unübersichtlichkeit der Grossstadt 
hinzu, was wohl in besonderem Maße auch das Gefühl auf Seiten der Opfer mitbewirkt, 
einer unkontrollierbaren und ständig lauernden Gefahr ausgesetzt zu sein.  
Werden die Konsequenzen für das Opfer thematisiert, so ziehen zunächst erzwungene 
Veränderungen in der Lebensführung die Aufmerksamkeit auf sich53. Hierzu gehören der 
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Umzug, der Arbeitsplatzwechsel und Arbeitsplatzverlust, der Schulwechsel sowie Verän-
derungen im Alltagsverhalten, das sich stärker an Selbstschutzmaßnahmen orientiert54. 
Stalking beeinflusst die Arbeitsfähigkeit55 und Ausbildungsleistungen.
 Dann sind zu nennen physische und psychische Korrelate des Stalking56, die in Form von 
ständiger Angst und dem post-traumatic stress vergleichbaren Traumata57, wie sie auch 
aus Gewalt, Unfällen etc. herrühren, auftreten können. Eine niederländische Untersuchung 
fand im Vergleich zur Normalbevölkerung deutlich erhöhte Maße der Psychopathologie bei 
Stalkingopfern58. Die Beeinträchtigungen sind regelmäßig dauerhaft59. Zu verweisen ist 
ferner darauf, dass für das Opfer auch bei Abbruch des Stalking offensichtlich das Gefühl 
verbleibt, dass die Gefahr jederzeit wieder auftreten kann. 
Jedoch ist im Zusammenhang mit den Folgen für das Stalkingopfer anzumerken, dass es 
an vergleichenden Untersuchungen sowie an prospektiven (Längsschnitt-) Studien fehlt. 
Dies erschwert die Beurteilung der Frage, ob es sich bei den mitgeteilten Korrelaten um 
kausal auf das Stalkingverhalten zurückführbare Konsequenzen handelt. Befunde aus ei-
ner niederländischen Studie weisen darauf hin, dass psychopathologische Auffälligkeiten 
bei Stalkingopfern wohl weitgehend unabhängig von der Viktimisierung durch Stalking 
sind60.

4. Ist Stalking ein Vorläufer von Gewalt?
Aus dem National Violence Against Women Survey (USA 1996) ist bekannt, dass ein Zu-
sammenhang zwischen Gewalt und Stalking besteht. Nach den Ergebnissen sind Frauen, 
die Opfer von Stalking durch (ehemalige) Ehepartner oder Partner wurden, zu etwa 80% 
auch Gewalttätigkeiten des Stalkers ausgesetzt (gewesen). Ein knappes Drittel wurde im 
Übrigen Opfer sexueller Gewalt. Das Auftreten von Stalking erscheint somit sehr stark kor-
reliert mit dem Auftreten von (sexueller) Gewalt. Dies wird unterstrichen durch die baseline 
Wahrscheinlichkeit, in intimen Beziehungen Opfer von (sexueller) Gewalt zu werden. Denn 
diese liegt für die Gewalt bei etwa 20% und für sexuelle Gewalt bei 5% 61.
Besondere Aufmerksamkeit hat die Frage gefunden, wie häufig Stalking in schwerer Ge-
walt, insbesondere in Tötungsdelikten resultiert62. Dabei werden teilweise recht hohe Raten 
angenommen63. Für die Vereinigten Staaten wurde die Quote tödlicher Gewalt nach Stal-
king auf immerhin 2% geschätzt64. Freilich kann dies angesichts der mitgeteilten Prävalenz-
daten des Stalking einerseits und der bekannt gewordenen Tötungsdelikte andererseits nicht 
der Fall sein. Denn dann müsste die Tötungsdeliktsrate ein Vielfaches der bekannten Rate 
betragen65. Ein einfaches Beispiel mag dies verdeutlichen. Nimmt man die 12-Monatsprä-
valenz aus dem British Crime Survey (1998) von etwa 4% weiblichen Stalking-Opfern, 
dann müsste dann, wenn etwa 2% der Stalkingfälle in tödlicher Gewalt resultierten, die 
Tötungsdeliktsrate (die nur auf Stalking zurückzuführen ist) für Frauen in England/Wales 
eigentlich 80/100.000 betragen (bei Zugrundelegen der Jahresprävalenz 2001 von 8% 
müsste die Tötungsdeliktsquote bei 160/100.000 liegen). Dem steht freilich eine jährliche 
Tötungsdeliktsrate von weniger als 1/100.000 in England/Wales für Frauen gegenüber66. 
Wäre Stalking Vorläufer bei allen (polizeilich registrierten) Tötungsdelikten, die Frauen zum 
Opfer haben, dann läge die bedingte Wahrscheinlichkeit eines solchen Tötungsdelikts bei 
etwa 1 pro 8.000 Stalkingfälle (die Prävalenzdaten von 2001 zugrunde gelegt)67. Freilich 
ist auch dies eine Spekulation, für die bislang keine verlässlichen Informationen vorlie-
gen68. Hierfür wären prospektiv ausgerichtete Untersuchungen notwendig, die nicht zur 

Verfügung stehen. Jedoch kann sicher davon ausgegangen werden, dass das tatsächliche 
Risiko weit unter dem maximal annehmbaren Risiko von 1:8.000 liegt.  
Völlig unplausible und groteske Überschätzungen des Risikos schwerer Gewalt anlässlich 
oder als Konsequenz von Stalking sind offensichtlich Teil einer Dramatisierungs- und Skan-
dalisierungsstrategie, die sich mit den bekannten Daten nicht einmal ansatzweise zur De-
ckung bringen lässt. Schwere Gewalt, vor allem tödliche Gewalt, stellt ein (sehr) seltenes 
Ereignis dar, das auch dann, wenn Stalking als zusätzliche Bedingung hinzutritt, keine 
Risikogröße erreicht, bei der man von einem deutlichen und rechtspolitisch verwertbaren 
Zusammenhang ausgehen darf. Der Zusammenhang zwischen Stalking, das durch Dro-
hungen qualifiziert ist, und allgemeiner Gewalt scheint ebenfalls nur schwach ausgeprägt 
zu sein69. Jedenfalls erlaubt das Auftreten von Stalking angesichts der Seltenheit tödlicher 
Gewalt keineswegs eine sichere Prognose schwerer Gewalttätigkeit70. Vielmehr wird, auch 
wenn Stalking als zusätzliche Bedingung aufgenommen wird, der Versuch der Prognose 
schwerer Gewalt durch eine so erhebliche Fehlerquote belastet sein, dass sich derartige 
Prognosen verbieten71.  
Das Problem der Vorhersage schwerer Formen von Gewalt schließt selbstverständlich nicht 
aus, dass retrospektiv für bestimmte Opfergruppen signifikante Zusammenhänge zwischen 
Stalking und dem Auftreten eines Tötungsdelikts beobachtet werden können. So wird auf 
der Basis empirischer Untersuchungen vermutet, dass Stalking einem bedeutsamen Anteil 
von Partner-Tötungsdelikten vorausgeht72. Der Zusammenhang entsteht erwartungsgemäß 
aus den Partnertötungen begleitenden Konfliktprozesse, die lange andauern können und 
selbstverständlich typisches Stalkingverhalten beinhalten werden. Dies erleichtert aber die 
Vorhersage von schwerer Gewalt in der Grundgesamtheit der Stalkingfälle nicht; ebenso-
wenig sind andere Konfliktkonstellationen in Partnerverhältnissen zur sicheren Vorhersage 
schwerer Gewalt geeignet. Ferner heißt dies auch, dass selbst die erfolgreiche Prävention 
von Stalking die Wahrscheinlichkeit des Auftretens von schwerer Gewalt nur geringfügig 
beeinflussen würde73. 
Die zwischen Stalking und Gewalttätigkeit beobachteten Korrelate verweisen freilich dar-
auf, dass vor allem in solchen Fällen, in denen bereits eine Vorgeschichte familiärer bzw. 
häuslicher Gewalt sowie nachfolgender Trennung vorhanden war, Stalking in Drohung 
und offener Gewalt resultiert74. Ferner wird gerade die Einbettung von Stalking in eine 
Vorgeschichte häuslicher oder familiärer Gewalt als charakteristisch für Stalking beschrie-
ben75. Dies lässt darauf schließen, dass Stalking nicht als Vorläufer von Gewalt verstanden 
werden sollte76, sondern – jedenfalls in einem abgrenzbaren und größeren, vielleicht gar 
überwiegenden Teil der Stalkingsachverhalte – als Folge von Gewaltbeziehungen und miss-
lungener Ablösung des Täters aus einer konfliktbeladenen intimen Beziehung.   
Die Frage, warum Stalkingverhalten auftritt, hat Anstrengungen ausgelöst, die einer ätiolo-
gischen, an Ursachen interessierten Kriminologie zuzuordnen sind. Zunächst sind Typolo-
gien zu nennen, mit denen besondere Merkmalskonstellationen von Tätern und Taten auf-
bereitet werden sollen77. So werden verschiedene Motivationen des Stalking voneinander 
unterschieden78. Besondere Aufmerksamkeit fanden aus speziellen Täter-Opfer-Beziehun-
gen resultierende Motivationen79 und vor allem psychologische80 sowie psychiatrische81 

Auffälligkeiten der Täter.  
Jedoch wird betont, dass Stalking sehr unterschiedliche Verhaltensmuster, Täter-Opfer-Be-
ziehungen und Opferauswirkungen umfasst und von daher einer einheitlichen Erklärung 
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wohl kaum zugänglich sei. Freilich ist Stalking immer (auch) als Prozess zu verstehen, dem 
eine spezifische Dynamik innewohnt, die auch Definitionsprozesse auf Seiten des Opfers, 
des Täters sowie ihrer Umwelt enthält82.
Thematisiert werden Entwicklungsprozesse und Situationsmerkmale, schließlich auch die 
Trennung bzw. Scheidung, Alkohol und Drogenabhängigkeit83. Aus einer soziologischen 
Perspektive ist die Individualisierungsthese zu nennen. Danach würde Stalking auch des-
halb zum Problem, weil nach der Auflösung von (Solidar-/Unterstützungs)Gemeinschaften 
die früher wirksamen Formen der Kontrolle (von potentiellen Tätern) verschwunden sind 
und auf sich selbst gestellte Individuen hinterlassen haben. Damit ist auch ein höheres Po-
tential an Unsicherheit und Angst verbunden, das gleichzeitig auftritt mit einer veränderten 
Bewertung sozialer Beziehungen und der Sensibilisierung für Persönlichkeitsschutz und Pri-
vatheit.

5. Ist das Strafrecht die richtige und angemessene Antwort?
Angesichts der mit Stalkingdefinitionen und deren Kontext verbundenen Sachverhalte über-
rascht es nicht, dass sich die Forderung nach einer strafrechtlichen Antwort auf Stalking 
mit der Frage auseinandersetzen muss, was denn ein Stalkingtatbestand erfassen sollte, 
was nicht bereits in Nötigungs-, Bedrohungs-, Beleidigungs-, Gewalttatbeständen und dem 
Tatbestand des Hausfriedensbruchs (und der Versuche solcher Handlungen) erfasst wäre84. 
Ein angenommenes Risiko von Gewalttätigkeit sowie Angst und Unsicherheitsgefühle ver-
weisen einerseits auf das Vorfeld der Gewalt, andererseits auf eine bedeutsame Beein-
trächtigung der Lebensqualität. Da freilich das Risiko schwerwiegender Gewalt, wie weiter 
oben ausgeführt, als Folge von Stalking zwar nicht zu vernachlässigen ist, jedoch zu gering 
ausgeprägt ist, um den den Rechtsgüterschutz vorverlagern zu dürfen, bleibt als schützens-
wertes Interesse die Freiheit von Angst und der Schutz der Privat- und Persönlichkeitssphäre, 
soweit diese durch Belästigungen (die nicht bereits durch Nötigungs-, Bedrohungs- und 
Beleidigungstatbestände erfasst wären) in einem Grad verletzt wird, der den Einsatz von 
Strafrecht legitimiert.
Bei der Beantwortung der Frage, ob das Strafrecht eine richtige und angemessene Antwort 
auf Stalkingverhalten darstellt, ist dann gleichfalls aus der Perspektive des Verhältnismäßig-
keitsgrundsatzes zu untersuchen, ob Alternativen vorhanden sind, die ebenso wirksam oder 
gegebenenfalls wirksamer im Schutz der Opfer sind. Dabei sind das Zivilrecht und das Un-
terbringungsrecht einzubeziehen. Freilich sind derartige vergleichende Evaluationsuntersu-
chungen bis heute und erwartungsgemäß nicht vorhanden. Die Fragestellung des Stalking 
ist zu neu, als dass zu dem jetzigen Zeitpunkt bereits eine breite Basis differenzierter und 
methodisch aussagekräftiger Evaluationsforschung (die als Längsschnittforschung angelegt 
sein muss) erwartet werden könnte. 
Hinsichtlich der rechtlichen Probleme kann sofort auf die Frage verwiesen werden, ob es 
gelingen kann, in der Setzung des Tatbestands einen Grad von Bestimmtheit zu erreichen, 
der dem Rechtsstaatsgebot Genüge tut85. In den USA wurden Antistalkinggesetze bislang 
vor allem mit der Begründung angegriffen, sie seien zu unbestimmt oder zu weit und des-
halb ein rechtwidriger Eingriff in den Schutzbereich des First Amendments86. Während in 
den meisten Bundesstaaten Anti-Stalking Gesetze wegen Unbestimmtheit oder Unverhält-
nismäßigkeit nicht aufgehoben wurden87, mussten andere an die Anforderungen der des 
Supreme Court an den Bestimmtheitsgrundsatz angepasst werden88. 

Die bislang vorliegende Stalking-Strafgesetzgebung lässt erhebliche Variation erkennen. 
Dies gilt auch, wie die nachfolgende Übersicht zeigt für die Strafandrohungen. Europäi-
sche Strafgesetze unterscheiden sich vom common law Bereich vor allem durch die nied-
rigen Strafobergrenzen. Dies folgt jedoch einem verallgemeinerbaren Unterschied in den 
Höchstmaßen der Kriminalstrafe.

Übersicht 3: Strafandrohungen im Vergleich

UK Harassment Act 1997 bis 5 Jahre

Victoria (Australien) bis 10 Jahre

New South Wales (Australien) bis 5 Jahre

Kanada bis 5 Jahre

Massachusetts (US) bis 5 Jahre

Norwegen bis 6 Monate

Irland bis 12 Monate

Dänemark bis 6 Monate

Das Kriminalrecht wird zumeist flankiert durch zivilrechtliche Schutzmaßnahmen89 (entspre-
chend dem deutschen Gewaltschutzgesetz90). 
Auch in Deutschland sind Bestrebungen zu beobachten, den strafrechtlichen Schutz vor 
Stalking und Stalkern zu verstärken. So hat das Bundesland Hessen im Jahr 2004 einen 
Gesetzesentwurf vorgelegt, der auf die Einführung eines neuen §241a StGB zielt91. Da-
nach sollen die unzumutbare Nachstellung und Verfolgung, wenn unbefugt und gegen den 
Willen des oder der Verfolgten, dann mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe 
bestraft werden, wenn die Verfolgung die begründete Befürchtung einer gegenwärtigen 
Gefahr für Leben, Leib oder andere Rechtsgüter hervorruft. Die Verfolgung wird konkreti-
siert mit dem fortwährenden „Suchen von körperlicher Nähe“, dem „Versuch der Herstel-
lung von Kontakt mit Kommunikationsmitteln“, dem „Bedrohen“ (auch Angehöriger oder 
nahe stehender Personen) oder „ähnlichen Eingriffen“. In besonders schweren Fällen steigt 
die Strafandrohung auf zwei Jahre Freiheitsstrafe. Ein besonders schwerer Fall liegt in der 
Regel dann vor, wenn der Täter gleichzeitig gegen eine zivilrechtliche Schutzanordnung 
verstößt.
Ein bayerischer Gesetzesentwurf, gleichfalls aus dem Jahre 2004, will das kriminelle Stal-
king mit dem Begriff der „schweren Belästigung“ ebenfalls in die Nähe des §240 StGB 
rücken, jedoch als neuen Tatbestand des § 238 StGB einordnen. Auch hier wird auf eine 
nachhaltige Belästigung abgestellt, die mittels körperlicher Nachstellung oder Verfolgung 
unter Verwendung von Kommunikationsmitteln als Tathandlung, Bedrohung des oder der 
Verfolgten, eines Angehörigen oder nahe stehender Personen mit einem empfindlichen 
Übel vorgenommen wird. Eine Erweiterung findet der erfasste Handlungsbereich mit der 
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Einbeziehung von „anderen, ebenso schwerwiegenden Handlungen“. Der Erfolg der nach-
haltigen Belästigung soll nach dem Entwurf in einer empfindlichen Beeinträchtigung der 
Freiheitssphäre bestehen. Die Strafandrohung reicht nach den Vorstellungen des Entwurfs 
bis zu drei Jahre Freiheitsstrafe oder Geldstrafe. Erhöhte Mindeststrafandrohungen werden 
vorgeschlagen für den Fall der Herbeiführung der Gefahr einer erheblichen Gesundheits-
schädigung, die schwere Misshandlung und für die Herbeiführung des Todes des verfolg-
ten, Angehöriger oder nahe stehender Personen. 
Einen anderen Ansatz schlägt ein rheinland-pfälzischer Entwurf aus demselben Zeitraum 
vor. Die Einführung eines spezifischen Tatbestandes des Stalking wird abgelehnt, da ein 
solcher Tatbestand wegen der Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe notwendigerweise 
unbestimmt sein müsse und deshalb mit dem verfassungsrechtlichen Bestimmtheitsgebot 
nicht in Einklang zu bringen sei92. Der Entwurf schlägt demgegenüber die Erweiterung 
des Gewaltschutzgesetzes93 vor94. Dabei soll vor allem §1 Abs. 1 ausgedehnt werden 
auf erhebliche Drohungen (mit Verletzungen des Lebens, des Körpers etc.), das Eindringen 
in die Wohnung und das unzumutbare Nachstellen und Verfolgen durch das Suchen von 
körperlicher Nähe, die Herstellung von Kontakt unter Verwendung von Kommunikations-
mitteln und ähnliche Eingriffe, wenn dadurch bei der verfolgten Person die begründete 
Befürchtung einer gegenwärtigen Gefahr für ein Rechtsgut der eigenen Person oder einer 
anderen ihr nahe stehenden Person hervorgerufen wird. Die Zuwiderhandlung gegen ent-
sprechende Anordnungen soll mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe belegt 
werden können. Wiederholte Verstöße oder das Hervorrufen der Gefahr einer schweren 
Gesundheitsschädigung sind in der Regel besonders schwere Fälle, was nach dem Entwurf 
die Höchststrafe auf zwei Jahre Freiheitsstrafe anhebt.
Geschütztes Rechtsgut ist nach dem hessischen Entwurf in erster Linie der Rechtsfrieden des 
Einzelnen. Das Schutzgut soll den Schutz der persönlichen Lebenssphäre vor wesentlichen 
Beeinträchtigungen der Privatsphäre und vor der damit zusammenhängenden Beeinträchti-
gung der Handlungs- und Entschließungsfreiheit erfassen95.
Darüber hinaus schlägt der bayerische Entwurf eine Deeskalationshaft für gefährliche Täter 
des „Stalking“ durch eine Ergänzung des Haftgrundes der Wiederholungsgefahr (§ 112a 
StPO) vor96.
Mittlerweile wurde vom Rechtsausschuss des Bundesrats eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die 
nunmehr einen Entwurf für ein Reformgesetz vorlegte, aus dem sich wohl ein unter den bis-
herigen Reforminitiatoren konsentierter Stalkingtatbestand ergibt 97.  Der Vorschlag geht 
nach dem Entwurf dahin, entsprechend dem bayerischen Entwurf einen neuen §238 StGB 
unter dem Titel „schwere Belästigung“ einzuführen. Die Tathandlung soll aus einer (unbe-
fugten) „nachhaltigen Belästigung“ bestehen, die geeignet ist, einen Menschen in seiner 
Lebensführung „erheblich zu beeinträchtigen“. Die Belästigung wird konkretisiert durch das 
bereits in den vorangegangenen Entwürfen enthaltene  „körperliche Nachstellen“ und die 
„Verfolgung unter Verwendung von Kommunikationsmitteln“, die Bedrohung des Opfers, 
Angehöriger oder anderer nahe stehender Personen mit einem empfindlichen Übel sowie 
„andere, ebenso schwerwiegende Handlungen“.  
Entfallen ist somit die Befürchtung einer Gefahr für Rechtsgüter des Opfers bzw. nahe ste-
hender Personen. In das Zentrum rückt die Geeignetheit von Handlungen, die Lebensfüh-
rung erheblich zu beeinträchtigen. Ferner haben sich die Strafandrohungen, wie sie sich 
der bayerische Entwurf vorstellte, durchgesetzt. Die Strafobergrenze liegt für den Grund-

tatbestand bei drei Jahren. Für die Herbeiführung der Gefahr einer schweren Gesundheits-
schädigung, für die schwere Misshandlungen sowie weitere (bereits im bayerischen Ent-
wurf aufgegriffene Qualifikationen, so beispw. die Herbeiführung einer Todesgefahr oder 
gar die Verursachung des Todes) werden die Mindest- und die Höchststrafandrohungen 
abgestuft angehoben. 
Die Entwürfe deckten sich im Wesentlichen bereits in den Beschreibungen der als relevant 
erachteten Tathandlungen. Das Problem der Unbestimmtheit konzentriert sich freilich auch 
in dem Entwurf der Rechtsausschussarbeitsgruppe auf „andere“ bzw. „ähnliche“ (gleich 
schwer wiegende) Eingriffe, die nachhaltige Belästigung und die erhebliche Beeinträchti-
gung der Lebensführung. Demgegenüber entfallen die Probleme, die mit der begründeten 
Befürchtung einer (nach dem rheinland-pfälzischen Entwurf gar gegenwärtigen) Gefahr für 
bedeutsame Rechtsgüter verbunden waren. Dem Verzicht auf das Vorliegen einer begrün-
deten Befürchtung von Gefahren ist uneingeschränkt zuzustimmen. Denn angesichts der 
bislang vorliegenden empirischen Erkenntnisse zu Stalkingverhalten und dessen Folgen 
für das Opfer dürften in der Annahme begründeter Befürchtungen für Leben, Gesundheit 
und Eigentum doch ganz erhebliche Beweisprobleme enthalten sein. Im Übrigen ist aber 
für den Entwurf der Arbeitsgruppe nach wie vor festzuhalten, dass  gerade der relevante 
und massiv die Privatsphäre beeinträchtigende Kern der Stalkinghandlungen bereits durch 
den Bedrohungstatbestand und den Nötigungstatbestand sowie Körperverletzungsdelikte 
erfasst ist. Darüber hinaus ist anzumerken, dass für die Abwehr von massiver Drohung und 
die Prävention von schwerer Gewalt ein Stalkingstraftatbestand ungeeignet sein wird. Denn 
die Strafandrohungen bleiben im Grundtatbestand in einem Bereich, der dafür spricht, 
dass Geldstrafen die Regelstrafen darstellen werden. Geldstrafen kommen aber als Siche-
rungsmittel nicht in Betracht. Wird tatsächlich eine (glaubhafte und gegenwärtige) Gefahr 
für Leib und Leben angenommen, dann kämen als wirksame Schutzmittel nur Maßregeln 
oder die Unterbringung, jedenfalls freiheitsentziehende Interventionen in Betracht.     
Derartige Probleme werden unterstrichen durch die Befunde aus verschiedenen empirischen 
Untersuchungen zur Implementation des Stalkingstrafrechts. Eine englische Untersuchung 
zeigte auf, dass die Anwendung des Tatbestands selten bei Stalkingfällen im Engeren er-
folgt, dagegen eher bei Nachbarschaftsstreitigkeiten und familiären Problemen (UK)98. 
Stalking wird offensichtlich eher selten angezeigt (obwohl das Phänomen in der Öffentlich-
keit bekannt ist)99. 
Erhebliche Beweisprobleme werden aus den USA, Schottland und Australien berichtet100. 
Dies hat eine hohe Rate von Einstellungen und Freisprüchen als Konsequenz von Beweis-
problemen zur Folge (UK101, Australien102). Darüber hinaus wird eine geringe Quote von 
Freiheitsstrafen beobachtet (UK103, Australien104). Aus einer australischen Untersuchung 
ist bekannt, dass dort zivilrechtliche Anordnungen überwiegen. Spezialisierung und die 
Zuweisung von Stalkingfällen zu Dezernaten „häusliche Gewalt“ scheinen die Anwendung-
spraxis zu verbessern. 
Was die Befolgung von zivilrechtlichen Verbotsanordnungen (restraining order) betrifft, so 
sind die Resultate eher bescheiden. Opferbefragungen ergeben häufige Verletzungen von 
Verbotsanordnungen105. Untersuchungen für die USA kommen hier zu dem Ergebnis, dass 
zivilrechtliche Verbotsanordnungen vor allem in schweren Stalkingfällen wirkungslos blei-
ben. Gerade obsessive Stalker lassen sich offensichtlich von gerichtlichen Verboten nicht 
beeindrucken106 und setzen das Stalking unvermindert fort107. Eine schwedische Untersu-
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chung nimmt an, dass zivilrechtliche Verbotsanordnungen dazu geeignet sind, Opfer aus 
einer sozialen Isolation zu verhelfen und Opfern das Gefühl zu vermitteln, dass sich eine 
Institution des Problems annimmt. Jedoch geht die Studie auch davon aus, dass sich weder 
die Sicherheit noch Sicherheitsgefühle verbessern108.
Wird die Frage gestellt, was zum Abbruch von Stalking führt, und welche Rolle das Straf-
recht in diesem Zusammenhang spielt, so liegen bislang Evaluationsuntersuchungen expe-
rimenteller Art nicht vor. Jedoch ist aus Selbstberichtsuntersuchungen bekannt, dass von 
solchen Opfern, die zum Zeitpunkt des Interviews nicht mehr belästigt wurden, 19% an-
gaben, das Stalking sei durch das Verhalten des Opfers selbst (und zwar durch einen 
Wohnungswechsel) beendet worden. Dies wird im Übrigen als Indiz für die Bedeutung der 
Geheimhaltung und des Schutzes von Opferadressen gewertet. 18 % der befragten Opfer 
gehen davon aus, das Stalking sei deshalb beendet worden, weil der Täter eine neue Be-
ziehung eingegangen sei109.   
Was die Wirkungen von Interventionen der Polizei und der Justiz betrifft, so scheinen als 
informell bezeichnete Interventionen seitens der Polizei (Verwarnungen) effektiver in der 
Prävention von Stalking zu sein als förmliche Interventionen (Festnahme, Verurteilung). Dies 
gilt offenbar vor allem für eine Gruppe von Stalkern, die früher eine Beziehung zum Opfer 
hatten und die keine psychiatrischen oder psychologischen Defekte aufweisen110. Auch die 
Perzeptionen der Opfer gehen wohl in diese Richtung. Aus der National Violence Against 
Women Studie (USA) wird mitgeteilt, dass etwa 15% der Opfer berichteten, das Stalking 
sei beendet worden, nachdem der Stalker von der Polizei verwarnt worden war. Nur 9% 
meinten, eine Festnahme habe das Stalking abgebrochen und lediglich 1% geht davon 
aus, dass die strafrechtliche Verurteilung zu einem Abbruch des Stalking geführt habe. 
Weniger als 1% der Opfer geben im Übrigen an, das Stalking sei durch zivilrechtliche 
Instrumente beendet worden111.
Insoweit kann zwar nicht von gesicherten Erkenntnissen ausgegangen werden, doch fügen 
sich die bisherigen Erkenntnisse zu den Wirkungen des Strafrechts in die allgemeinen Be-
funde zur Prävention durch Strafrecht und strafrechtliche Sanktionen ein. Dem Strafrecht 
kommt somit in diesem Bereich wohl eher eine symbolische Wirkung zu112. Das Strafrecht 
führt zur Beruhigung der öffentlichen Erregung, liegt eine solche überhaupt vor, und zur Ver-
stärkung des Sicherheitsgefühls113. Untersuchungen zur Effizienz strafrechtlicher Interventi-
onen bei häuslicher Gewalt zeigen darüber hinaus, dass strafrechtliche Sanktionen, die mit 
rehabilitativen Maßnahmen verbunden sind, mit einer deutlich geringeren Häufigkeit von 
Gewalthandlungen nach Implementation der Maßnahmen verbunden sind als herkömmli-
che strafrechtliche Sanktionen114.

6. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen
Stalking ist ein neu entdecktes soziales Problem, das eine kurze und sehr erfolgreiche Karri-
ere aufweisen kann. Die jedenfalls in den westlichen Industriegesellschaften unübersehbare 
Bereitschaft, Stalking als Kriminalunrecht in das Strafrecht einzustellen, ist sicher auch da-
durch bedingt, dass Stalking an bereits etablierte und anerkannte Probleme, darunter vor 
allem die familiäre Gewalt bzw. Gewalt gegen Frauen, anknüpfen kann. Ferner rührt Stal-
king an Sicherheit und Sicherheitsgefühle, damit an Bereiche, die rechtspolitisch ein hohes 
Maß an öffentlicher Aufmerksamkeit versprechen. Die bislang vorliegenden empirischen 
Studien befassen sich mit Prävalenz, Auswirkungen auf die Opfer, Ursachen, mit der Imple-

mentation des Stalkingstrafrechts sowie seiner Evaluation. Auf der Grundlage der Befunde 
kann bislang freilich nicht gefolgert werden, dass das Strafrecht eine mehr als symbolische 
Funktion in der Repression und Prävention von Stalking wahrnimmt.    
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Bedarf es eines Stalking-Bekämpfungsgesetzes? –
Vorstellung des hessischen Gesetzentwurfs

Dr. Helmut Fünfsinn
Ministerialdirigent, Justizministerium Hessen

Die Frage, ob es eines Stalking-Bekämpfungsgesetzes bedarf, 
kann auf den ersten Blick durchaus – und dies mit breiter 
Begründung – unschwer mit nein beantwortet werden. Die 
Begründungen sind mit den bestehenden strafgesetzlichen Re-
gelungen, den Normen des Gewaltschutzgesetzes und dem 
Erfolg der ressortübergreifenden kriminalpräventiven Vorge-
hensweise zu leisten. Auf den zweiten Blick lassen diese Be-
gründungen jedoch sehr deutliche Lücken erkennen, die für die Hessische Landesregierung 
und inzwischen weitere Landesregierungen Grund genug waren, einen Gesetzentwurf zur 
Änderung des Strafgesetzbuches vorzulegen und diesen in das Gesetzgebungsverfahren 
einzubringen.
Um eine vorurteilsfreie Diskussion auf breiter Tatsachengrundlage zu ermöglichen, möchte 
ich Ihnen die wesentlichen Diskussionslinien, die auf den ersten Blick gegen die Verwirkli-
chung eines strafrechtlichen Stalking-Bekämpfungsgesetzes sprechen (1.) darstellen, sodann 
die sich hieraus ergebenden Lücken bezeichnen und daraus die Gründe entwickeln, die 
für ein solches Gesetz sprechen (2.), um im weiteren den vom Hessischen Justizministerium 
erarbeiteten Gesetzentwurf im Einzelnen vorzustellen (3.). Schließen möchte ich diesen 
Beitrag mit einem rechtspolitischen Ausblick (4.) 

1. Überlegungen, die gegen die Implementierung eines Stalking Bekämpfungsgesetzes 
sprechen
a) Bestehende strafgesetzliche Regelungen
Völlig unbestritten ist, dass Tatbestände des Strafgesetzbuches, die durch ein Stalking-Ver-
halten verwirklicht werden können, in größerer Anzahl vorhanden sind. Der Tatbestand 
der Körperverletzung (§ 223 des Strafgesetzbuches (StGB)) ist jedenfalls dann einschlägig, 
wenn es zu einer körperlichen Misshandlung oder Gesundheitsbeschädigung, z.B. durch 
Tritte und Schläge kommt. Führt das fortwährende Nachstellen und etwaige Bedrohen – ins-
besondere wenn es unter Umständen über Jahre hinweggeht – zu massiven depressiven 
Verstimmungen mit Schlaf- und Konzentrationsstörungen, so liegen neben der seelischen Er-
schütterung wegen ihrer somatischen Auswirkungen kumulativ auch eine körperliche Miss-
handlung und eine Gesundheitsbeschädigung vor1. Allerdings auch nur in diesen Fällen 
der somatischen Auswirkungen, fehlen diese, ist eine Körperverletzung nicht gegeben2.
Da es regelmäßig das Ziel des Täters ist, das Opfer zu einem bestimmten Verhalten – typi-
scherweise zur Aufnahme von Kontakt oder gar einer Beziehung – zu veranlassen, kann 
auch der Tatbestand der Nötigung (§ 240 StGB) erfüllt sein. Tatsächlich werden allerdings 
zumeist Schutzvorkehrungen des Opfers hervorgerufen, wie z.B. Sicherheitsmaßnahmen 
an der Wohnung, die Einrichtung einer neuen Telefonnummer, der Wechsel des Wohnortes 
oder des Arbeitsplatzes. Auch ein solches Opferverhalten ist zwar Folge des Stalkings, 
aber gerade nicht intendiert und somit kein Nötigungserfolg i.S.v. § 240 StGB3. 
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Durch Beschimpfungen des Opfers (wegen einer Untreue oder ablehnender Haltung) per 
Brief, Telefon oder E-Mail, die geeignet sind, eine Person in ihrem sozialen bzw. persona-
len Geltungsbereich herabzuwürdigen, verwirklicht der Täter den Tatbestand der Beleidi-
gung (§§ 185 ff. StGB)4. Adressat einer derartigen Herabwürdigung kann freilich auch 
der Partner oder ein Beschützer des Opfers sein. Im Nachstellen oder Auflauern allein liegt 
eine Missachtung des personalen Geltungsanspruchs dagegen selbst dann nicht, wenn der 
Stalker den ausdrücklichen Wunsch des Opfers, es in Ruhe zu lassen, bewusst ignoriert5.
Im Übrigen können noch weitere Straftatbestände erfüllt sein, wie etwa die Bedrohung 
(§ 241 StGB), die Freiheitsberaubung (§ 239 StGB) und der Hausfriedensbruch (§ 123 
StGB)6.
Insoweit abschließend lässt sich sicherlich feststellen, dass die gravierendsten Folgen des 
Stalkings bereits nach geltendem Recht von den Vorschriften des Strafgesetzbuches erfasst 
werden, allerdings nicht viele der Einzelhandlungen des Belästigers7. 

b) Gewaltschutzgesetz
Das seit dem 1. Januar 2002 in Kraft getretene Gewaltschutzgesetz sieht in § 1 zivilge-
richtliche Maßnahmen zum Schutz vor Gewalt und Nachstellung vor. So enthält § 1 Abs. 
1 Gewaltschutzgesetz eine beispielhafte, also nicht abgeschlossene Aufzählung, welche 
Maßnahmen in den Fällen der vorsätzlichen und widerrechtlichen Verletzung des Körpers, 
der Gesundheit und der Freiheit einer anderen Person zur Abwehr weiterer Gefährdungen 
in Betracht kommen, z.B. Aufenthalts- und Näherungsverbote. 
§ 1 Abs. 2 Gewaltschutzgesetz erklärt Abs. 1 für entsprechend anwendbar in Fällen der 
widerrechtlichen Drohung mit der Verletzung von Leben, Körper, Gesundheit oder Freiheit. 
Zudem erfasst dieser Absatz die Fälle des Hausfriedensbruchs und für unser Thema weit 
wichtiger, auch Fälle des Stalkings, also das wiederholte Überwachen oder Auflauern, 
Verfolgen usw.
Die Folgen der Verstöße gegen diese Vorschrift sind aber nicht die Strafbarkeit, sondern 
geben allein einem Zivilgericht auf Antrag der verletzten Person, also des Opfers, die Mög-
lichkeit, die zur Abwendung weiterer Verletzungen erforderlichen Maßnahmen zu treffen8. 
Wenn diese Maßnahmen dann vollstreckbar angeordnet worden sind, kann möglicherwei-
se strafrechtlicher Schutz erlangt werden. Insoweit bestimmt § 4 des Gewaltschutzgesetzes, 
dass bei Zuwiderhandlungen gegen eine bestimmte vollstreckbare Anordnung – also etwa 
ein Aufenthalts- oder Näherungsverbot – eine Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder eine 
Geldstrafe vom Strafgericht ausgesprochen werden kann. Damit wird allerdings nicht das 
eigentliche Nachstellen selbst, sondern allein die Unbotmäßigkeit gegenüber der gericht-
lichen Anordnung unter Strafe gestellt9. Die eigentliche rechtliche Bewertung erfolgt allein 
auf der Ebene des Zivilrechts. Die Strafbarkeit hingegen stellt sich nur als gesteigerte Form 
eines Zwangsmittels zur Durchsetzung der Unterlassungsanordnung dar. Insgesamt dürfte 
insoweit klassisches Ordnungsunrecht angesprochen sein10.

c) Ressortübergreifende kriminalpräventive Zusammenarbeit
Da viele Fälle von Stalking innerhalb ehemaliger Beziehungen erfolgen und oft mit – ggf. 
früheren – Fällen von häuslicher Gewalt einher gehen oder gingen, ist auch ein Blick auf 
die praktische Zusammenarbeit bei der Anwendung des Gewaltschutzgesetzes zu richten. 
Gerade die Zusammenarbeit bei der Anwendung des Gewaltschutzgesetzes zeigt, dass 

konsequente Intervention gegen häusliche Gewalt durch ein koordiniertes Vorgehen der un-
terschiedlichen Ressorts sowohl auf regionaler Ebene wie auch landesweit der Prävention 
von häuslicher Gewalt dient. In diesem Zusammenhang kann darauf hingewiesen werden, 
dass das Gewaltschutzgesetz in Hessen durch Änderungen des Hessischen Gesetzes über 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) vom 12. September 2004 und durch ge-
meinsam erarbeitete und vom Hessischen Landeskriminalamt herausgegebene Handlungs-
leitlinien zur Bekämpfung häuslicher Gewalt begleitet worden ist. Dies ist von großem 
Vorteil, weil eine gesonderte Rechtsgrundlage für die polizeiliche Wegweisung geschaffen 
worden ist, mit der ein bis zu 14 Tage andauerndes Wegweisungsrecht und Betretungs-
verbot zur Verfügung steht, das um weitere 14 Tage verlängert werden kann, wenn bis 
dahin eine wirksame richterliche Entscheidung nicht getroffen wurde. Im Übrigen ist durch 
die ressortübergreifenden Arbeitsgruppen und durch spezifische Fortbildungsmöglichkei-
ten die Zusammenarbeit deutlich verbessert worden11. Damit einher geht eine ständige 
Steigerung des Einschreitens der Polizei in Fällen häuslicher Gewalt. In Hessen wurden für 
das Jahr 2003 insgesamt 5.198 Fälle häuslicher Gewalt gezählt gegenüber 4.333 Fällen 
im Jahre 200212, so dass eine Steigerung um 20 % zu verzeichnen ist. Die Steigerung 
kann sicherlich auf eine gestiegene Anzeigenbereitschaft und damit Aufhellung des Dun-
kelfeldes, bedingt durch die verstärkte Aufklärung und Sensibilisierung der Bevölkerung, 
zurückgeführt werden. Ebenso ist die Steigerung der registrierten Fallzahlen Ergebnis des 
konsequenten Einschreitens und Einleitens von Strafverfahrens in Fällen häuslicher Gewalt. 
Leider ist noch darauf hinzuweisen, dass sowohl im Jahr 2002 als auch im Jahr 2003 die 
Zahl der Tötungsdelikte im Zusammenhang mit häuslicher Gewalt mit 20 Fällen sehr hoch 
geblieben ist13. 

d) Zusammenfassung
Insgesamt könnte also durchaus die Meinung vertreten werden, dass das Phänomen Stal-
king – jedenfalls soweit es im sozialen Nahbereich stattfindet – schon jetzt ernst genommen 
wird und gesetzliche Möglichkeiten der Bekämpfung vorliegen14.

2. Gründe, die für ein solches Gesetz sprechen
Die bisher aufgeführten Punkte sind beim genaueren Hinschauen allerdings durchaus mit 
großen Lücken behaftet.
a) Strafgesetzbuch
Geht man davon aus, dass Stalking letztlich eine Verhaltensweise beschreibt15, die dadurch 
gekennzeichnet ist, dass einer Person fortdauernd nachgestellt, aufgelauert oder auf sons-
tige Weise Kontakt mit ihr gesucht wird, dann wird deutlich, dass dieses Verhalten so vom 
Strafgesetzbuch nicht erfasst wird16. Das Verhalten des Täters setzt sich nämlich regelmäßig 
aus einer Vielzahl zum Teil stark heterogener Einzelhandlungen zusammen, die häufig erst 
durch ihre Kombination und Wiederholung zu einer unzumutbaren Beeinträchtigung des 
Opfers werden. Das Spezifikum dieser fortwährenden, sich wiederholenden Belästigung 
und Nachstellung, also der besondere Eigenwert dieser Verhaltensmuster, wird indessen 
ebenso wenig wie das zugrunde liegende „Einzelverhalten“, das von der Gesellschaft als 
sozialadäquat empfunden wird und daher nicht strafbewehrt ist, von keinem Tatbestand des 
Strafgesetzbuches erfasst17. Ist es aber so, dass Stalking gerade dadurch gekennzeichnet 
ist, dass die Freiheit der Tatopfer und deren Lebensqualität erst durch die Vielzahl von – im 
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Einzelnen oft gar nicht schwerwiegenden – Handlungen, primär ihr Andauern oder ihre 
ständige Wiederholung, nachhaltig beeinträchtigt wird, ohne dass es zwingend zu einer 
körperlichen Beeinträchtigung kommen muss, dann fehlt hier der strafrechtliche Schutz18. 
Denn dem besonderen Unwert der genannten Verhaltensweisen kann nur mit einem eigen-
ständigen Tatbestand Rechnung getragen werden, der auch unabhängig davon eingreift, 
ob zusätzlich mit Gewalt gedroht oder diese sogar angewandt wird19.

b) Gewaltschutzgesetz
Der strafrechtliche Schutz des Gewaltschutzgesetzes ist – wie wahrscheinlich schon erkannt 
– ausgesprochen lückenhaft. Aus der Sicht des Opferschutzes ist gerade problematisch, 
dass der strafrechtliche Schutz im geltenden Recht unter dem Vorbehalt einer vom Opfer zu 
erwirkenden zivilrechtlichen Entscheidung gestellt ist20. Insbesondere in drastischen Fällen 
kann sich ergeben, dass dem Opfer angesichts der vom Verfolger ausgehenden Bedrohung 
und der damit verbundenen Ängste der Weg in eine zivilrechtliche Auseinandersetzung 
versperrt ist. Das Opfer muss also selbst die Voraussetzung schaffen, um später strafrecht-
lichen Schutz zu genießen21. Auch wenn das Strafrecht dem Opfer verschiedentlich die 
Initiative zum Anstoß des Strafverfahrens aufgibt, können doch die Opferbelange und die 
Befangenheit des Opfers in der Beziehung zum Täter viel früher Berücksichtigung finden 
und insbesondere bei Privatklagedelikten auch sofort eine Strafverfolgung von Amts wegen 
veranlassen. Es ist damit schwerlich einzusehen, warum der strafrechtliche Schutz gegen 
Belästigungen erst mit einer zivilrechtlichen Anordnung eintritt. Denn die beeinträchtigende 
Qualität des Nachstellens als solche ändert sich mit der Entscheidung des Zivilgerichtes 
nicht. Aus der Sicht des Opfers ist es mithin völlig unerheblich für die Bemessung der Be-
einträchtigungen durch den Belästiger, ob zuvor ein Zivilverfahren durchgeführt worden 
ist oder nicht. Vielmehr kann gerade hier in einer schwelenden Auseinandersetzung viel 
Zeit verloren gehen, in der das Opfer jedenfalls keinen strafrechtlichen Schutz genießt und 
hilflos bleibt22.
Dies wird besonders augenfällig, wenn der Täter, nachdem gegen ihn eine Schutzanord-
nung erlassen wurde, sein Verhaltensmuster bewusst dergestalt ändert, dass das Opfer 
gezwungen ist, um strafrechtlichen Schutz zu genießen, jedes Mal erneut eine Schutzan-
ordnung zu erwirken.

c) Ressortübergreifende kriminalpräventive Zusammenarbeit
Auch wenn die ressortübergreifende kriminalpräventive Zusammenarbeit zur Bekämpfung 
von häuslicher Gewalt bzw. Gewalt im sozialen Nahbereich und damit auch bei der Be-
kämpfung von Stalking-Fällen sich ständig verbessert und von mir, der ich im Nebenamt 
Geschäftsführer der Hessischen Sachverständigenkommission für Kriminalprävention seit 
12 Jahren bin, als Erfolgsgeschichte bezeichnet werden darf, zeigt gerade diese Zusam-
menarbeit die Notwendigkeit eines Stalking-Bekämpfungsgesetzes. Gerade der Polizei, 
die eine große Last bei der Bekämpfung der häuslichen Gewalt zu tragen hat und letztlich 
die Weichen stellt für eine sinnvolle Anwendung der Gesetze, würde eine große Hilfsmög-
lichkeit gegeben. Sie könnte nämlich von Anfang an nicht nur als Sofortmaßnahme ein 
Näherungsverbot oder gar ein Betretensverbot für eine kurze Zeit aussprechen, sondern 
zugleich die Möglichkeiten eines Strafverfahrens einsetzen, um deutlich zu machen, dass 
dieses Verhalten nicht nur nicht geduldet wird, sondern dass es auch strafbar ist23. Alle 

weiteren kriminalpräventiven Akteure in diesem Feld könnten sich ebenfalls auf diese klare 
Norm berufen und ihre Tätigkeit mühelos legitimieren. 

d) Zusammenfassung
Nach dem Aufzeichnen der Lücken sollte deutlich geworden sein, dass die durchaus posi-
tiven Erfahrungen mit dem Gewaltschutzgesetz noch durch die Aufnahme eines Stalking-
Tatbestandes – unzumutbares Belästigen – im Strafgesetzbuch deutlich verstärkt werden 
könnten. Hier kann die normbildende Kraft des Strafrechts24 und die symbolische Ausstrah-
lung25 der Handlungsanleitung des Strafgesetzbuches vor allem auch generalpräventiv 
genutzt werden. 

3. Entwurf eines ... Strafrechtsänderungsgesetzes – Gesetz zur Bekämpfung unzumutbarer 
Belästigungen („Stalking-Bekämpfungsgesetz“)
Der Inhalt des Gesetzesantrags kann knapp wie folgt umrissen werden:
Mit dem Gesetzentwurf soll das systematisch-zielgerichtete Nachstellen und Verfolgen von 
Personen („Stalking“) unter Strafe gestellt werden. Ausgangspunkt des belästigenden Ver-
haltens können sowohl besondere Sympathien und Bewunderungen als auch umgekehrt 
ausgeprägte Abneigungen sein. Auch die zwischen Opfer und Verfolger bestehenden Be-
ziehungen können vielfältiger Natur sein. Der individuelle Rechtsfrieden des Einzelnen ist 
gegen diese Verhaltensweisen, die gemeinhin unter dem Begriff des „Stalking“ zusammen-
gefasst werden, gegenwärtig nicht ausreichend geschützt.
Kernpunkt des Gesetzes ist daher die Einführung eines neuen § 241 a StGB (die bisherige 
Vorschrift  des § 241 a StGB wird zu § 241 b StGB), der das unzumutbare Nachstellen und 
Verfolgen unter Strafe stellt. Die Vorschrift soll folgende Fassung haben:
„(1) Wer einem Menschen unbefugt gegen dessen ausdrücklich oder schlüssig erklärten 

Willen unzumutbar nachstellt oder ihn verfolgt, indem er fortwährend
1.  dessen körperliche Nähe sucht,
2.  unter Verwendung von Fern- oder sonstigen Kommunikationsmitteln Kontakt herzustel-

len versucht, 
3.  ihn, einen Angehörigen oder eine andere ihm nahestehende Person bedroht oder
4.  einen ähnlichen Eingriff vornimmtund dadurch bei ihm die begründete Befürchtung 

einer gegenwärtigen Gefahr für Leben, Leib, Freiheit, Ehre, Eigentum oder ein anderes 
Rechtsgut der eigenen Person, eines Angehörigen oder einer anderen ihm nahestehen-
den Person her vorruft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bestraft.

(2)  In besonders schweren Fällen wird die Tat mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der 
Täter durch die Tat zugleich gegen eine zivilrechtliche Schutzanordnung verstößt.“

Die Begründung lässt sich nach dem bisher Gesagten ebenfalls kurz zusammenfassen:
Nach der geltenden Rechtslage können einzelne Handlungen des Verfolgers zwar grund-
sätzlich strafbar sein als Beleidigung, Körperverletzung, Nötigung, Bedrohung, Freiheitsbe-
raubung, Hausfriedensbruch, Sachbeschädigung sowie schließlich im Falle einer Eskalati-
on auch als schwerwiegendes Gewalt- oder Tötungsdelikt.
Viele typische „Stalking“-Fälle lassen sich jedoch nicht unter einen der Straftatbestände des 
Strafgesetzbuches subsumieren (Telefonterror, permanentes Auflauern). Der Einzelakt eines 
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gezeigten Verhaltens ist in diesen Fällen in der Regel als sozialadäquat hinzunehmen und 
nicht strafbewehrt. Das strafrechtlich relevante Verhaltensunrecht ergibt sich vielmehr erst 
durch das fortwährende Wiederholen einer bestimmten Verhaltensweise, die vom Opfer 
dann als unzumutbare Beeinträchtigung seines privaten Friedens empfunden wird. Für die-
se Fälle besteht eine Gesetzeslücke.
Auch die Strafvorschrift des Gewaltschutzgesetzes hilft nicht weiter. Diese sieht für den Fall, 
dass eine Person widerrechtlich und vorsätzlich eine andere Person dadurch unzumutbar 
belästigt, dass sie ihr gegen den ausdrücklich erklärten Willen wiederholt nachstellt oder 
sie unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln verfolgt, die Möglichkeit einer ge-
richtlichen Unterlassungsanordnung vor. Für den Fall der Fortsetzung des Nachstellens und 
damit der Zuwiderhandlung gegen jene gerichtliche Anordnung ist sodann eine Freiheits-
strafe von bis zu 1 Jahr vorgesehen. 
Aus der Sicht des Opferschutzes ist jedoch nicht unproblematisch, dass der strafrechtliche 
Schutz hier unter den Vorbehalt einer vom Opfer zu erwirkenden zivilrechtlichen Entschei-
dung gestellt ist. Gerade in drastischen Fällen kann sich ergeben, dass dem Opfer ange-
sichts der von dem Verfolger ausgehenden Bedrohung und der damit verbundenen Ängste 
der Weg in eine zivilrechtliche Auseinandersetzung versperrt ist. Das Opfer muss selbst die 
Voraussetzungen schaffen, um später strafrechtlichen Schutz zu genießen. Dies erscheint 
für das Opfer insbesondere dann unzumutbar, wenn der Täter aufgrund der richterlichen 
Schutzanordnung sein Verhaltensmuster mehrfach ändert und das Opfer, um die Voraus-
setzungen für strafrechtlichen Schutz zu schaffen, jedes Mal erneut eine zivilgerichtliche 
Anordnung erwirken muss.
Obwohl der Gesetzentwurf mit den Tatbestandsmerkmalen „unbefugt“, „unzumutbar“ und 
„ähnliche Eingriffe“ gleich mehrere unbestimmte Rechtsbegriffe enthält, bestehen Bedenken 
hinsichtlich der Unbestimmtheit des Gesetzes – wie von einigen Bundesländern im Vorfeld 
der Bundesratsbefassung vorgetragen – nicht. 
Die mit dem Begriff des „Stalking“ bezeichneten Fälle zeichnen sich besonders dadurch 
aus, dass das vom Täter verwirklichte Handlungsunrecht durch die althergebrachten Straf-
taten nicht zu erfassen ist, sondern sich die besondere Strafwürdigkeit aus einem Konglo-
merat verschiedenartiger und vielfältiger Verhaltensmuster ergibt. Diese neuartigen Aus-
formungen von als strafwürdig erkannten Verhaltensweisen einer generell-abstrakten Re-
gelung zuzuführen, begegnet naturgemäß Schwierigkeiten und ist im Regelfall nicht ohne 
die Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe26 möglich. Die Verwendung unbestimmter 
Rechtsbegriffe ist daher bei der Festsetzung tatbestandlichen Verhaltens häufig erforderlich 
und grundsätzlich auch zulässig, wenn diese Rechtsbegriffe unter Berücksichtigung des 
Normzwecks zumindest konkretisierbar sind27. 
Eine Vielzahl der Vorschriften des Strafgesetzbuches enthalten solche unbestimmte Rechts-
begriffe wie z.B. „unbefugt“ in §§ 201 ff.; 132 a, 236, 248 b, 263 a, 290, 324, 353 
b, 355 StGB; „zumutbar“/“zuzumuten“ in §§ 113, 142, 218 a, 219, 323 c StGB sowie 
„ähnlicher Eingriff“ in §§ 315, 315 b StGB. 
Auch der gerade neu gefasste § 201 a StGB („Verletzung des höchstpersönlichen Lebens-
bereichs durch Bildaufnahmen“) zeigt, dass insbesondere der Schutz der Privatsphäre oft 
nur mithilfe auslegungsbedürftiger Rechtsbegriffe gewährleistet werden kann. 
Der Bundesrat hat am 10. November 2004 die Beratungen über diesen hessischen An-
trag nochmals vertagt. Die Entscheidung wurde einstimmig getroffen. Hintergrund ist die 

Tatsache, dass inzwischen mehrere Änderungsanträge zu dem hessischen Gesetzentwurf 
vorliegen, die unterschiedliche Vorschläge zur Ausgestaltung eines Straftatbestandes zum 
Inhalt haben. Ein Land hat Änderungsanträge vorbereitet, die auf eine Ausweitung des Ge-
waltschutzgesetzes zielt, im Übrigen ist aus den Stellungnahmen ersichtlich, dass einzelne 
Bundesländer jede Gesetzesänderung in diesem Bereich zurzeit noch ablehnen.
Aufgrund dieses Sachverhaltes hat Hessen in der Rechtsausschusssitzung des Bundesrats 
den anderen Bundesländern die Mitarbeit in einer Arbeitsgruppe angeboten, um ggf. mit ei-
nem gemeinsamen Gesetzentwurf eine Mehrheit zu finden. Wenn dies gelänge, könnte ein 
entsprechender Entwurf im März vom Bundesrat mehrheitlich angenommen werden28.

4. Ausblick
Die Diskussion um ein Stalking-Bekämpfungsgesetz kann nicht losgelöst von den rechtspo-
litischen Diskussionen seit Ende der 80er Jahre gesehen werden. Hier sind m.E. zwei Ent-
wicklungen deutlich zu sehen, die letztlich auch die Notwendigkeit eines solchen Straftatbe-
standes begründen können. Dies ist der zum einen wohl zuerst kriminologisch veranlasste 
Versuch, das Opfer einer Straftat in den Mittelpunkt des Geschehens zu rücken (Viktimo-
logie)29, der zu einer ganzen Reihe von gesetzlichen Änderungen, wie z.B. dem Opfer-
schutzgesetz und als letztes aktuellstes Beispiel das Opferrechtsreformgesetz30 geführt hat. 
Auf der anderen Seite – und dies ist mit der kriminalpolitischen Idee des Opferschutzes 
durchaus verknüpft – spielen kriminalpräventive Überlegungen, die aus der Idee der ge-
samtgesellschaftlichen Kriminalprävention31 begründet werden, eine herausragende Rol-
le. Beide Diskussionslinien machen eine sinnvolle Diskussion um ein Stalking-Bekämpfungs-
gesetz möglich und werden nach meiner Auffassung schon mittelfristig dazu führen, dass 
durch einen solchen Straftatbestand der Opferschutz nochmals verstärkt wird.

1  Vgl. Meyer, ZStW 115 (2003), 249 (261); jetzt auch Tröndle/Fischer, StGB, 52. Auflage, § 223 Rn. 6
2  Lackner/Kühl, StGB, 25. Auflage, § 223 Rn. 4 und 5
3  So zu Recht Meyer, ZStW 115 (2003), 249 (263)
4   Siehe etwa Schönke/Schröder/Lenckner, StGB, 26. Auflage, § 185 Rn. 2
5  Meyer, ZStW 115 (2003), 249 (265)
6  Vgl. hierzu umfassend Meyer, ZStW 115 (2003), 249 (261 ff.)
7  Löbmann, MSchrKrim 85 (2002), 25 (30); Kerbein/Pröbsting, ZRP 2002, 76 (78); Pollähne, Neue Kriminalpolitik 

2002, 5b; Lackner/Kühl, StGB, 25. Auflage, § 223 Rn. 4; Meyer, ZStW 115 (2003), 249 (266)
8  Siehe zu den Einzelheiten der Regelung Grziwotz, NJW 2002, 872 ff 
9  Vgl. Kerbein/Pröbsting, ZRP 2002, 76 (78)
10  So zu Recht Meyer, ZStW 115 (2003), 249 (270); anders Pollähne, Neue Kriminalpolitik 2002, 56 (58);  

Frommel, ZRP 2001, 287 (291 Fn. 3b); siehe auch die Gesetzesbegründung BT-Drs. 14/5429, S. 11
11  Siehe hierzu auch den 6. Bericht der Sachverständigenkommission für Kriminalprävention der Hessischen Landesre-

gierung, Wiesbaden 2004, S. 36 sowie Hesse/Queck/Lagodny, JZ 2000, 68 (70, 72) 
12 Vgl. Jahresbericht häusliche Gewalt für Hessen 2003, Hrsg.: Hessisches Landeskriminalamt, S. 2
13 Siehe zu den Stalking-Fällen mit tödlichem Ausgang Goebel/Lapp, Kriminalistik 2003, 369 ff.; Schäfer, Kriminalistik 

2000, 587 ff
14 Siehe hierzu Meyer, ZStW 115 (2003), 249 (293) m.w.N.
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Möglichkeiten und Grenzen der 
Polizeilichen Intervention

Kriminaldirektor Heiner Amann, Polizeidirektion Freiburg

1. Einführung:
In meinen nachfolgenden Ausführungen beziehe ich mich 
auf Stalkingfälle im Zusammenhang mit häuslicher Gewalt. 
Dabei handelt es sich um Paarbeziehungen, die sich nach 
unseren Erfahrungen in aller Regel in einer Trennungsphase 
befinden.

Um die Möglichkeiten und Grenzen polizeilicher Intervention zu veranschaulichen möchte 
ich zwei Fälle kurz skizzieren:
1. Die Geschädigte erscheint auf dem Revier und teilt mit, dass sie von ihrem Exfreund 

belästigt wird, seit sie sich vor sechs Wochen von ihm getrennt hatte. Der Beschuldigte 
lauert der Geschädigte vor der Wohnung auf, beleidigt sie und droht damit, sie aufzu-
schlitzen bzw. zu erschießen. Desweiteren droht er, sie in ihrem Fahrzeug zu vergewal-
tigen, sollte er sie einmal alleine antreffen.

2. Die Geschädigte teilt der Polizei mit, seit der Trennung von ihrem Lebenspartner würde 
ihr dieser ständig Briefe schreiben, um einen erneuten Kontakt  mit ihr herzustellen. 
Auch rufe er ständig an, um sie zu einem Gespräch zu überreden, was sie nicht wolle. 
Auf Nachfrage erklärt die Geschädigte, dass es bislang keine konkreten
Drohungen gab, sie habe jedoch Angst, dass es zu

     Übergriffen komme. 
Zwei Fälle, die in der polizeilichen Praxis häufig vorkommen. Der erste beinhaltet bereits 
die Erfüllung strafrechtlicher Tatbestände, beim zweiten ist dies nicht – oder vielleicht noch 
nicht – der Fall. 
Welche Möglichkeiten besitzt nun die Freiburger Polizei, um beiden gerecht zu werden? 
– Wenden wir uns zunächst dem ersten Fall zu:

2. Möglichkeiten polizeilicher Intervention
Wir führen zunächst mit dem Opfer ein intensives Gespräch. Wenn möglich wird eine 
Beamtin oder ein Beamter, die oder der besondere Kenntnisse im Bereich der häuslichen 
Gewalt besitzt, dieses Gespräch führen. Wir haben hier in Freiburg speziell geschulte 
KollegInnen, die überwiegend Fälle häuslicher Gewalt bearbeiten. Sie sind sensibilisiert 
für dieses Phänomen und können daher entsprechend auf die Opfer eingehen und deren 
Anliegen verstehen.
Darüber hinaus wird aber weiter Kontakt zum Opfer gehalten, um entsprechende Infor-
mationen auszutauschen und dadurch die nötige Transparenz hinsichtlich des weiteren 
Fortgangs des Verfahrens zu geben.
Des Weiteren geben wir dem Opfer konkrete Verhaltensempfehlungen wie z. B. die Doku-
mentation der Kontakte mit dem Beschuldigten, Installation eines Anrufbeantworters u. ä. 
(siehe ProPK-Infoblatt)

Möglichkeiten & Grenzen der Polizeilichen Intervention

15 Eine „Legaldefinition“ des Begriffes „stalking“ existiert noch nicht. Die gegebenen Beschreibungen sind weder eindeu-

tig noch übereinstimmend, vgl. zuletzt Sieverding, Kriminalistik 2004, 763, die zu Recht darauf hinweist, dass dies 

ein Problem im Umgang mit dem Phänomen darstellt. Siehe auch Rinio, Kriminalistik 2002, S. 531
16 Vgl. die in Fußnote 6 aufgeführten Fundstellen
17 Meyer, ZStW 115 (2003), 249 (267)
18 v. Pechstaedt, a.a.O., S. 132 f.
19 v. Pechstaedt, a.a.O., S. 133
20 Siehe Kerbein/Pröbsting, ZRP 2002, 76 (78); zu den dogmatischen Ungereimtheiten des § 4 GewSchG vgl. umfas-

send Meyer, ZStW 115 (2003), 249 (269 ff.)
21 Kerbein/Pröbsting, ebenda
22 Siehe die in Fußnote 20 Genannten
23 So deutlich Kerbein/Pröbsting, ZRP 2002, 76 (78)
24 Vgl. zur Aufgabe des Strafrechts LK-Jescheck, StGB, 11. Auflage, Einleitung Rn. 1 ff. und zu seiner Grenze („ultima 

ratio“) Jescheck, a.a.O., Rn. 3
25 Der Begriff „Symbolisches Strafrecht“ ist in der Strafrechtswissenschaft eher negativ besetzt, weil damit umschrieben wird, 

dass dieses Strafrecht weniger auf den Schutz der jeweiligen Rechtsgüter angelegt ist als auf weiterreichende politische 

Wirkungen wie etwa die prompte Befriedigung eines Handlungsbedarfs; so Hassemer, NStZ 1989, 553 (559). Gleich-

wohl wird der präventive Gewinn gesehen; etwa Hassemer, a.a.O., 558. Unter Berücksichtigung dieser präventiven 

Wirkung und des intendierten Rechtsgüterschutzes, der hier konkret den inneren Rechtsfrieden des Opfers betrifft – vgl. 

Meyer, ZStW 115 (2003), 249 (284) – und damit als Freiheitsschutz verstanden werden kann, lässt sich die Sache auch 

ins Positive wenden. Siehe zum Rechtsgüterschutz allgemein zuletzt Roxin, ZStW 116 (2004), S. 929 ff.
26 Vgl. zum Bestimmtheitsgebot umfassend LK-Gribbohm, StGB, 11. Auflage, § 1 insbesondere Rn. 26 ff. m.w.N. sowie 

Lackner/Kühl, StGB, 25. Auflage, § 1 Rn. 7 zur schwierig zu bestimmenden Grenze zwischen unzulässiger Analogie 

und zulässiger Auslegung. Zur rechtsstaatlichen und rechtspolitischen Bedenklichkeit unbestimmter Strafbarkeitsvor-

aussetzungen siehe Naucke, JuS 1989, 862 ff.
27 Einerseits müssen der gesetzliche Tatbestand und damit die Voraussetzungen der Strafbarkeit so konkret umschrieben 

werden, dass der Einzelne die Möglichkeit hat, sein Verhalten auf die Rechtslage einzurichten und sich Tragweite und 

Anwendungsbereich des Straftatbestandes erkennen lassen (ständige Rspr. des BVerfG, vgl. etwa BVerfGE 14, 174 und 

87, 224). Andererseits dürfen die Anforderungen an die Bestimmtheit nicht übersteigert werden, da ohne allgemeine, 

normative und wertausfüllungsbedürftige Begriffe „der Gesetzgeber nicht in der Lage wäre, der Vielgestaltigkeit des Le-

bens Herr zu werden“ (BVerfGE 11, 237). Zur Frage der Bestimmtheit einer weit gefassten „Stalking“-Strafvorschrift vgl. 

Meyer, ZStW 115 (2003), 249 (288), der etwa die Formulierung „ähnliche Eingriffe“ für zulässig erachtet
28 Der Bundesrat hat nunmehr am 18. März 2005 die Einbringung eines Gesetzesentwurfs beschlossen (Drs. 551/04), 

über den der Bundestag zu befinden haben wird. Der Entwurf hat hinsichtlich des Grundtatbestandes folgenden 

Wortlaut: „ § 238  Schwere Belästigung
 (1) Wer unbefugt und in einer Weise, die geeignet ist, einen Menschen in seiner Lebensgestaltung erheblich zu beein-

trächtigen, diesen nachhaltig belästigt, indem er fortgesetzt
 1. ihm körperlich nachstellt oder ihn unter Verwendung von Kommunikationsmitteln verfolgt,
 2. ihn, einen seiner Angehörigen oder eine andere ihm nahe stehende Person mit einem empfindlichen Übel bedroht 

oder
 3. andere, ebenso schwerwiegende Handlungen vornimmt,
 wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.“ 

29 Siehe z.B. Eisenberg, Kriminologie, 5. Auflage, § 1 Rn. 15; §§ 61 und 62 jeweils m.w.N.
30 Opferrechtsreformgesetz vom 24.6.2004 (BGBl. I S. 1354), siehe zu den Einzelheiten Ferber, NJW 2004, 2562 ff.
31 Vgl. hierzu exemplarisch Fünfsinn „Kriminalprävention und Strafjustiz – Das hessische Modell“ in: Jehle (Hrsg.), Krimi-

nalprävention und Strafjustiz, Wiesbaden 1996 (KuP Bd. 17), S. 111 ff.
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Das Opfer wird durch unsere Beamten ebenso auf weiterführende Möglichkeiten wie Bera-
tungseinrichtungen, Selbsthilfegruppen, Selbstverteidigungskurse sowie die Möglichkeiten 
nach dem Gewaltschutzgesetz hingewiesen.
Auf Wunsch geben wir durch die Kriminalpolizeiliche Beratungsstelle Tipps, um die Woh-
nung oder das Haus sicherer zu machen.

Kommen wir zur konkreten Intervention in Richtung des Täters. Parallel zur Opferbetreuung 
nutzen wir die uns zur Verfügung stehenden Möglichkeiten, Erkenntnisse über den Täter 
(Person und Vorgeschichte) zu gewinnen. Dazu gehört sowohl die Einbeziehung des Umfel-
des des Täters als auch die Erfassung derartiger Fälle in unseren Systemen, um damit den 
Zugriff auf diese Erkenntnisse auch für andere Kollegen zu gewährleisten (LABIS). 
Neu ist, dass die Polizei BW seit Oktober bei POLAS) den Begriff „Stalking“ eingeführt hat, 
um so die Recherchemöglichkeiten für diese Phänomene zu verbessern.
So lassen sich Ausmaß und Umfang von Stalkingfällen erstmals besser darstellen.

Werden wir zu einer Akutsituation gerufen, so nutzen wir die uns zur Verfügung stehenden 
Instrumente um eine weitere Gefährdung zu verhindern: Im polizeirechtlichen Bereich kön-
nen dies z. B. die Gewahrsamnahme, die Durchsuchung, die Beschlagnahme sein.
 Auch der Platzverweis zählt hierzu, der gleichzeitig ein Annäherungsverbot für den Täter 
beinhalten kann. Diese vom Polizeivollzugsdienst ausgesprochene Maßnahme muss jedoch 
am nächsten Werktag von der Polizeibehörde erneut ausgesprochen werden, nachdem 
diese die Sachlage nochmals geprüft hat. Ich werde später auf diesen Punkt noch einmal 
zu sprechen kommen.

Liegen wie in unserem ersten Fall bereits Straftaten vor, werden diese konsequent verfolgt. 
Maßnahmen hierzu sind insbesonders die Beweissicherung, Durchsuchung, Beschlagnah-
me sowie die Vernehmung des Beschuldigten.

Eine wichtige neue Maßnahme ist die so genannte Gefährderansprache, die seit ungefähr 
einem halben Jahr in unserer Polizeidirektion eingeführt ist.
Wird beim Zusammentragen aller Erkenntnisse eine positive Gefahrenprognose für den 
Täter gestellt, d. h. es wird von einer konkreten Gefahr für das Opfer durch den Täter aus-
gegangen, wird dieser durch die Polizei angesprochen, um ihn mit diesen Erkenntnissen zu 
konfrontieren und die rechtlichen und für ihn persönlichen Konsequenzen aufzuzeigen.
Dem Täter wird damit signalisiert, dass er im Fokus der Polizei steht, und er mit weiteren 
polizeilichen Maßnahmen zu rechnen hat, falls sein Verhalten sich nicht ändert.
Als begleitende Maßnahmen kommt eine offensive Öffentlichkeitsarbeit in Betracht.Mit die-
ser Maßnahme kann dieses Thema noch mehr enttabuisiert werden und wir schaffen die 
Voraussetzungen beim Opfer, sich mit seinen Problemen an die Polizei zu wenden.
Als begleitende Maßnahme sehe ich auch  die Fortbildung der Kolleginnen und Kollegen um 
sie zu sensibilisieren und zu einer adäquaten Bearbeitung derartiger Fälle anzuleiten – sei 
es im ersten Angriff oder bei der Endsachbearbeitung.
Aufgrund des Zeitansatzes kann ich diese Maßnahmen nur in aller Kürze erwähnen. Die  
Polizeidirektion Freiburg betrachtet dieses Maßnahmenbündel als Standard polizeilicher 
Arbeit.

3. Grenzen polizeilicher Intervention
Wenden wir uns nun den Grenzen der polizeilichen Intervention zu. Liegen der Polizei Er-
kenntnisse zur unmittelbar bevorstehenden Gefährdung des Opfers vor, wird sie selbstver-
ständlich geeignete Schutzmaßnahmen durchführen, die angepasst an die jeweilige Lage 
unterschiedlich aussehen können. Erfahrungsgemäß werden derartige Schutzmaßnahmen 
in viel größerem Umfang von uns gefordert werden, als wir aufgrund rechtlicher Grenzen, 
unterschiedlicher Bewertung und personeller Ausstattung zu leisten vermögen. Auch wenn 
wir die Nöte und Ängste der Opfers sehen und es uns ein Anliegen ist, darauf entsprechend 
einzugehen, wird es uns nicht möglich sein, allen Vorstellungen gerecht zu werden.
Ein weiterer äußerst problematischer Umstand liegt in der fehlenden Bereitschaft des Op-
fers mit der Polizei zusammen zu arbeiten und Absprachen einzuhalten. Uns ist bewusst, 
dass in vielen Fällen eine ambivalente Beziehung zwischen Opfer und Täter besteht und es 
dem Opfer oft nicht leicht fällt, z. B. auf Kontaktversuche seitens des Lebenspartners mit der 
nötigen Klarheit und Entschiedenheit zu reagieren. Es ist jedoch aus unserer Sicht notwen-
dig, sich an die vereinbarten Absprachen zu halten, weil das polizeiliche Konzept darauf 
aufbaut. Findet, um bei dem Beispiel des erneuten Kontaktes zwischen Täter und Opfer zu 
bleiben, trotzdem ein Treffen entgegen der Übereinkunft statt, können wir natürlich für die 
Sicherheit nicht mehr garantieren.

Es spricht für die Qualität der Kolleginnen und Kollegen vor Ort, dass die Polizei nach 
entsprechenden Umfragen ein hohes Maß an Vertrauen bei der großen Mehrzahl der Op-
fer besitzt. Dies resultiert zum einen aus der Erfahrung, in der Akutsituation konkrete Hilfe 
zu bekommen und zum andern in dem Gefühl, in der Regel ihr Anliegen aufgehoben zu 
wissen. Es ist daher nicht selten, dass der Wunsch nach Rat und Hilfe unsere Kapazitäten 
übersteigen.

Opferbetreuung ist uns wichtig und wurde in den letzten Jahren kontinuierlich ausgebaut. 
Unsere fachliche Kompetenzen sind jedoch erschöpft, wo andere Professionen wie z. B. 
Sozialarbeiter, Beratungs- einrichtungen, Psychotherapeuten oder Ärzte gefragt sind. Es ist 
deshalb nötig, dass sich das Opfer, aber auch der Täter, für eine dauerhafte Konfliktlösung 
um weitere Hilfsmöglichkeiten bemüht.

Liegt die Ursache für einen Stalkingfall in der Krankheit des Verursachers begründet, sind 
die polizeilichen Möglichkeiten ebenfalls begrenzt. Natürlich werden wir die rechtlichen 
Gegebenheiten ausschöpfen, um den Schutz des Opfers zu gewährleisten. Ist jedoch ärztli-
che Hilfe ange- zeigt, bleibt uns nichts Weiteres als durch eine Meldung die entspre-chende 
Behörde zu bitten, sich dieses Falles anzunehmen. Eine Gefährderansprache kann zum 
Beispiel in solchen Fällen die Situation verschärfen.

Wie bereits kurz angeführt wird vom Polizeivollzugsdienst  der Platzverweis in einer Akut-
situation ausgesprochen. Für diese Maßnahme ist die Ortpolizeibehörde jedoch originär 
zuständig. Das bedeutet, dass der von uns verhängte Platzverweis nur solange Gültig-
keit besitzt, bis die Behörde erneut darüber befinden kann. Das ist i. d. R. am nächsten 
Werktag, an dem sie sich im Dienst befindet. Dadurch setzen wir dieser Maßnahme enge 
Grenzen.Durch diesen geringen Zeitansatz bringen wir sowohl die Kollegen wegen der 
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raschen Vorlagen der Unterlagen an die Polizeibehörde als auch diese selbst wegen des 
Entscheidungsdrucks, am ersten Tag über die Fortdauer des Platzverweises zu entscheiden, 
in Bedrängnis. Auch für Opfer und Täter ist es oft nicht hilfreich, sich unmittelbar nach dem 
Vorfall erneut mit dem Platzverweis befassen zu müssen.Insbesondere sehe ich die Gefahr 
der Intervention von Angehörigen auf das Opfer. Aus diesem Grund halte ich  eine Befug-
niserweiterung für den Polizeivollzugsdienst, den Platzverweis für mehrere Tage ausspre-
chen zu dürfen, für erforderlich.
Die Grenzen polizeilicher Intervention sind ebenfalls dort vorhanden, wo nach dem Ge-
waltschutzgesetz weitere zivilrechtliche Schritte unter- nommen werden müssten. Dies betrifft 
zum Beispiel die Wohnungszu-weisung durch das Zivilgericht. Hier wäre oft ein nahtloser 
Anschluss zivilrechtlicher Maßnahmen an die der Polizei wünschenswert. Dies scheitert 
jedoch oft, an der Scheu des Opfers, sich an das Zivilgericht zu wenden. Vielleicht könnte 
durch eine größere Transparenz in Art und Umfang der Hilfsmöglichkeiten durch das Zivil-
gericht diese Scheu redu-zieren. 
Liegen wie eingangs im zweiten geschilderten Fall keine konkreten Straftaten vor, sind 
naturgemäß die Möglichkeiten polizeilicher Maßnahmen eingeschränkt. Auch wenn wir 
die Nöte und Ängste der Opfer verstehen, sind wir an die rechtlichen Gegebenheiten ge-
bunden.
Das bedeutet, dass wir dann nicht immer die Erwartungen erfüllen können, die an uns vom 
Opfer gerichtet werden. Ob hier eine Gesetzes-änderung durch die Aufnahme eines Stal-
kingtatbestandes im StGB etwas bewirken kann wage ich allerdings zu bezweifeln. 
So weit zu den Grenzen polizeilicher Intervention. 

4. Zusammenfassung
Trotz des relativ neuen Themas Stalking gibt es durch die bereits jahrelange Erfahrung im 
Zusammenhang mit häuslicher Gewalt brauchbare polizeiliche Ansätze um gegen Stalker 
vorzugehen und den Opfern einen entsprechenden Schutz zukommen zu lassen. Durch 
eine enge Zusam-menarbeit der mit diesem Thema befassten Behörden und Institutionen 
lassen sich jedoch noch weitere Verbesserungen erzielen.

Möglichkeiten & Grenzen der Polizeilichen Intervention

Stalking und Häusliche Gewalt –
Erfahrungen bei der Staatsanwaltschaft Freiburg

Heidi Winterer, Staatsanwaltschaft Freiburg

Nach den Ergebnissen der auf einer Bevölkerungsstichprobe 
basierenden Untersuchung des Zentralinstituts für Seelische 
Gesundheit Mannheim aus 20041 waren 12 % der 679 Per-
sonen, die bei einer Befragung von insgesamt 2000 Perso-
nen antworteten, mindestens einmal in ihrem Leben Opfer 
von Stalking. Bei 68 % der Stalkingopfer dauerte die Verfol-
gung und Belästigung  länger als einen Monat, bei 24,4 % 
sogar länger als ein Jahr. Im Durchschnitt waren die Opfer 
etwa fünf verschiedenen Methoden der Verfolgung, Beeinträchtigung und Belästigung aus-
gesetzt. In 34,6 % der Fälle wurden Drohungen ausgesprochen, denen in 30,4 % auch 
tatsächliche Gewalthandlungen seitens des Stalkers folgten. In 75,6% der Fälle kannte das 
Opfer seinen Verfolger. Die Stalkingopfer zeigen im Vergleich zur Allgemeinbevölkerung 
eine signifikant schlechtere psychische Befindlichkeit. Bemerkenswert ist, dass nur 20,5 
% der Betroffenen eine Anzeige bei der Polizei erstatteten und nur 11,5 % einen Rechts-
anwalt aufsuchten, obwohl seitens des Stalkers Verhaltensweisen zum Einsatz kamen, die 
eindeutig Straftatbestände darstellen – ein Zeichen dafür, dass das Vertrauen in Behörden 
und Justiz bei Stalkingopfern offensichtlich eher gering ist und von der Justiz auch wenig 
Unterstützung erwartet wird.
Nach der immer noch gültigen Definition von Meloy (1998) stellt Stalking das beabsich-
tigte, böswillige und wiederholte Verfolgen und Belästigen einer Person, das deren Si-
cherheit bedroht, dar2. Problematisch bei der Suche nach einer geeigneten Definition des 
Phänomens ist der Übergang zwischen Stalking und möglicherweise lästigen, aber noch 
sozialadäquaten Verhaltensweisen. Stellt der zweite unerwünschte Anruf des Ex-Partners 
demnach schon Stalking dar ? Wie lange ist es legitim, durch Anrufe, Briefe etc, eine 
Klärung/Aufarbeitung der gerade beendeten oder sich noch in Auflösung befindlichen Be-
ziehung herbeizuführen? Je niederschwelliger der Begriff des Stalking definiert wird, desto 
mehr verschwimmen die Grenzen.
Auch wenn sich die in der Fachliteratur angebotenen Definitionen durchaus unterscheiden, 
so ist als gemeinsames Ergebnis doch festzuhalten, dass Stalking eine Konstellation von 
Verhaltensweisen darstellt, die sich dadurch auszeichnen, dass sie 
- auf die Beeinträchtigung des Verhaltens einer anderen Person abzielen,
- vom Geschädigten als unerwünscht oder belästigend wahrgenommen werden und 
- beim Geschädigten Angst, Sorge oder Panik auslösen,
wobei in den meisten Stalking-Fällen zwischen Täter und Opfer eine Beziehung besteht (z. 
B. Ex-Partner, Nachbar, Arbeitskollege, Therapeut)3.
In der Literatur werden unterschiedliche Zeitpunkte genannt, an denen häusliche Gewalt 
enden und Stalking beginnen soll. Für die Forschungsgruppe um Paul Mullen4 ist Voraus-
setzung für die Einstufung, ob es sich um ein Stalking-Opfer handelt, dass die partner-
schaftliche Beziehung beendet ist, während der National Violence Against Women Survey 
(Tjaden/Thoennes 1998) auch für den Bereich des Stalkings in gegenwärtigen Beziehun-
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gen Daten ermittelt5. Dieser letztgenannte Ansatz wird den Bedürfnissen der Praxis viel 
eher gerecht, da im Bereich der Häuslichen Gewalt nach allen Erfahrungen das Ende der 
Beziehung sehr schwer zu definieren ist und sich in vielen Fällen die Auflösung vor allem 
langjähriger Beziehungen über mehrere Monate oder sogar Jahre hinzieht. 
Letztlich ist jedoch der Feststellung von Bettermann6 zuzustimmen, dass es insbesondere 
wichtig ist, den Zusammenhang der Phänomene und die potentielle Eskalationsgefahr der 
Stalking – Verläufe unter (ehemaligen) Partnern zu erkennen. 
Die Wahrscheinlichkeit, dass ein gewalttätiger Partner mit dem Ende der Beziehung seine 
mißbräuchlichen Übergriffe einstellt, ist gering. In der  Praxis wird er sich vielmehr einen 
anderen Weg suchen, um sein Verhalten fortzusetzen; dies schließt eine mögliche Steige-
rung der Gewalt mit ein. Insbesondere die Art und Dauer der vorausgegangenen Bezie-
hung und das Vorhandensein gemeinsamer Kinder können – neben anderen Variablen 
– das Niveau der Gewalt  und das Maß des Stalkings nach Beendigung einer Beziehung 
beeinflussen.7
Gerade in Fällen häuslicher Gewalt ist Stalking neben den in diesem Bereich „üblichen“ 
Gewaltdelikten auch in der Freiburger Praxis häufig anzutreffen.
Für den strafrechtlichen Schutz der betroffenen Personen ist dies insoweit unproblematisch, 
als der Stalker durch sein Vorgehen bereits vorhandene Straftatbestände verwirklicht, indem 
er sein Opfer z. B. bedroht, nötigt oder sogar körperlich attackiert (schweres/gewalttätiges 
Stalking8). Zwar wird durch die Fixierung auf diese eng umrissenen Tatbestände des Straf-
gesetzbuches der Komplexität des als Stalking bezeichneten Verhaltens nur unzureichend 
Rechnung getragen, jedoch ist in solchen Fällen bereits heute die Möglichkeit eröffnet, den 
Täter strafrechtlich zur Verantwortung zu ziehen, ihn vor Gericht zu bringen und ihm so 
nachhaltig vor Augen zu führen, dass sein Vorgehen nicht gebilligt werden kann und auch 
nicht gebilligt wird. Wohlgemerkt – wie immer in Fällen häuslicher Gewalt – ist es von der 
Staatsanwaltschaft bzw. auch vom Gericht abhängig, wie konsequent hier Strafverfolgung 
betrieben bzw. verhindert wird: wir bewegen uns in einem Bereich, in dem gerade bei 
etwaigem Fehlen von Strafanträgen immer noch eine gewisse Neigung zur folgenlosen 
Einstellung der fraglichen Verfahren besteht.

Zur Illustration einige Beispiele aus der Praxis: 
Ruft der geschiedene Ehemann E der Geschädigten diese wiederholt an und versucht, die 
Modalitäten der Umgangsregelung mit der gemeinsamen Tochter durch Todesdrohungen in 
seinem Sinne zu gestalten („Pass auf, was Du machst und sagst, sonst kann es sein, dass Du 
nicht mehr lange lebst !“ bzw. „Wenn es nicht so läuft, wie ich das will, dann kannst Du Dir 
schon mal Dein eigenes Grab schaufeln !“), so handelt es sich zweifelsohne um Stalking – 
gleichzeitig ist aber auch der Straftatbestand der versuchten Nötigung bzw. der Bedrohung 
erfüllt und damit eine Strafverfolgung möglich, ohne dass eine neue gesetzliche Regelung 
erforderlich wäre. Hinnehmbar ist daher im vorliegenden Fall auch die Notwendigkeit, an-
dere Vorfälle, die dem Beschuldigten aller Wahrscheinlichkeit auch zuzurechnen sind – hier 
z. B. die Tatsache, dass eine unbekannte Person das Kinderzimmerfenster in der Wohnung 
der Geschädigten eingeschlagen und die Attrappe eines Molotowcocktails ins Zimmer 
geworfen und in derselben Nacht auch die Scheiben des Fahrzeugs der Geschädigten 
eingeschlagen hat – mangels eindeutiger Täterfeststellung (keine unmittelbaren Tatzeugen) 
nicht sanktioniert werden können. Daran würde im übrigen auch ein neues Gesetz nichts 

ändern, da auch dieses nur bei eindeutigem Tatnachweis – also bei eindeutiger Täterfest-
stellung - greifen würde, woran es gerade im Sachbeschädigungsbereich (Beispielsfall: 
die Geschädigte findet am Morgen ihr Fahrzeug mit zerkratztem Lack oder zerstochenen 
Reifen vor) häufig fehlt, da niemand die konkrete Tatausführung beobachtet hat.
 
Im geschilderten Fall wurde der Angeklagte durch das AG Freiburg antragsgemäß wegen 
versuchter Nötigung in drei Fällen zu einer Geldstrafe von 90 Tagessätzen zu je 15 EUR 
verurteilt, auf die Berufung des Angeklagten hin wurde das Urteil des Amtsgerichts  nach 
einer sehr umfangreichen Beweisaufnahme im wesentlichen bestätigt, jedoch wurde jetzt 
wegen Bedrohung in drei Fällen auf eine Geldstrafe von 60 Tagessätzen zu je 10 EUR 
erkannt.
Da bei solchen Konstellationen häufig Aussage gegen Aussage steht, kann eine Verur-
teilung nur erfolgen, wenn das Gericht von der Glaubwürdigkeit der Geschädigten, die 
gleichzeitig die Hauptbelastungszeugin ist, überzeugt ist. Dies bedeutet, dass die Geschä-
digte – hier über zwei Instanzen hinweg – einer sehr belastenden Hauptverhandlung aus-
gesetzt ist, in der der Angeklagte mit seinem Verteidiger naturgemäß versuchen wird, ihre 
Glaubwürdigkeit durch intensive Nachfragen in Zweifel zu ziehen.
Ebenso wurde der Beschuldigte B. der seiner früheren Freundin mit der Faust ins Gesicht 
schlug, sie wiederholt beleidigte und bedrohte („Ich mache Dich und Dein Auto mit Bom-
be“) durch den Erlass eines entsprechenden – inzwischen rechtskräftigen – Strafbefehls  vor 
Augen geführt, dass seine Verhaltensweisen nicht tolerabel sind. Hinzuweisen ist darauf, 
dass hier mit dem Straftatbestand der Körperverletzung und der Bedrohung zwei Einzelakte 
aus einem monatelangen Stalkinggeschehen herausgegriffen wurden, das durch den Um-
stand geprägt wurde, dass der Beschuldigte trotz erfolgter Trennung weiter in dem Glau-
ben war, seine frühere Freundin würde ihn noch lieben und dürfe keinen anderen Mann 
haben, weshalb er sie ständig an ihrer Wohnanschrift aufsuchte, läutete und sich teilweise 
auch Zugang zur Wohnung verschaffte (§ 123 StGB !). Er selbst gab daher auch bei der 
Polizei an, die Beziehung bestehe nach wie vor, während die Geschädigte aussagte, sich 
bereits vor zwei Monaten von ihm getrennt zu haben.

Als Zwischenergebnis ist also festzuhalten, das bereits heute eine Vielzahl möglicher Ver-
haltensweisen von Stalkern den Tatbestand von Strafgesetzen erfüllen.

Für Stalking-Fälle charakteristische Tatbestände sind u. a.:
- Bedrohung,  § 241 StGB
- (versuchte) Nötigung,  § 240 StGB
- Körperverletzung,  §§ 223ff StGB
- Beleidigung,  §§ 185ff StGB
- Sachbeschädigung,  § 303 StGB
- Hausfriedensbruch,  § 123 StGB
- Sexuelle Nötigung, § 178 StGB
- Computerdelikte, §§ 202a, 303a und b StGB
- Verletzung des höchstpersönlichen  Lebensbereichs durch Bildaufnahmen, § 201a StGB 

(„Spanner-Paragraph“)
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Dabei handelt es sich im übrigen um Tatbestände, die insgesamt – neben den weiteren 
Tatbeständen der Freiheitsberaubung, § 239 StGB, des Raubes, §§ 249ff StGB, der Er-
pressung, §§ 253ff StGB und den Delikten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, §§ 177ff 
StGB, gerade für den Bereich der häuslichen Gewalt prägend sind.
Am 01.01.2002 trat zudem im Rahmen des Aktionsplanes zur Bekämpfung von Gewalt ge-
gen Frauen das sogenannte Gewaltschutzgesetz in Kraft. Dieses sieht in § 1 II Nr. 2b auch 
die Möglichkeit vor, in Fällen unzumutbarer Belästigung zivilrechtliche Schutzanordnungen 
durch das Familiengericht bzw. Zivilgericht zu erwirken, die es dem Täter beispielsweise 
untersagen, sich dem Opfer zu nähern oder mit ihm anderweitig Kontakt aufzunehmen. 
Verstößt der Stalker gegen eine bestimmte, vollstreckbare Anordnung des Gerichts, macht 
er sich nach § 4 GewSchG strafbar. Dies setzt aber zwangsläufig voraus, dass die Ge-
schädigte selbst aktiv wird und – sinnvollerweise mit Hilfe eines Rechtsanwalts – eine solche 
Schutzanordnung bei Gericht beantragt. Ist sie dazu – aus welchen Gründen auch immer 
– nicht in der Lage, greift diese Möglichkeit nicht.
Höchlichst problematisch sind dagegen Fälle, in denen – nach bisherigem Recht – die 
Grenzen strafbewehrten Tuns noch nicht überschritten sind – ein Beispiel:

Die Beschuldigte B, die die Trennung von ihrem früheren Freund F nicht verkraftet hat, be-
lästigt diesen und seine neue Freundin von Dezember 2003 bis Mai 2004 massiv durch 
Telefonanrufe (teilweise über 70mal zu allen Tages- und Nachtzeiten), SMS und persönli-
che Kontakte, z. B. durch Kontaktaufnahme in Gaststätten, Klingeln an der Haustüre etc. 
Zu konkreten Bedrohungen oder körperlichen Übergriffen ist es jedoch im gesamten Zeit-
raum nicht gekommen. Die Geschädigte leidet – ärztlich attestiert – unter Schlafstörungen, 
Angstzuständen, Konzentrationsstörungen und Nervosität. Nicht nur, dass die Kausalität 
zwischen dem Agieren der Beschuldigten und den Folgen für die Geschädigte nur schwer 
nachweisbar ist und diese Folgen sich nicht als somatisch objektivierbarer pathologischer 
Zustand darstellen, sondern lediglich als eine psychische Beeinträchtigung – soweit die 
Beschuldigte bei ihrer Verfolgungsaktion die Anrufernummer unterdrückt hat, ist ein Tat-
nachweis naturgemäß kaum zu führen, da eine Erhebung der Verbindungsdaten nach §§ 
100g, h StPO nur dann möglich ist, wenn der Anfangsverdacht einer Straftat besteht und 
allein belästigende Anrufe nach geltendem Recht nicht strafbar sind – das Verfahren muss-
te daher nach § 170 Abs. 2 StPO eingestellt werden. Der Spuk war erst dann beendet, 
als die Geschädigte sich selbst im Mai 2004 wieder von F getrennt hatte.

Hier haben wir es im übrigen mit einem klassischen Stalking-Fall aus dem von Löbmann 
dem Hauptverhaltenskomplex mildes Stalking/Belästigung zugeordneten Bereich9 zu tun, 
in dem die Schweile zum bislang bereits strafbewehrten Tun nur im Ansatz überschritten 
wird und die Geschädigte – nach bisherigem Recht – im wesentlichen schutzlos bleibt, 
soweit sie nicht selbst aktiv wird und eine Schutzanordnung nach § 1 GewSchG erwirkt. 
Jenseits einer eventuellen Strafbarkeit einzelner Übergriffe ist eine Subsumtion des Gesamt-
verhaltens unter die oben angesprochenen Straftatbestände nach bisheriger Gesetzeslage 
kaum möglich. 
Allerdings – wie bereits ausgeführt – auch eine Gesetzesänderung kann nur insoweit Platz 
greifen, als der Stalker sich als solcher outet und nicht nur in anonymer Weise sein Opfer 
belästigt kann keine bestimmte Person mit dem Vorgefallenen in Verbindung gebracht wer-

den (der Stalker schreibt Briefe, die nicht unterzeichnet sind, schickt Geschenke, ohne sich 
als Absender zu outen, zerkratzt im Schutz der Nacht das Auto, schlägt die Scheiben ein, 
ohne beobachtet zu werden etc.), läuft auch ein spezielles Stalking-Gesetz ins Leere. Ge-
rade durch die nach Einführung eines solchen Gesetzes bestehende Möglichkeit strafpro-
zessualer Massnahmen könnte dann jedoch zumindest in Teilbereichen auch ein anonym 
auftretender Täter, z. B. durch die Erhebung von Verbindungsdaten nach §§  100g, h StPO 
ermittelt bzw. bei einem bekannten Täter leichter ein Tatnachweis geführt werden.
Zuletzt möchte ich noch auf einen ausgesprochen problematischen Fall eingehen, der seit 
mehr als zwei Jahren anhängig ist und meines Erachtens einen guten Eindruck von der Be-
lastung vermittelt, die lang anhaltendes Stalking für die Betroffenen bedeuten kann:

Die Eheleute E. wurden bereits 2002 durch Urteil des AG Freiburg geschieden; seither 
bewohnt die Geschädigte mit ihrem neuen Lebensgefährten und ihren zwei Kindern das frü-
here eheliche Anwesen in Freiburg. Der Beschuldigte, der geschiedene Ehemann, war an 
einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts beteiligt, die zwei Häuser weiter ein gewerbliches 
Anwesen besaß, was er zum Anlaß nahm, sich permanent in diesem – zu Wohnzwecken 
nicht geeigneten – Anwesen aufzuhalten. Der Beschuldigte hat sich andauernd – trotz 
eines entgegenstehenden Urteils des AG Freiburg vom Juli 2002, im Oktober 2002 bestä-
tigt durch das LG Freiburg sowie eines weiteren Urteils des AG Freiburg vom Juni 2003 
– u.a. in der Umgebung des früheren ehelichen Anwesens aufgehalten, er ist – was die 
Geschädigte durch minutiöse Tagebuchaufzeichnungen, teilweise auch durch Zeugenaus-
sagen nachgewiesen hat, ständig am Haus vorbeigegangen, hat geklingelt, Schriftstücke 
eingeworfen oder auch nur das Haus beobachtet, ohne dass hierfür ein begründeter Anlass 
bestanden hätte. Er rechtfertigt sich dabei durch die Notwendigkeit, sich beruflich in dem 
bereits erwähnten gewerblichen Anwesen aufzuhalten. Durch – noch nicht rechtskräftiges   
– Urteil des LG Freiburg vom Oktober 2004 wurde der neuerlichen Unterlassungsklage der 
Geschädigten in vollem Umfang entsprochen. Lediglich in einem gesonderten Verfahren 
konnte im September 2003 eine Verurteilung wegen Nötigung erreicht werden. 
Eine auf § 4 GewSchG gestützte Anklage der StA Freiburg vom 11.09.2003 dagegen, die 
insgesamt 36 Fälle eines Verstoßes gegen das Gewaltschutzgesetz umfasst, wurde bislang 
vom AG Freiburg nicht verhandelt, dies primär im Hinblick auf die – nach Auffassung des 
Gerichts – problematische Beweislage. 

Hierzu ist festzuhalten, dass – wie im übrigen fast allen Fällen häuslicher Gewalt syste-
mimmanent – auch hier Aussage gegen Aussage steht und Staatsanwaltschaft und Gericht 
dazu aufgerufen sind, die Glaubwürdigkeit der unterschiedlichen Aussagen in der Haupt-
verhandlung zu beurteilen.
Diese Problematik ist naturgemäß auch durch eine Erweiterung des strafrechtlichen Schut-
zes für Opfer des Stalking nicht aufzulösen, ebenso wenig wie die oben angesprochenen 
Beweisschwierigkeiten, soweit der Täter im Verborgenen agiert und seine Täterschaft – wie 
z. B. bei nächtlichen Sachbeschädigungen – zwar vermutet, keinesfalls aber bewiesen 
werden kann. 
Nach den dargestellten Praxiserfahrungen erscheint ein erweiterter strafrechtlicher Schutz 
der Stalking-Opfer dringend erforderlich. 
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Um nochmals auf den oben beschriebenen Fall einzugehen: die Übergriffe setzen sich un-
vermindert fort, zwischenzeitlich sind diverse weitere Verfahren anhängig, neue Anklagen 
bereits erhoben. Ein Ordnungsgeld wegen neuer Verstöße gegen die amtsgerichtlichen 
Urteile wurde vor Weihnachten 2004 noch festgesetzt.
Momentan werden mehrere Vorschläge diskutiert, den strafrechtlichen Schutz für Stalking-
Opfer zu erweitern.
Das Land Hessen hat dem Bundesrat im Juli 2004 den Entwurf eines „Stalking-Bekämp-
fungsgesetzes“ vorgelegt, der vorsieht, einen neuen Straftatbestand des unzumutbaren 
Nachstellens oder Verfolgens in den Achtzehnten Abschnitt des Besonderen Teils des Straf-
gesetzbuchs § 241a StGB bzw. zwischenzeitlich § 238 StGB – „Schwere Belästigung“) 
einzuführen10. Der Bundesrat hat den Entwurf zur weiteren Beratung in die Ausschüsse 
verwiesen.
Das Land Rheinland-Pfalz hat daraufhin angekündigt, in die Beratungen des Bundesrates 
einen eigenen Entwurf einzubringen, der versucht, die bisherigen Regelungslücken durch 
eine Änderung des Gewaltschutzgesetzes zu schliessen. Vorgesehen ist u. a. eine inhaltli-
che Erweiterung und auch eine Erhöhung der bisherigen Strafandrohung auf bis zu 2 Jahre 
durch Einführung besonders schwerer Fälle.
Schließlich werden im Bundesministerium der Justiz momentan Überlegungen dahingehend 
angestellt, ob ein verbesserter Opferschutz dadurch erreicht werden könnte, § 240 Abs. 4 
StGB um ein neues Regelbeispiel für besonders schwere Fälle der Nötigung zu ergänzen 
und somit einem erhöhten Strafrahmen für schwere Stalking-Fälle zu ergänzen und § 240 
Abs. 4 StGB eventuell auch in den Katalog der Anlasstaten des § 112a Abs. 1 Nr. 2 StPO 
(Haftgrund der Wiederholungsgefahr) aufzunehmen.
Die eben skizzierten Vorlagen werden in der Praxis, gerade auch innerhalb der baden-
württembergischen Staatsanwaltschaften, sehr kontrovers diskutiert. Während teilweise so-
gar die Auffassung vertreten wird, dass angesichts des derzeit vorhandenen rechtlichen 
Instrumentariums schon kein gesetzgeberischer Handlungsbedarf bestehe, überwiegt zwar 
insgesamt die Meinung, die bisherige Gesetzeslage sei nicht ausreichend, weshalb ein er-
weiterter strafrechtlicher Schutz der Stalking-Opfer gefordert wird, während die Frage, ob 
der Vorschlag des Landes Hessen verfassungsrechtlich haltbar und in der Praxis umsetzbar 
ist, unterschiedlich beurteilt wird. 
Nicht ausreichend zum Schutz der Opfer von Stalking sind sicherlich die Überlegungen 
des Bundesministeriums der Justiz in der bisherigen Form, da auch ein besonders schwerer 
Fall der Nötigung nur dann angenommen werden kann, wenn der Grundtatbestand der 
Nötigung vorliegt, was meist bei den problematischen Konstellationen gerade nicht der Fall 
ist, da ansonsten eine Strafbarkeitslücke überhaupt nicht bestehen würde.
Auch wenn den Gegnern der hessischen Gesetzesvorlage zuzugestehen ist, dass diese 
gerade unter verfassungsrechtlichen Aspekten, angesichts der Vielzahl der darin enthalte-
nen unbestimmten Rechtsbegriffe („erheblich“, „nachhaltig“, „fortgesetzt“, „empfindliches 
Übel“ bzw. „andere, ebenso schwerwiegende Handlungen“) einige Zweifel hinsichtlich 
des Betimmtheitsgebotes des § 103 Abs. 2 GG aufwirft und sicher auch mit Beweisschwie-
rigkeiten zu rechnen ist, die mit der Auslegung und dem Nachweis des vom Land Hessen 
vorgeschlagenen neuen § 238a StGB verbunden sind11, halte ich es doch für erforderlich, 
einen eigenen neuen Straftatbestand ins Strafgesetzbuch einzufügen.
Eine solche Eingliederung in das Kernstrafrecht führt zwangsläufig zu einem stärkeren Be-

wusstsein der Möglichkeit einer strafrechtlichen Verfolgung und dient damit in größerem 
Maße dem Opferschutz als eine Ausweitung des grundsätzlich zivilrechtlich ausgelegten 
Gewaltschutzgesetzes – dies vor allem, da es den Strafverfolgungsbehörden den erforder-
lichen Freiraum zur eigenständigen Überprüfung schafft, unabhängig von zivilrechtlichen 
Vorgaben. Losgelöst von der Frage, ob angesichts der angesprochenen Nachweisschwie-
rigkeiten ein solches Gesetz tatsächlich in einer relevanten Anzahl von Fällen zu einer 
Verurteilung des Stalkers führen kann, stellt allein die Schaffung eines solchen Gesetzes 
klar, dass der Stalker sich außerhalb des gesellschaftlich tolerablen Verhaltens stellt und 
– zumindest grundsätzlich – mit strafrechtlicher Sanktion rechnen muss. Gerade dieses öf-
fentliche Unwerturteil ist jedoch im Bereich der Häusliche Gewalt unverzichtbar, um tradier-
te Verhaltensweisen zu ächten und die – immer noch erhebliche – Dunkelziffer in diesem 
Bereich zu reduzieren.
So schwierig es sich auch gestalten wird, angesichts der Vielfalt möglicher, objektiv als 
neutral wahrgenommener Tathandlungen, die erst durch den für Dritte nicht erkennbaren 
Bezug zum Opfer strafwürdig werden, eine dem verfassungsrechtlichen Bestimmtheits-
gebot genügende Ausgestaltung der Tatbestandsmerkmale eines Gesetzes, das bereits 
materiell sämtliche Formen des Stalking erfasst, zu schaffen, so dringlich erforderlich ist 
dies als Signal an Täter und Opfer, dass entsprechende Verhaltensweisen nicht tolerabel 
sind. Gerade die Möglichkeit einer strafrechtlichen Verfolgung  der unter dem Begriff des 
„Stalking“ zusammengefassten Verhaltensweisen bedeutet per se eine Ausweitung des 
Opferschutzes.
Hinzu kommt – und dieser Aspekt darf gerade im Bereich der Häuslichen Gewalt nicht 
unberücksichtigt bleiben – dass der bisherige strafrechtliche Schutz, der den Opfern in den 
Fällen, in denen die bereits vorhandenen Straftatbestände nicht greifen und lediglich eine 
strafrechtliche Sanktion über § 4 GewSchG denkbar erscheint, diesen zunächst den Gang 
zu den Zivilgerichten auferlegt (nur, wenn bereits eine Schutzanordnung vorhanden ist, kann 
im Fall eines Verstosses dagegen § 4 GewSchG Platz greifen), im Einzelfall für die Betroffe-
nen nur mühsam zu erreichen ist und häufig die geforderte Eigeninitiative auch nur schwer 
zumutbar ist. Ohne dies hier weiter vertiefen zu wollen ist doch darauf hinzuweisen, dass 
gerade bei Stalking-Fällen aus dem Bereich der Häuslichen Gewalt die Geschädigte, die 
nicht selten bereits ein jahrelanges Martyrium hinter sich hat, völlig überfordert ist, wenn sie 
selbst durch entsprechende Anträge bei Gericht erst die Voraussetzungen für eine strafrecht-
liche Verfolgung des Stalkers schaffen soll. Auch wenn die Möglichkeiten der Erlangung 
einer einstweiligen Anordnung im summarischen Verfahren der §§ 620ff ZPO erleichtert 
sind, würde das Opfer, das über keine strafprozessualen Ermittlungsmöglichkeiten verfügt, 
letztlich die Beweislast für das „Stalking-Verhalten“ des Täters tragen.
Zu berücksichtigen ist dabei, dass aufgrund der in solchen Fällen immer noch vorhande-
nen Nähebeziehung zwischen Täter und Opfer das Opfer schon einer Anzeigeerstattung 
oft ambivalent gegenübersteht und sich erst recht außer Stande sieht, aus der vom Täter 
geschaffenen psychologischen Belastungssituation heraus, selbst zivilrechtlich gegen den 
Täter vorzugehen. Die Geschädigte hat meist Angst vor dem Täter, insbesondere auch vor 
seiner Reaktion auf die Anzeigeerstattung. Sie fürchtet weitere Gewalttätigkeiten, wird mög-
licherweise auch von dem Täter bedroht, gleichzeitig wünscht sie sich oftmals nicht in erster 
Linie eine Auflösung der Gewaltbeziehung, sondern lediglich ein Ende der Gewalt, eine 
dauerhafte Verhaltensänderung des Täters unter gleichzeitiger Fortsetzung der Beziehung 
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– dies zumindest in den Fällen, in denen sich die dem Begriff des Stalking zuzuordnenden 
Vorkommnisse noch zu einer Zeit ereignen, in der die Beziehung nicht beendet, sondern 
erst in Auflösung begriffen ist. Auch nach Ende der Beziehung wird sich eine Geschädigte 
– jedenfalls soweit gemeinsame Kinder vorhanden sind – sehr schwer damit tun, selbst 
initiativ zu werden und den Antrag auf Erlass von Schutzanordnungen zu stellen, die die 
Ausübung bestehender Umgangsrechte nur noch weiter erschweren können. Schließlich ist 
auch zu bedenken, dass gerade Geschädigte, die bislang nie mit Gerichten oder Anwälten 
zu tun hatten, sich extrem schwer damit tun, überhaupt konkret zu begreifen, was von ihnen 
erwartet wird und welche Auswirkungen dies auf ihre Situation haben kann. Je schlechter 
die finanzielle Situation des Opfers sich darstellt, desto weniger wird es sich im übrigen 
dazu entschließen können, einen Anwalt zu Rate zu ziehen (Kenntnisse über die Möglich-
keiten von Prozeßkostenhilfe etc. können nicht vorausgesetzt werden) und ohne anwaltliche 
Unterstützung ist selbst bei grundsätzlicher Bereitschaft der Geschädigten der Gang zum 
Gericht mit oft unüberwindbaren Hürden verbunden.

Schließlich bleibt noch auf folgendes hinzuweisen:
Durch die langjährige Arbeit der Frauenhäuser ist das Thema Gewalt gegen Frauen und 
Kinder auch in Deutschland zum öffentlichen Thema gemacht worden. Im Zuge dieser Aus-
einandersetzung entstand ein breites Netz von Hilfsangeboten für die betroffenen Frauen 
und Kinder. Dennoch hat sich das Ausmaß der Gewalt nicht verringert. Um hier eine Än-
derung zu erreichen ist es notwendig, das Gewaltmonopol des Staates ernst zu nehmen 
und die Gesellschaft in die Verantwortung zu nehmen für eine Gewaltproblematik, die 
allzu lange zum individuellen Problem der betroffenen Frau erklärt und deren Lösung den 
Frauenhäusern aufgebürdet wurde.
Seit dem Anfang der 90er Jahre wurde Gewalt im häuslichen Bereich zunehmend enttabui-
siert. Es fand ein Paradigmenwechsel statt, in dessen Folge häusliche Gewalt nicht mehr als 
Privatsache gesehen und der Staat grundsätzlich in die Verantwortung genommen wurde. 
Diese Entwicklung spiegelt sich unter anderem in den seit 1995 bei der Polizei des Landes 
durchgeführten Seminaren zum Thema „Gewalt gegen Frauen“, dem Strafrechtsreformge-
setz zur Strafbarkeit der Vergewaltigung in der Ehe, dem von der Bundesregierung initi-
ierten „Nationalen Aktionsplan Gewalt gegen Frauen“ und insbesondere auch dem zum 
01.01.2002 in Kraft getretenen „Gesetz zum zivilrechtlichen Schutz vor Gewalttaten und 
Nachstellungen“ (Gewaltschutzgesetz) wieder.
Nimmt man diesen vielzitierten Paradigmenwechsel ernst, so ist es definitiv der falsche 
Weg, lediglich das grundsätzlich zivilrechtlich ausgelegte Gewaltschutzgesetz auszuwei-
ten und damit das Opfer nach wie vor auf Eigeninitiative zu verweisen. 
Zwar mag eine ausschließliche Lösung über das Gewaltschutzgesetz für die Strafgerichte 
einfacher zu handhaben sein, die Strafbarkeit würde damit aber auch ausschließlich be-
gründet über den Verstoß gegen die zivilrichterliche Unterlassungsanordnung, ohne dass 
dem Tatrichter eine eigenständige Überprüfung des der Anordnung zugrunde liegenden 
Verhaltens möglich wäre. Damit spricht gegen den Vorschlag des Landes Rheinland-Pfalz 
insbesondere, dass das Opfer mit der  zunächst zu erwirkenden zivilrechtlichen Entschei-
dung selbst die Voraussetzungen für strafrechtlichen Schutz schaffen muss und den Ermitt-
lungsbehörden bis zum Vorliegen einer Unterlassungsanordnung ein repressives Einschrei-
ten gegen ein grundsätzlich für strafwürdig erachtetes Verhalten nicht möglich wäre.

Eine solche Prämisse kann jedoch nicht richtig sein, wenn demgegenüber bei der Bearbei-
tung von Fällen Häuslicher Gewalt grundsätzlich davon auszugehen ist, dass angesichts 
des erklärten Ziels der konsequenten Strafverfolgung eine Verweisung auf den Privatklage-
weg, § 374 StPO, nicht mehr in Betracht kommen kann, sondern vielmehr das öffentliche 
Interesse an der Strafverfolgung zu bejahen ist. Dies entspricht im übrigen der bereits in 
Nr. 86 der Richtlinien für das Straf- und Bußgeldverfahren (RiStBV) formulierten Forderung, 
wonach ein öffentliches Interesse an der Strafverfolgung dann zu bejahen ist, wenn dem 
Verletzten wegen seiner persönlichen Beziehung zum Täter nicht zugemutet werden kann, 
die Privatklage zu erheben, und die Strafverfolgung ein gegenwärtiges Anliegen der All-
gemeinheit ist – Voraussetzungen, die bei Fällen häuslicher Gewalt regelmäßig gegeben 
sind.
Es erscheint im übrigen auch nicht nachvollziehbar, warum es in das Ermessen des Zivil- 
oder Familienrichters gestellt bleiben soll, was im einzelnen unter den Begriff des „Stalking“ 
zu subsumieren ist. Dies würde letztlich nur bedeuten, dass die Strafjustiz sich unnötig eines 
Teilbereichs ihrer ureigenen Aufgaben zugunsten der Zivilgerichtsbarkeit entledigt. Die Ent-
scheidung darüber, ob die diesbezügliche Definitionsmacht allein im Bereich der Zivilge-
richtsbarkeit liegt oder vielmehr den Strafverfolgungsorganen übertragen wird, entscheidet 
über die Effektivität des Schutzes der Betroffenen. Bleibt diese allein den Schutzanordnun-
gen des § 1 GewSchG überlassen, gibt man ohne Not einen Bereich preis, in dem andern-
falls durch die Aufnahme eines speziellen Stalking-Paragraphen in das Kernstrafrecht die 
Auslegung der bereits erwähnten unbestimmten Rechtsbegriffe durch die Strafverfolgungs-
organe selbst vorgenommen werden kann und muss und  damit durch ein rechtzeitiges re-
pressives Einschreiten viel für einen effektiven Opferschutz zu bewirken ist. Allein die Mög-
lichkeit, seitens der Polizei durch eine frühzeitige Beschuldigtenvernehmung oder – noch 
vorgeschaltet – durch die Möglichkeit einer sogenannten „Gefährderansprache“12 auf den 
Stalker einzuwirken, kann dazu beitragen, diesen zu einem Überdenken seiner Verhaltens-
weisen zu bewegen, gerade, wenn diesem vielleicht zuvor gar nicht richtig bewußt war, 
dass er sich durch seine Aktivitäten bereits im strafrechtlich sanktionierten Bereich  bewegt. 
Würde man dem Vorschlag des Landes Rheinland-Pfalz folgen, wäre den Ermittlungsbehör-
den bis zum Vorliegen einer Unterlassungsanordnung ein repressives Einschreiten gegen 
ein grundsätzlich für strafwürdig erachtetes Verhalten nicht möglich.

Abschließend noch einige Worte zu den mehrfach geäußerten verfassungsrechtlichen Be-
denken gegen die im Gesetzesvorschlag des Landes Hessen auftauchenden unbestimmten 
Rechtsbegriffe:
Der gesetzliche Tatbestand, also die abstrakte Form strafrechtlich relevanter Handlungswei-
sen, hat die Funktion, konkretes Handeln strafrechtlich einzuordnen, d. h. es so bestimmt 
zu umschreiben, dass grundsätzlich berechenbar ist, ob ein geplantes Handeln strafbar 
ist13. Allerdings ist wegen der Vielgestaltigkeit des Lebens anerkannt, dass das Strafrecht 
nicht darauf verzichten kann, allgemeine Begriffe zu verwenden, die einer besonderen 
Auslegung durch den Richter bedürfen14. Welchen Grad an Bestimmtheit der einzelne Tat-
bestand haben muss, hängt von seiner jeweiligen Besonderheit und den Umständen ab, die 
zu der gesetzlichen Regelung geführt haben. Die Subsumtion unter den gesetzlichen Tatbe-
stand ist Aufgabe der Strafgerichte, die auch den Inhalt allgemein gehaltener und daher 
auslegungsbedürftiger Tatbestandsmerkmale zu klären haben15. Das Bundesverfassungs-
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gericht hat hierzu ausgeführt, Generalklauseln oder unbestimmte, wertausfüllende Begriffe 
im Strafrecht seien deshalb nicht von vorneherein verfassungsrechtlich zu beanstanden. 
Gegen die Verwendung derartiger Klauseln oder Rechtsbegriffe bestünden jedenfalls dann 
keine Bedenken, wenn sich mit Hilfe der üblichen Auslegungsmethoden, insbesondere 
durch Heranziehung anderer Vorschriften desselben Gesetzes, durch Berücksichtigung des 
Normzusammenhangs oder aufgrund einer gefestigten Rechtsprechung eine zuverlässige 
Grundlage für die Auslegung und Anwendung der Norm gewinnen lasse, so dass der ein-
zelne die Möglichkeit habe, den durch die Strafnorm geschützten Wert sowie das Verbot 
bestimmter Verhaltensweisen zu erkennen und die staatliche Reaktion vorauszusehen16. 
Im Hinblick auf die vorgetragenen Bedenken wurde der ursprünglich vorliegende Entwurf 
eines § 241a StGB neu nochmals überarbeitet und liegt jetzt als § 238 StGB-E vor.
Da in § 238 Abs. 1 STGB-E „nachhaltig belästigt“ in Nm. 1 und 2 durch Beispiele kon-
kreter Handlungen erläutert wird, ist die Norm im Hinblick auf Artikel 103 Abs. 2 GG be-
stimmt genug, um verfassungsrechtliche Bedenken auszuräumen. Dies gilt m. E. aber auch 
für § 238 Abs. 1 Nr. 3 StGB-E („andere, ebenso schwerwiegende Handlungen“), denn ein 
Gesetz kann nicht jeden einzelnen denkbaren Fall beschreiben. Für die Strafgerichte dürfte 
es keine Schwierigkeiten bereiten, ein Verhalten durch Anknüpfung an die Nm. 1und 2 als 
„andere, ebenso schwerwiegende Handlung“ zu bestimmen. Wie auch bei vielen bereits 
geltenden Strafrechtsnormen sollte auch hier die weitere Konkretisierung und Auslegung 
der Rechtssprechung überlassen bleiben.17. Im übrigen wird bereits in § 1 Abs. 2 Nr. 
2b GewSchG der Begriff der unzumutbaren Belästigung durch (wiederholtes) Nachstellen 
oder Verwendung von Fernkommunikationsmitteln verwendet.
Was schließlich die Frage etwaiger Beweisschwierigkeiten im Hinblick auf § 238 StGB-E 
anbelangt, so ist die Feststellung, dass nach Abschluss der Ermittlungen im Hinblick auf 
die gewonnenen Beweismittel eine Straftat nicht nachgewiesen werden kann und daher 
ein Ermittlungsverfahren gemäß § 170 Abs. 2 StPO eingestellt werden muss, keine Beson-
derheit des § 238 StGB-E – es handelt sich vielmehr um eine Konstellation, die auch bei 
jedem anderen Straftatbestand auftreten kann und realiter auch häufig auftritt. Auch dass 
Opfer, denen ein Zeugnisverweigerungsrecht zusteht, möglicherweise davon Gebrauch 
machen werden, spricht nicht gegen den Gesetzentwurf. Gerade im Bereich der Gewalt 
im sozialen Nahbereich ist ein solches Opferverhalten typisch, trotzdem ist es – wie oben 
ausgeführt – angesichts des in diesem Bereich stattgefundenen Paradigmenwechsel gera-
de kein Grund, zumindest im Rahmen der beweisrechtlichen Möglichkeiten den Versuch 
konsequenter Strafverfolgung zu unternehmen. Wollte man aus diesen Gründen bereits 
die Sinnhaftigkeit eines entsprechenden Straftatbestandes in Frage stellen, würde man alle 
Anstrengungen in diesem Bereich quasi ad absurdum führen. 
Zum Abschluss sei darauf hingewiesen, dass zwischenzeitlich das Land Baden-Württem-
berg eine eindeutige Haltung in dieser Frage eingenommen hat: 
Im Rechtsausschuss des Bundesrats sprach sich Baden-Württemberg  am 02.03.2005 für 
eine bessere Bekämpfung von „Stalking“ aus. Justizminister Prof. Dr. Ulrich Goll (FDP) be-
tonte, dass gesetzgeberischer Handlungsbedarf bestehe, um unzumutbare Belästigungen 
wirkungsvoll zu unterbinden. Goll erklärte: „Ich bin dafür, in das Strafgesetzbuch einen 
neuen, eigenen Straftatbestand der schweren Belästigung aufzunehmen. ´Stalking´ ist kein 
Kavaliersdelikt sondern die massive Beeinträchtigung der Freiheitssphäre des Opfers“.
Goll bezeichnete „Stalking“ als Problem, das in der Praxis der Strafverfolgung zunehmend 

an Bedeutung gewinne und betonte, dass die geltende Rechtslage den Opfern nur einge-
schränkten Schutz biete, da in der Praxis eine ausreichende Möglichkeit fehle, um schon in 
einem frühen Stadium der Belästigung wirkungsvoll eingreifen zu können; er begrüßte des-
halb die von Hessen angestoßene und von Bayern und Baden-Württemberg konkretisierte 
Gesetzesinitiative als einen längst überfälligen wichtigen und richtigen Schritt. „Von der 
Schaffung eines eigenen Stalking-Straftatbestandes geht zudem eine nicht zu unterschät-
zende Signalwirkung aus, die deutlich macht, dass der Staat massive Belästigungen auch 
im privaten Umfeld nicht toleriert. Damit wird der Schutz des Einzelnen weiter verbessert, 
nachdem auf meine Initiative hin bereits im vergangenen Jahr der Schutz der Initimsphäre 
im Strafgesetzbuch Einzug gefunden hat“, betonte Goll18.
Es steht zu hoffen, dass in den nächsten Monaten nach Einbringung des Gesetzeentwurfs 
beim Deutschen Bundestag eine entsprechende Mehrheit zu erzielen ist und so gerade auch 
für den Bereich der häuslichen Gewalt mit der Einführung eines entsprechenden Stalking-
Paragraphen die Möglichkeit eröffnet wird, noch effektiver Strafverfolgung zu betreiben 
und im Sinne eines konsequenten Opferschutzes auch gegen den gewalttätigen Partner, 
der nach Beendigung der Beziehung zum Stalker wird, vorzugehen.
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5  Tjaden, Patricia/Thoennes, Nancy (1998): Stalking in America: Findings from the National Violence Against Wom-
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Julia/Feenders, Moetje: Stalking – Möglichkeiten und Grenzen der Intervention. Frankfurt, S. 3 -20
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auch im Hinblick auf die verschiedentlich geäußerte Kritik überarbeitet und modifiziert wurde und jetzt in der aktuel-

len Fassung als Entwurf eines neuen § 238 StGB  („Schwere Belästigung“). Mit dieser aktuellen Fassung (und nicht 

mehr mit der früheren Fassung als § 241a StGB neu setzt  sich auch der vorliegende Beitrag auseinander
11 gerade auf diesen Punkt stellt das Land Rheinland-Pfalz zur Begründung seines Entwurfs im übrigen ab, vgl. Bundes-

ratsdrucksache 551/04 aaO
12 vgl. im einzelnen: Stürmer, Uwe (2005): Einschreiten der Polizei bei Stalking bzw. Bedrohungen in Paarbeziehun-

gen zur Verhinderung von Gewaltaktionen
13 BVerfGE 14, 255, 257, 258
14 BverfGE 4, 353, 358; 11, 235, 237, 239; 37, 201,208
15 BverfGE 4, 353, 358; 87, 211, 226
16 BverfGE 45, 363, 371, 373
17 es sei an dieser Stelle nur auf § 240 StGB verwiesen – der darin enthaltene unbestimmte Rechtsbegriff des  „emp-

findlichen Übels“ ist im Laufe der Jahre ebenso wie die „Verwerflichkeitsklausel“ der Verknüpfung von Nötigungsmit-

tel und Nötigungszweck (Sog. Mittel-Zweck-Relation) durch die umfangreiche Rechtsprechung der Obergerichte in 

beispielhafter Weise konkretisiert und damit verfassungsrechtlich ausreichend definiert worden. 
18 zitiert nach Presseerklärung Stefan Wirz (Pressesprecher) vom 02.03.2005 (www.justiz.baden-wuerttemberg.de)

Literatur:
Baldry, Anna C. (2002): From Domestic Violence to Stalking The Infinite Cycle of Violence. In: Boon, Julian/Sheridan, 

Lorraine (Hrsg.): Stalking and Psychosexual Obsession – Psychological Perspectives for Prevention, Policing and Treat-

ment. Chichester, S. 83 – 104.

Bettermann, Julia/Feenders, Moetje (Hrsg): Stalking – Möglichkeiten und Grenzen der Intervention. Frankfurt

Bettermann, Julia: Stalking – Belästigung mit allen Mitteln, In: Deutsche Polizei 12/2003, S. 18 – 23

Goebel, Gaby/Lapp, Matthias (2003): Stalking mit tödlichem Ausgang. In: kriminalistik 06, S. 369 – 377. 

Gropp, Stephanie (2002): Stalking – Braucht die Polizei strafrechtliche Sondertatbestände, um zu intervenieren ? In: 

Neue Kriminalpolitik =3, S. 112 – 115. 

Hoffmann, Jens (2003): Polizeiliche Prävention und Krisenmanagement in Fällen von Stalking. In : Kriminalistik 12. S. 

726 – 731. 

Hoffmann, Jens (2002): Risiko-Analyse und das Management von Stalking-Fällen. In: Polizei & Wissenschaft 04. S. 35 

– 44.

Hoffmann, Jens (200^1): Stalking – Forschund und Krisenmanagement. In: Kriminalistik 01, S. 34 – 37. 

Kerbein, Björn/Pröbsting, Philipp (2002): Stalkin. In: Zeitschrift für Rechtspolitik 02. S  76 – 78.

Kudlik, Gabrielle (2002) : Stalking – Krankheit ? Straftat ? Phänomen ? Diplomarbeit Hochschule für öffentliche Verwal-

tung Bremen.

Löbmann, Rebecca (2002): Stalking – Ein Überblick über den aktuellen Forschungsstand. In: Monatsschrift für Krimino-

logie und Strafrechtsreform 01. S. 25 – 32.

Meloy, J. Reid (1998): The Psychology of Stalking. In: Meloy, J. Reid (Hrsg.): The Psychology of Stalking – Clinical and 

Forensic Perspectives. San Diego u. a., S. 1. – 23

Mullen, Paul E./Pathé, Michele/Purcell, Rosemary (2000): Stalkers and their victims. Cambridge u. a.

Pechsaedt, Volkmar von (2002): Stalking und das deutsche Recht. In: Polizei & Wissenschaft 04, S. 45 – 52 

Tjaden, Patricia/Thoennes, Nancy (1998): Stalking in America: Findings from the National Violence Against Women 

Survey. http://ncjrs.org/pdffiles/169592.pdf (Stand 26.09.2002).

Voß, Hans-Georg W./Hoffmann, Jens (2002): Zur Phänomenologie und Psychologie des Stalking: eine Einführung. In: 

Polizei & Wissenschaft 04, S. 4 – 14

Voß, Hans-Georg (2002): Stalking in einer Normalpopulation. In : Polizei & Wissenschaft 04, S. 60 – 72.

Voß, Hans-Georg (2004): Zur Psychologie des Stalking. In: kerner, H-J.; Marks, E. (Hrsg): Internetdokumentation Deut-

scher Präventionstag. Hannover. http:/www.praeventionstag.de/content/9 praev/doku/voss/index_9_voss.html

Erfahrungen bei der Staatsanwaltschaft Freiburg Erfahrungen bei der Staatsanwaltschaft Freiburg



110 111

Möglichkeiten und Grenzen der strafgerichtlichen 
Intervention in Fällen des „Stalkings"

Georg Royen, Vorsitzender Richter am Landgericht 

Stalking beinhaltet ein so vielgestaltiges und komplexes Täter-
verhalten, dass sich dessen strafrechtliche Bekämpfung einer 
die Opferinteressen nachhaltig schützenden und für die Pra-
xis tauglichen Handhabung entzieht. Das Strafrecht ist zur Be-
kämpfung von Stalkingfällen in den  Fällen, in denen es nicht 
oder noch nicht zur Verletzung von Rechtsgütern wie der kör-
perlichen Unversehrtheit, Ehre, des Hausfriedens, des Eigen-
tums oder Vermögens etc. gekommen ist, ungeeignet, in letzeren nur bedingt geeignet.
 
1. So ist schon das zu schützende Rechtsgut nicht verfassungskonform zu definieren. 
Der „ Rechtsfrieden“ – s. die Begründung zum hess. Entwurf eines Stalkingbekämpfungs-
gesetzes vom 5.7.2004 –, aber auch das „allgemeine Persönlichkeitsrecht" sind  letztlich  
nicht das Rechtsgut, dem der Schutz einer zu schaffenden Rechtsnorm gelten soll, sondern 
in Wirklichkeit die zunächst psychisch durch Missempfindung, Ärger,  Wut,  Zorn,  Angst 
etc. empfundene und schließlich die  auch mit somatischen Folgen verbundene Belastung 
des Opfers, also letztlich wie in § 223 ff. vor allem die seelische oder körperliche Unver-
sehrtheit. Nach der geltenden Rechtslage in Rechtsprechung und Literatur reicht  aber  die 
durch  das Verhalten des Stalkers ausgelöste psychische Beeinträchtigung beim Opfer  allei-
ne nicht aus, diese muss vielmehr von einem solchen Schweregrad sein, dass sie zu einem 
körperlich krankhaften Zustand führt, um als strafrechtlich relevante Tatbestandserfüllung 
nach § 223 ff StGB zu gelten ( BGH NStZ 2000, 25 BGHR § 223 Abs. 1 StGB Gesund-
heitsbeschädigung Nr. 2 Leipziger Kommentar zum StGB Anm. 15 zu § 223, Tröndle / 
Fischer StGB 52. Aufl. § 223 Rd.Nr. 4 ).

2. Jeder Versuch, eine Strafnorm zu schaffen, die alle Erscheinungsformen des sog. Stal-
kings erfassen soll, wird am Bestimmtheitserfordernis des Art. 103 Abs. 2 GG scheitern.  
Nach der Verfassung sind die Voraussetzungen der Strafbarkeit so konkret zu umschreiben, 
dass Tragweite und Anwendungsbereiche der Straftatbestände vom Bürger erkannt werden 
und durch Auslegung sich ermitteln lassen müssen. Das heißt, dass jedermann vorher 
wissen muss, welches Verhalten verboten und mit Strafe bedroht ist.  Das kann er nur, wenn 
in erster Linie der für ihn verstehbare Wortlaut des Gesetzes maßgebend ist. Führt erst eine 
über den erkennbaren Wortsinn der Vorschrift hinausgehende  Interpretation zu dem Ergeb-
nis eines strafbaren Verhaltens, so kann dies nicht zu Lasten des Bürgers gehen ( s. BVerfG  
NStZ 1990, 394 ). Eine solche Rechtsnorm wäre mit der Verfassung nicht vereinbar.

Wenn die in einer offenen Gesellschaft normalerweise zulässigen Formen der Kontaktauf-
nahme oder Kommunikation nur deshalb verboten und sogar strafbewehrt sein sollen, weil 
sie der andere nicht will, wie soll jemand vorher wissen, ab wann welche Form der Kon-
taktaufnahme oder Kommunikation strafbar ist ? Liegt dies bei der Verletzung klassischer 
Rechtsgüter auf der Hand, weil jeder weiß, dass er den anderen nicht bestehlen, betrügen, 

Möglichkeiten & Grenzen der strafgerichtlichen Intervention



114 113

schlagen, beleidigen bzw. widerrechtlich kein fremdes Grundstück betreten etc. darf, liegt 
dies bei einer persönlichen Ansprache, bei einem Telefonanruf, der Übersendung einer 
Mail oder eines Faxes, des Aufsuchens eines Dritten, oder des Wartens vor seiner Woh-
nung usw. nicht auf der Hand. Unerbetene Kontaktaufnahmen, Anrufe, unerwünschte Post, 
lästige E-Mails gehören heute zum Alltag, sind für den Bürger unterschiedlich ärgerlich und 
können den Grad der Belästigung fraglos erreichen, ohne dass jemand daran dächte, sol-
che exzessiven Formen der unerbetenen Kontaktaufnahme unter Strafe stellen zu wollen. 
So mag auch der erste unerbetene Anruf des hartnäckigen Liebhabers noch amüsant und 
der überraschende Blumenstrauß noch schmeichelhaft sein, der zehnte Anruf und fünfte 
Blumenstrauß und das Abpassen auf der Straße mit dem drängend vorgetragenen Wunsch 
nach einem Treffen kann deutlich lästiger sein und den Täter als Stalker ausweisen, den es  
anzuzeigen gilt. Die gleiche Verhaltensweise mag aber auch bei einem anderen „Opfer“  
trotz anfänglichen Ärgers letztlich sogar in eine Ehe führen und zum späteren gemeinsa-
men  Anekdotenschatz gehören, wonach es ausschließlich dem hartnäckigen Werben des 
Partners zu verdanken sei, dass man sich gefunden habe.
Sind unerbetene Blumensträuße also  strafbares Stalking? Ist der zehnte nächtliche Anruf 
noch tolerabel, oder beginnt die Strafbarkeit schon beim achten ? Wieviel Meter darf sich 
der frühere Freund, der die Trennung nicht verwinden kann der früheren Freundin, die 
nichts mehr von ihm wissen will, nähern? Wann wird bloße Lästigkeit zur Belastung und wo 
soll die Grenze verlaufen, die markiert, dass bis dahin das Verhalten noch von der Rechts-
ordnung gebilligt wird, und danach nicht mehr? 
Es  liegt auf der Hand, dass jedes gesetzgeberische Bemühen, das sich eine allgemeingül-
tige Regelung zum Ziel setzt, die nur beispielhaft aufgeworfenen Fragen mit einem Straf-
gesetz lösen zu wollen, dem jeder Bürger entnehmen kann, was er darf und was er nicht 
darf, den verfassungsrechtlichen Vorgaben des Bestimmthitsgebotes  nach Art. 103 Abs. 2 
GG nicht entsprechen kann.  
So enthält auch der hessische Versuch der Kodifizierung im Entwurf  zu § 241 a StGB so 
zahlreiche ausfüllungsbedürftige unbestimmte Rechtsbegriffe, dass nicht einmal ausgebil-
dete Strafjuristen in der Lage sein werden, zu erkennen, wann ein Verhalten als strafbares 
Stalking tatbestandsmäßig ist. 
Wie soll dies erst recht der juristisch nicht vorgebildete Bürger können?
 
3. Strafrecht bewirkt Rechtsgüterschutz vorrangig durch Sanktionierung begangenen Un-
rechts und wirkt erst in zweiter Linie spezial- und generalpräventiv.
Im Fall des Stalkings ist umgekehrt  vorrangig die Spezialprävention das vom Opfer und der 
Allgemeinheit erstrebte Ziel  behördlichen Eingreifens, weniger seine Sanktionierung. Nicht 
die  Verurteilung wegen begangenen Unrechts ist dem Opfer wichtig, ihm ist  damit  gedient, 
wenn der Täter veranlasst wird,  seine Belästigungen und Nachstellungen  einzustellen. Der 
staatliche Strafanspruch ist davon nicht berührt. Das Strafrecht vorrangig zur Durchsetzung 
von Abwehransprüchen des Einzelnen einzusetzen, verkennt seine verfassungsmäßige 
Funktion.  Ansprüche auf Unterlassung gilt es in der bestehenden Rechtsordnung zivilrecht-
lich geltend zu machen, ein Weg, den das Gewaltschutzgesetz vom 11. Dezember 2001 
(BGBl. I S. 3513) zu Recht beschreitet.

4. Das Legalitätsprinzip nach § 160 StP0 führt zum Zwang für die Strafverfolgungs- behör-

den,  in allen Fällen zu ermitteln, auch in denen, die zu keinen Sanktionen führen können, 
weil – wie oben dargelegt – im Falle eines Gesetzes die Tatbestandsmäßigkeit nicht hin-
reichend deutlich ist. In Fällen von stalkenden Angehörigen (Ex -männern oder Ex-Frauen) 
bestehen Probleme im Zusammenhang mit Zeugnisverweigerungsrechten und Beweissiche-
rung. Da in der Regel erst eine Vielzahl von Einzelakten den strafrechtlichen Tatbestand 
erfüllen soll, haben sich die Ermittlungen von Polizei und Staatsanwaltschaft und später die 
Aufklärung durch das Gericht auf jeden einzelnen Akt zu erstrecken mit der Folge eines 
unverhältnismäßig hohen Aufwandes für Ermittlungsbehörden und Gerichte.

5. Das deutsche Strafrecht ist ein Schuldstrafrecht, das Strafe nach persönlicherSchuld zu-
misst mit ff. Konsequenzen für Stalkingfälle:

a) Die Täter sind bei der in vielen Stalkingfällen typischen Täter-Opfer-Beziehung in der 
Regel psychisch gestört (narzisstische oder dissoziale Persönlichkeitsstörungen, Border-
liner, Liebes- oder Eifersuchtswahnkranke etc.) mit der Folge des Verdachts einer für die 
Strafzumessung bedeutsamen Verminderung ihrer Steuerungsfähigkeit.

 Nach § 244 Abs. 1 StP0 besteht eine gerichtliche Aufklärungsverpflichtung  h i n -
sichtlich der Voraussetzungen der §§ 20, 21 StGB, weshalb eine psychiatrische Begut-
achtung entweder von Amts wegen oder auf Beweisantrag eines Verteidigers in der Re-
gel unabdingbar ist. Ob Gründe der Verhältnismäßigkeit einer Begutachtung – erst recht 
wenn Maßnahmen nach § 81 a StP0 (Unterbringung  zur Beobachtung) erforderlich 
werden, weil der Beschuldigte sich nicht freiwillig untersuchen lassen will – entgegenste-
hen, ist nicht voraussehbar und wird von der zu erwartenden Sanktion abhängen.

 Auch ohne wesentliche psychische Störung beim Täter gebietet § 244 StP0 i.d.R. eine 
umfassende Aufklärung der Vorgeschichte, die sich im Fall vorheriger Täter-Opfer-Bezie-
hung überaus umfangreich und kontrovers gestalten kann.

b) Um das wesentliche Ziel der Unterlassung weiterer  Verfolgung oder Belästigung  
zu erreichen, dürfte vorrangig  die Verhängung einer Geld- oder Freiheitsstrafe – zur  
Bewährung ausgesetzt und mit entsprechenden Weisungen versehen – in Betracht kom-
men, um den Stalker von der Tatwiederholung abzuhalten. Unter dem Aspekt der Verhält-
nismäßigkeit und den im Kontext des StGB im hessischen Entwurf geplanten bescheidenen 
Strafrahmens für Verstöße gegen die vorgeschlagene Stalkingvorschrift  von Geldstrafe 
bis zu einem Jahr Freiheitsstrafe wird die Verhängung von Geldstrafen Vorrang haben. 
Deren abschreckende Wirkung dürfte für viele Stalkingtäter  bescheiden bleiben. Erst 
wiederholte Verfahren mit entsprechendem Aufwand würden mit zur Bewährung ausge-
setzten Freiheitsstrafen bei diesen möglicherweise die erwünschte Wirkung zeigen.

c) Dem Stalkingtäter ist sein Handwerk schnell zu legen. Strafverfahren benötigen hinge-
gen Zeit. Eine rasche Reaktion auf Stalkingfälle ist deshalb nicht zu erwarten. Bis ein 
Ermittlungsverfahren, das alle Teilakte der Belästigung erfassen muss, zu einer Anklage 
und später zu einer Verhandlung und  nach womöglich mehreren Instanzen zu einer 
Verurteilung  führt, vergehen viele Monate (s.O. Ziff. 4). Bei unter Bewährung stehenden 
Stalkingtätern ist eine schnelle Reaktion auf neue Verstöße ebenfalls ausgeschlossen, 
weil vor dem Widerruf der Strafe entweder erst eine rechtskräftige Verurteilung wegen 
der neuen Tat vorliegen muss, oder bei einem Weisungsverstoß (der Täter hat wieder 
versucht Kontakt aufzunehmen) letzterer erheblich sein muss, um den Widerruf einer zur 
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Bewährung ausgesetzten Freiheitsstrafe zu rechtfertigen. Vorher ist der Verurteilte zudem 
anzuhören.

c) Im übrigen erreicht der Stalkingtäter vor dem Hintergrund der in den meisten Fällen bei 
ihm vorhandenen psychischen Störung mit einer strafrechtlichen Hauptverhandlung exakt 
das, was er beabsichtigt und das Opfer tunlichst vermeiden will:

	 •		 der	Täter	wird	vom	Opfer	wahrgenommen
	 •	 der	Täter	wird	vom	Opfer	sogar	ernst	genommen
	 •	 der	Täter	bekommt	ein	öffentliches	Forum
	 •	 das	Opfer	muss	sich	mit	ihm	beschäftigen
	 •	 das	Opfer	muss	beweisen,	dass	es	Opfer	ist
	 •	 das	Opfer	ist	in	einer	öffentlichen	Verhandlung	der	Begegnung	mit	dem	Opfer	
  und seiner Befragung ausgesetzt

Fazit:
Das Strafrecht ist zur Bekämpfung von  Stalking ungeeignet. Da es vornehmlich um das 
Unterlassen zukünftiger belästigender Verhaltensweisen durch den Stalker geht, ist der zi-
vilrechtliche Schutz in Form  einer einstweiligen Anordnung auf Unterlassen bestimmter, das 
Opfer beeinträchtigender Verhaltensweisen sinnvoller. 
Im Zivilverfahren bedarf es keiner strengen gerichtlichen Beweisführung, sondern Glaub-
haftmachung reicht aus. Eine Begegnung zwischen Täter und Opfer ist nicht erforderlich. 
Mit der gerichtlichen Anordnung, ein bestimmtes Verhalten zu unterlassen sind dem Stalker 
die erforderlichen Grenzen gesetzt. Die Verhängung von Ordnungsgeld und Ordnungshaft  
sind auch im einstweiligen Verfügungsverfahren möglich und kann ebenso Schutz vor er-
neuten Grenzverletzungen bieten wie Geld – oder Freiheitsstrafe. Soweit die derzeitigen 
Regelungen des Gewaltschutzgesetzes als unzureichend eingeschätzt werden, sind auf 
diesem Gebiet Verbesserungen im Rechtschutz zu diskutieren. 
 

Nachlese

Andrea Weiß,
Juristin, Koordinatorin des Freiburger Interventionsprojektes

Über Stalking als eine Facette häuslicher Gewalt zu informie-
ren, und die Notwendigkeit von speziellem Wissen zu dieser 
Problematik herauszuarbeiten, war ein Ziel der inerdiszipli-
nären Fachtagung. Verdeutlicht hat sich die Notwendigkeit 
eines abgestimmten Maßnahmekonzeptes, um den Opfern 
Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen, wieder Kontrolle über 
ihr Leben zurückzugewinnen, aber auch für die akute Gefähr-
dungslage der Opfer zu sensibilisieren.
Die Resonanz aus den Vorträgen, dem ExpertInnengespräch 
und die Publikumsdiskussion, haben ergeben, dass das Thema Stalking einer rechtpoliti-
schen Lösung bedarf und ist als ein Signal an die Landes- und Bundespolitik zur Diskussion 
eines Stalkingstraftabestandes zu verstehen. Aktuell hat nun der Bundesrat am 18. März 
2005 die Einbringung eines Gesetzesentwurfs (§ 238 StGB) beschlossen, über den der 
Bundestag zu befinden haben wird. 

Im Vordergrund der Arbeit des Freiburger Interventionsprojektes steht eine verbesserte Ver-
netzung aller im Bereich häuslicher Gewalt tätigen Institutionen und Projekte auf kommu-
naler Ebene, die umsetzungsorientierte Entwicklung von polizei-, straf- und zivilrechtlichen 
Maßnahmen, die Etablierung eine umfassenden Beratungs- und Begleitungsangebotes 
und darüber hinaus für die Täter die Etablierung sozialer Trainingskurse.Diese komplexen 
interdisziplinären Prozesse geschehen nicht im Selbstlauf, sie erfordern verantwortliche 
Institutionen und den Willen der politisch Verantwortlichen diesen langfristigen Prozess 
zu unterstützen. Dies ist in Freiburg gelungen: seit 4 Jahren gibt es eine interdisziplinär 
besetzte Koordinierungsstelle und die Frauen-Beratungsstelle bei häuslicher Gewalt für die 
Betroffenen  nach Platzverweis.
Die gesetzlichen Rahmenbedingungen für die Bekämpfung der häuslichen Gewalt haben 
sich durch Gewaltschutzgesetz und den Platzverweis wesentlich verbessert. Durch diese 
Neuerungen und auf der Grundlage der praktischen Arbeit ist der fachliche Anspruch ge-
stiegen.

Dieser Entwicklung sollte die interdisziplinäre Fachtagung zum Thema Stalking und häus-
liche Gewalt spezifisch für das Fachpublikum aus Behörden, Polizei, Gerichten, Anwalt-
schaft,  psychosozialen Einrichtungen sowie Ärzte und Psychologen auf kommunaler Ebene 
dem Informations- und Qualifizierungsbedarf Rechnung tragen. 
Erfreulich ist, dass die Fachtagung sowohl von der Landesärztekammer Baden-Württemberg 
als Fortbildung für Ärzte  als auch von der Rechtsanwaltskammer Freiburg als Fortbildung 
für FachanwältInnen des Familienrechts und des Strafrechts anerkannt wurde.
Das Ziel, ein möglichst breites Fachpublikum anzusprechen, wurde mit rund 200 Teilneh-
merinnen und Teilnehmern erreicht. Auch die Berichterstattung in den Medien spricht für die 
Aktualität und Brisanz des Themas Stalking und häusliche Gewalt.
Die vorliegende Dokumentation soll Impulse geben, sich in der Berufspraxis mit dem Thema 
immer wieder neu auseinanderzusetzen.
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140 Weisser Ring

Der WEISSE RING hilft Opfern von Straftaten –

dazu gehören seit Jahren auch Stalking-Opfer

1976 wurde der WEISSE RING von Persönlichkeiten aus Polizei und Justiz als bundesweite 
Hilfsorganisation gegründet.
Seit der Gründung hat der WEISSE RING als einzige bundesweit tätige Opferhilfsorganisation ein 
flächendeckendes Netz für in Not geratene Kriminalitätsopfer mit rund 400 Anlaufstellen mit ca. 2.600 
ehrenamtlichen Mitarbeitern in ganz Deutschland aufgebaut. Die Arbeit des WEISSEN RINGS unterstützen 
mittlerweile rund 60.000 Mitglieder aus allen Kreisen der Bevölkerung mit Mitgliedsbeiträgen. Weitere Mittel 
für eine Opferbetreuung erhält der gemeinnützige Verein durch Spenden und Nachlässe sowie Zuweisung von 
Geldbußen.

Bisher wurden vielen hunderttausend Betroffene schnelle und unbürokratische Hilfe geleistet. In der Außenstelle 
Freiburg werden durchschnittlich zwei bis drei Opferschutzfälle pro Woche mit den unterschiedlichsten Hilfen 
bearbeitet. So auch Fälle von Stalking.

Der WEISSE RING hat vor Jahren erkannt, dass Stalking-Opfern geholfen werden muss. So hat der WEISSE 
RING z. B. eine Untersuchung des Mannheimer Zentralinstituts für seelische Gesundheit mitfinanziert, eine 
Untersuchung am Institut für Psychologie der Technischen Universität Dortmund, sowie die Dokumentation 
des kürzlich in Freiburg stattgefundenen ersten landesweiten Seminars zum Thema „Stalking“ finanziell 
unterstützt.

Der WEISSE RING betreut Stalking Opfer, obwohl viele Verhaltensweisen der Stalker im geltenden Strafrecht 
noch nicht erfasst sind und die Opfer im juristischen Sinne keine Kriminalitätsopfer sind.
Unsere Hilfe ist breit gefächert. Den seelisch und körperlich schwer betroffenen Opfern leisten wir menschlichen 
Beistand, persönliche Betreuung und Beratung und wenn es notwendig ist, leisten wir auch finanzielle Hilfe. 
Dies kann z. B. eine Beihilfe für Sicherungsmaßnahmen an der Wohnung oder für einen Umzug sein.

Die wenigsten Opfer haben eine Ahnung davon, welche rechtlichen Schritte sie gegen den Stalker einleiten 
können. Wir bieten deshalb einen Beratungsscheck für die kostenlose Erstberatung bei einem frei gewählten 
Anwalt und gegebenenfalls, je nach Bedürftigkeit, die Übernahme weiterer Anwaltskosten zur

- Wahrung von Opferschutzrechten im Strafverfahren (Opferanwalt/Nebenklage) und
- finanzielle Zuwendung zur Überbrückung von Tatfolgen.

Weitere Informationen zum WEISSEN RING können im Internet unter www.weisser-ring.de
abgerufen  werden.

Weitere Auskünfte im regionalen Bereich erteilen:
Für Freiburg Werner Wagner, Leiter der Außenstelle Freiburg mit Beratungsbüro in der Idingerstraße 1, 79116 
Freiburg, Telefon 0761/ 13 10 66
für die Landkreise Breisgau-Hochschwarzwald und Emmendingen 
Peter Falk Tel. 07633/ 40 55 29


